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Roland Hahn

Die Idee der Nation und die Lösung
der deutschen Frage

Wohl selten in der Vergangenheit sind die berufe-
nen Interpreten des Zeitgeistes so von der Ge-
schichte widerlegt worden wie im Fall der deut-
schen Frage. Der Herbst 1989 mit seiner friedlichen
Revolution in der DDR hat über Nacht das gesamte
politische Koordinatensystem, wie es sich in den
vergangenen vierzig Jahren europäischer Politik
entwickelt hatte, in sich zusammenbrechen lassen.
Das „Ende der Nachkriegszeit“ konnte nicht sinn-
fälliger vorgeführt werden als mit dem Fall der Ber-
liner Mauer. Nachträglich muß es verwundern, mit
welcher Selbstverständlichkeit man sich im Status
quo eingerichtet hatte und bisweilen sogar die Tei-
lung Deutschlands als Garanten des Weltfriedens
für das letzte Wort der Geschichte hielt.

Hier interessieren weniger das Unvermögen, sich
eine Wiedervereinigung vorstellen zu können als
jene Tendenzen, die aus der Teilung den Schluß
ableiteten, der einheitliche Nationalstaat sei an sich
historisch überholt und für die Deutschen auch
nicht erstrebenswert. Noch im Dezember 1989,
nachdem in der DDR der Ruf der Demonstranten
bereits lautete: „Wir sind ein Volk“ verkündete die
SPD in ihrer „Berliner Erklärung“1)- man wolle
„nicht zurück in das Zeitalter der Nationalstaaten“.
Vielmehr gelte es. „auf dem Wege zur europäischen
und zur deutschen Einheit“ die Zusammenarbeit
zwischen den beiden deutschen Staaten „immer en-
ger und umfassender zu gestalten und ihr unverzüg-
lich eine neue Qualität zu geben“. Deutlicher noch
wurde bereits 1986 dem Ziel der staatlichen Einheit
in einem Grundsatzpapier der Bundestagsfraktion
der Grünen widersprochen, wobei sogar die kultu-
relle Zusammengehörigkeit der Nation in Frage ge-
stellt wurde. Gefordert wurde eine „Selbstanerken-
nung“ der Bundesrepublik und vom „Selbstbetrug
gesamtdeutscher Identität“ gesprochen, der zu be-
enden sei, um „eine selbstkritische Hinwendung der
bundesdeutschen Gesellschaft zur eigenen demo-
kratischen Verfassung und die Herausbildung einer

eigenen, demokratischen Identität“ zu forcie-
ren2).

Der Streit lebte in der Partei, vehement wie nie
zuvor, nach den Umwälzungen in der DDR wieder
auf, bis schließlich eine knappe Mehrheit erkannte,
daß ein Festhalten an der Zweistaatlichkeit zu „po-
litischer Handlungsunfähigkeit“ führe3). Die Vor-
behalte gegenüber der Idee der Nation, die Ableh-
nung der Wiedervereinigung Deutschlands und die
Forderung nach einer eigenen, bundesdeutschen
„demokratischen Identität“ waren in den siebziger
Jahren bis weit in die liberale Mitte nicht untypisch.
Umso verwunderter, ja abschätziger, fiel auch die
Reaktion auf das neue gesamtdeutsche Nationalbe-
wußtsein in der DDR aus.

Diese Entwicklung stellt theoretisch weitreichende
Fragen, die alle um den Begriff der Nation kreisen.
So muß man sich heute fragen, ob die Idee der
Nation angesichts globaler Probleme und notwendi-
ger internationaler Zusammenarbeit selbst noch
zeitgemäß ist, ob nach über vierzigjähriger staatli-
cher Teilung überhaupt noch von einer deutschen
Nation gesprochen werden kann. Zu untersuchen
wird auch die Frage sein, weshalb in der DDR ein
nationales Eigenbewußtsein offensichtlich so gut
wie nicht entstanden ist4). Weshalb sich auch in der
Bundesrepublik die Verneinung des Nationalen
selbst oder die Reduktion des nationalen Bewußt-
seins auf den westdeutschen Staat letztlich nicht hat
durchsetzen können. Dazu wird man den Begriff
der Nation mit seinen Implikationen näher untersu-
chen und nach der Selbstdefinition der Bevölkerung
wie der Regierenden in beiden deutschen Staaten
während der mehr als vierzigjährigen Teilung fra-
gen müssen. Alle Fragen laufen schließlich darauf
hinaus, ob und in welchem Maße die Substanz der
Nation während der vierzigjährigen Teilung erhal-
ten geblieben ist.



I. Der Begriff der Nation

Um Bedeutung und Stellenwert der Idee der Nation
im Hinblick auf den deutschen Einigungsprozeß
bewerten zu können, muß kurz auf den Stand der
Diskussion um den Begriff selbst eingegangen wer-
den. Ohne eine klärende Darlegung der verschiede-
nen Ansätze läßt sich die Bedeutung für die Deut-
schen in ihrer momentanen Situation nicht hinrei-
chend verdeutlichen.

Auf Friedrich Meinecke geht die Unterscheidung
von Kultur- und Staatsnation zurück. In seiner be-
kannten Schrift „Weltbürgertum und National-
staat“5 ) hat Meinecke zwischen jenen Nationen un-
terschieden. die „vorzugsweise auf einem irgend-
welchen gemeinsam erlebten Kulturbesitz“ und sol-
chen, „die vorzugsweise auf der vereinigenden
Kraft einer gemeinsamen politischen Geschichte
und Verfassung beruhen“6 ). Diese Unterscheidung
war entwicklungsgeschichtlich gedacht, differen-
zierte also historisch zwischen jenen Nationen, die
aus einem ethnischen Zusammengehörigkeitsge-
fühl heraus einen eigenen Staat erkämpft oder doch
wenigstens angestrebt hatten, und jenen, bei denen
zuerst ein wie auch immer zustandegekommener
Staat existierte, der beispielsweise wie in Frank-
reich über die Jahrhunderte hinweg sich auch eth-
nisch und kulturell zu einer Einheit, eben einer Kul-
turnation, entwickelt hatte.

In den meisten Fällen läßt sich die Tendenz beob-
achten, daß Staatsnationen versuchen, den Charak-
ter ihrer Künstlichkeit durch die nachträgliche Ent-
wicklung einer eigenen Nationalkultur zu überwin-
den, es sei denn, sie beruhen gerade auf der aus-
drücklichen Anerkennung und dem Zusammen-
schluß verschiedener ethnischer Gruppen. Die Er-
fahrung hat immer wieder gezeigt, daß Kulturnatio-
nen in jedem Fall die stabileren Gemeinwesen bil-
den. Nur zu oft ist in der Vergangenheit die Staats-
nation dagegen das Produkt rein gouvernementaler
Entscheidung gewesen, ohne daß die betroffenen
Bevölkerungsteile dabei ein Mitspracherecht hat-
ten. Als staatsnational müssen aber auch jene Ver-
suche angesehen werden, die anstelle kulturnatio-
naler Zusammengehörigkeit eine andere Idee zur
Grundlage staatlicher Organisation machen.

Für die Situation der deutschen Frage hat diese
Unterscheidung eine von Meinecke überhaupt
nicht vorauszusehende Bedeutung erlangt, weil hier

ein vorhandener Nationalstaat gespalten wurde,
der die klassische Entwicklung von der reinen Kul-
turnation zum einenden Staat bereits hinter sich
gebracht hatte und somit eine historische Rückent-
wicklung stattfand. Wie waren die beiden Teile
Deutschlands unter dem Gesichtspunkt der Na-
tionstypologie zu definieren? Konnte die Kulturna-
tion unter der staatlichen Teilung wirklich auf
Dauer überleben, oder mußten sich nicht die bei-
den Staaten im Laufe der Zeit zu Gemeinwesen mit
eigener kultureller Identität entwickeln, also zu se-
paraten Staatsnationen werden, die sich nur noch
über die relative Beliebigkeit ihres staatlich verfaß-
ten Territoriums definierten? Mit anderen Worten,
wäre unter bestimmten Voraussetzungen das Auf-
gehen der Kultumation in zwei neue Staatsnationen
grundsätzlich überhaupt denkbar gewesen, wie es
kommunikations- oder besser partizipationstheore-
tische Ansätze nahelegen7). Es geht also letztlich
um die Frage, inwieweit ethnisch-kulturelle und hi-
storisch-genetische Faktoren im Sinne eines aufklä-
rerischen Politikbegriffs für die Selbstdefinition von
politischen Großgemeinschaften obsolet geworden
sind. Um dieses zu klären, müssen wir uns einige
wichtige Definitionen des Wesens von Nationen
näher anschauen.

Die objektiven Definitionen stellen auf bestimmte,
für die Nation signifikante Merkmale ihrer Mitglie-
der ab, die unabhängig vom Willen der einzelnen
die Nation konstituieren. Gemeinsame Herkunft,
Geschichte, Sprache und Kultur sind die Merk-
male , die in erster Linie immer wieder genannt wer-
den.

Die Erklärungsbedürftigkeit beginnt bereits mit
dem Merkmal der gemeinsamen Sprache. Eine
deutsche Sprache als gemeinsames Erkennungs-
merkmal ist praktisch erst durch Luthers Bibelüber-
setzung geschaffen worden. Zwei voneinander
durch die zweite germanische Lautverschiebung ge-
trennte Sprachen, das Hoch- und das Niederdeut-
sche, wurden durch sie erst in einer gemeinsamen
Hoch- und Literatursprache überwölbt8). Zudem
hat sie die nationale und damit staatsrechtliche Se-
parationen nicht verhindern können. Das Beispiel
Österreichs mag für den deutschsprachigen Raum



historisch nicht unproblematisch sein; die Schweiz
jedoch kann durchaus als ein solches gewertet wer-
den. Ebenso hat eine gemeinsame englische Spra-
che durchaus verschiedene Nationen entstehen las-
sen. Gleiches gilt für das Spanische und den süd-
amerikanischen Raum. Die Formel der Frankfurter
Nationalversammlung: „Soweit die deutsche Zunge
klingt“9), war bereits zu Beginn des 19. Jahrhun-
derts, wie die gemeinsame Sprache überhaupt, kein
hinreichendes Merkmal für die Bestimmung einer
Nation. Die Sprache kann überdies nicht generell
als objektives Merkmal angesehen werden, da ihre
Veränderung und Differenzierung oft gerade das
Produkt vorausgehenden nationalen Wollens
ist10).

Andererseits ist die Nation ohne eine gewisse
sprachliche Homogenität nicht denkbar. Schon we-
gen der schlechthin entscheidenden Bedeutung der
Sprache für die Kultur im weitesten Sinne müssen
mehrsprachige Gemeinwesen stets als Staatsnatio-
nen begriffen werden.

Die nationalstaatlich geprägte Geschichtsschrei-
bung des 19. Jahrhunderts hat die Vorstellung ab-
stammungsmäßiger Zusammengehörigkeit11) zum
entscheidenden Ausgangspunkt ihrer Überlegun-
gen gemacht, ohne sich allerdings allzusehr um ge-
naue Abgrenzung der einzelnen ethnischen Grup-
pen zu kümmern. Weder realhistorisch noch
sprachgeschichtlich läßt sich dieser Ansatz halten.
Bis in unser Jahrhundert hinein ist die Mitte Euro-
pas in nicht unerheblichem Maße auch ein ethni-
scher Schmelztiegel gewesen. Herders idealistische
Lehre von den „Volksgeistern“, die allein den ein-
zelnen Völkern geschichtsbildende Kraft zu-
schreibt, ist heute genauso wie die Vorstellung von
der Nation als konstitutiver Abstammungsgemein-
schaft, die die frühe Nationslehre etwa bei Johann
Gottlieb Fichte, Carl Salomon Zachariae, Wilhelm
Maurenbrecher, Friedrich Julius Stahl, Constantin

Frantz12) oder Robert von Mohl weithin bestimmt
hat, nicht ohne deutliche Einschränkungen an-
wendbar. Selbst haben diese Vorstellungen jedoch
ihrerseits viel zur Bildung eines mythischen Natio-
nalbewußtseins beigetragen. Unstreitig dürfte sein,
daß sich im Laufe der Geschichte, beeinflußt durch
besondere kulturelle, soziologische und historische
Gegebenheiten, spezifisch ethnische Einheiten her-
ausgebildet haben, die ihrerseits die Form der je-
weiligen nationalen Identifikation maßgeblich mit-
bestimmt haben.

Einerseits kann sich das nationale Selbstbewußtsein
praktisch nur durch den Rückgriff auf die Tradition
oder geschichtliche Mythen legitimieren, anderer-
seits wirkt ein so begründetes nationales Identifika-
tionsmuster seinerseits im Sinne einer inneren Ho-
mogenisierung von sich aus fort. Otto Bauers Be-
griff der „Schicksalsgemeinschaft“ dürfte wohl die
am meisten realistische Erklärung des Entstehens
von ethnischen Gemeinschaften sein, weil sie die
„nationale Eigenart“ anerkennt, ihre Entstehung
jedoch als Ergebnis historischer Entwicklung deu-
tet, deren Fortgang nach vorne offen ist. Er be-
schreibt die Nation als eine aus gemeinsamem „Er-
leben und Erleiden des Schicksals“ entstandene
Kultur- und „Charaktergemeinschaft“. Für Bauer
bringt „nur das in durchgängiger Wechselwirkung
untereinander und in steter Beziehung aufeinander
erlebte Schicksal“ die Nation hervor13). In wel-
chem Maße die Deutschen während der Teilung in
diesem Sinne Schicksalsgemeinschaft und damit
Charaktergemeinschaft geblieben sind, wird die
Zukunft erweisen müssen.

Ein völlig entgegengesetzter Ansatz wird von den
Vertretern der sogenannten subjektiven Nations-
theorien verfochten. Hier konstituiert erst der
Wille, eine Nation zu sein, die Nation selbst14). Das
Grundprinzip dieser Auffassung kommt wohl am
prägnantesten in der berühmten Formulierung Er-



nest Renans zum Ausdruck, der die Nation als „pl-
biscite de tous le jours“ ) definiert. Dabei kann
entweder der Akzent mehr auf der Gefühls- und
Bewußtseinsgemeinschaft oder mehr auf der Wil
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-
lensgemeinschaft, dem Willen also zur politischen
Gemeinschaft, dem Streben nach einem gemeinsa-
men Staat, liegen16). Die Problematik einer rein
auf das voluntative Moment gegründeten Nations-
defmition und das entscheidende Gegenargument
hat schon Bauer formuliert. Es könne, so entgegnet
er. nicht das subjektive Bewußtsein der Zusammen-
gehörigkeit sein, das eine Nation zusammen-
schließe, ohne daß zuvor ein objektives Merkmal
der Zusammengehörigkeit existiere, dessen man
sich bewußt werde ). Noch ein anderes Argument
gegen die rein willensnationale Konzeption wird oft
übersehen, nämlich die Fremd- oder Außendefini-
tion, die Tatsache also, daß eine Nation von ande
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-
ren als solche identifiziert wird, mit der Folge, daß
sich das einzelne Mitglied dieser Nation gegen eine
Zurechnung seiner Person zu ihr gar nicht wehren
kann8 ). Es ist offenkundig, daß einerseits zwischen
den objektiven Theorien und dem Begriff der Kul-

turnation sowie andererseits zwischen den subjekti-
ven Theorien und dem Begriff der Staatsnation eine
gewisse Affinität besteht.

Seil langem hat sich immer stärker die Erkenntnis
durchgesetzt, daß die Nation einseitig nach der ob-
jektiven oder subjektiven Auffassung nicht ange-
messen beschrieben werden kann. Beide Typen von
Theorien beschreiben nur die zwei Seiten ein- und
desselben Phänomens. Realistischerweise wird man
davon ausgehen müssen, daß der Konstituierung
einer Nation ein Auswahlprozeß objektiv bedeutsa-
mer Merkmale zugrunde liegt. Modernere Ansätze
fragen daher nicht mehr primär nach dem Wesen,
sondern in erster Linie nach der Funktion der Na-
tionsidee im sozialen Geflecht politischer Groß-
gruppen. Zu nennen sind hier in erster Linie die
kommunikationstheoretischen Ansätze19), die je-
doch so stark abstrahieren müssen, daß die eigent-
liche Spezifik der Nationsidee nur unzureichend
erfaßt wird. Genauso unbefriedigend und unspezi-
fisch bleibt die Bestimmung der Nationsidee als
Ideologie20 ).

II. Nation, Staat und Demokratie

Für die deutsche Problematik und in Sonderheit für
unsere Thematik ist naturgemäß die Bestimmung
des Verhältnisses, in dem die Nation zum Staate
steht, von besonderem Interesse. Während, be-
dingt durch die historische Entwicklung, in den an-
gelsächsischen Ländern und auch in Frankreich Na-
tion und Staat meist gleichgesetzt werden, haben in

Deutschland die späte staatliche Einigung und nicht
zuletzt auch die Teilung des Landes eine deutliche
Unterscheidung der Begriffe bewirkt.

Nachvollziehbar ist auch, daß für die völkerrechtli-
che Definition „mindestens der Kern staatlich orga-
nisiert“ sein muß, um als Nation zu gelten21). Der
Fall, daß Nation und Staat nicht identisch sind,
kommt häufig genug vor. Würden beide zusammen-
fallen, so wäre der Begriff „Nationalstaat“ in der
Tat ein Pleonasmus und der des „Nationalitäten-
staates“ ein Widerspruch in sich22 ). Eine historisch
einzigartige und völlig neue Entwicklung, die nur
aus der Dominanz der Supermächte und ihres
Kampfes um die Vorherrschaft nach dem Zweiten
Weltkrieg heraus verstehbar ist, stellt der Fall
Deutschlands. Koreas, Vietnams und Chinas dar.
Hier wurden existierende Staaten, die tatsächlich
deckungsgleich mit geschlossenen Nationen waren,
in zwei oder mehrere Staaten unterschiedlicher Ge-
sellschaftsordnung geteilt. Das Unterscheidungs-
kriterium war dabei ein transnationales.



Im Anschluß an Max Weber hat eine ganze Schule
der Soziologie die Nation in erster Linie als politi-
schen Verband verstanden und damit auf den Na-
tionalstaat, „die weltliche Machtorganisation der
Nation“23 ) reduziert. Damit zugleich lehnte Weber
alle objektiven Merkmale ab und hielt auch den
Begriff „Volk“ wissenschaftlich für unbrauchbar. In
der Nachkriegsliteratur der Bundesrepublik findet
sich aus ganz anderen Motiven eine ähnliche Ten-
denz, die Nation auf den Staat zu reduzieren. Man
fürchtete in erster Linie die emotionalisierende
Wirkung einer sich auf objektive Kriterien stützen-
den Definition24 ).

Das Verhältnis von Nation und Staat kommt defi-
nitorisch erst dann in ein plausibles Verhältnis,
wenn man die ideengeschichtliche Entwicklung des
Begriffs berücksichtigt. Die Idee der Nation ist
nicht zufällig ein typisches Produkt der frühen Neu-
zeit, steht also an jener Schwelle, an der das univer-
salistische Staatsverständnis des Mittelalters seine
Integrationswirkung als Legitimationsidee bereits
weitgehend verloren hatte. So verwendet etwa der
Adel in Deutschland, unterstützt von den Humani-
sten, die Idee zunächst im Kampf gegen Kaiser und
römische Kurie ), ohne daß sie sich jedoch als poli25 -
tische Leitidee der Zeit durchsetzen kann. Im Ab-
solutismus wird, gestützt auf die naturrechtliche
Vertragslehre Thomas Hobbes und die Souveräni-
tätslehre Jean Bodins, der abstrakte Staat, nicht die
Nation, zum Träger der Souveränität. Die Staats-
raison26 ), vertreten durch die dynastische Herr-
schaft und ihre zentralistisch-rationalistische Ver-
waltung, wird zum letzten Zurechnungspunkt und
zur Einheitsgebung für alles politische Gesche-
hen.

Erst in der Französischen Revolution wird das Pri-
mat des Staates für die politische Entscheidung ab-

gelöst durch die sich zur alleinigen Trägerin der
Souveränität erklärende Nation. Indem sich der
Dritte Stand in der Formulierung des Abbe Emma-
nuel Joseph Sieyes zur „vollständigen Nation“ er-
klärt27), wird die eigenständige Souveränität des
Staates aufgehoben und durch die Nation ersetzt.
Sie wird dadurch zum obersten, nicht weiter ableit-
baren politischen Gestaltungsprinzip28). Zugleich
ist damit die Nation zum schlechthin entscheiden-
den Bezugspunkt und zur ausschließlichen Legiti-
mationsgrundlage des Staates erhoben29 ). An die-
ser Stelle wird der rein instrumentelle Charakter
der Demokratie im Dienste der Verwirklichung des
Selbstbestimmungsrechtes der Nation besonders
deutlich; ein anderes Substrat der Demokratie als
die Nation ist ohnehin gar nicht vorstellbar30).
Jeder Versuch, unter Absehung von ethnischen
Merkmalen die Nation begrifflich allein durch den
Staat zu konstituieren (Staatsnation), trägt den
Keim eines Rückfalls in die Verabsolutierung der
Staatsraison in sich und begünstigt so die Usurpa-
tion der Souveränität durch die politische Klasse.
Nicht zufällig hat die Idee der Nation vor allen
anderen denkbaren Legitimationsideen in breiten
Bevölkerungsschichten seit jeher den meisten
Rückhalt gefunden, schon, weil sie inhaltlich am
handgreiflichsten und real erlebbar ist. Sprach- und
Kulturgemeinschaft sind — wie schon Max Weber
richtig erkannte — bis in die untersten Schichten
der Bevölkerung die entscheidende Dimension der
Teilhabe am Gemeinwesen31 )- Der emanzipatori-
sche Charakter der Idee der Nation reicht jedoch
viel weiter, er bindet die Regierenden an die Re-
gierten viel enger als sonst eine Legitimationsidee
im Stande wäre. Die Unterscheidung von Nation
und Staat kann daher grundsätzlich nur eine tempo-
räre Unterscheidung sein. Die Nation steht zum
Staate, wie Bernhard Willms richtig bemerkt, in
einem Verhältnis wie der Entwurf zur Realisie-
rung 32).



III. Das nationale Selbstverständnis in der Bundesrepublik

Durch die Teilung Deutschlands entstand schon
frühzeitig die Notwendigkeit für beide deutsche
Staaten, daß Verhältnis der eigenen Staatlichkeit
zur Nation neu zu definieren. Die Selbstdefinition
unterlag dabei auf beiden Seiten über die Jahr-
zehnte hinweg einem nicht zu übersehenden Wan-
del, der auch für das Zusammengehörigkeitsgefühl
der Nation nachhaltige Folgen hatte. Bedenkt man,
daß sich die verwandtschaftlichen Bindungen ersten
Grades im Zeitraum zwischen 1953 und 1982 mehr
als halbiert haben33), so überrascht die Tatsache,
daß über die Jahre hinweg bei der großen Mehrheit
der Bevölkerung das Ziel der Wiedervereinigung,
wenngleich mit sinkender Priorität, stets bejaht
wurde34 ). Lediglich in den jüngeren Jahrgängen
war lange Zeit der Trend zu beobachten, den Be-
griff Deutschland auf die Bundesrepublik zu redu-
zieren35 ). Demoskopische Befunde erhalten in die-
sem Zusammenhang jedoch erst eine gewisse Aus-
sagekraft, wenn man sie mit dem Wandel der natio-
nalen Selbstdefinition der Bundesrepublik in der
veröffentlichten Meinung in Beziehung setzt.
Schon am Beginn des westdeutschen Staates stand
eine nicht weiter verwunderliche Unsicherheit der
Selbstdefinition mit der Tendenz, die Konvergenz
von Nation und Staatlichkeit durch verschiedene
Surrogate zu ersetzen. Bezeichnend für die Ten-
denz, in der Teilung mehr als die ziemlich willkür-
liche Zerreißung gewachsener staatlicher Bande zu
sehen, ist das bereits im Frühjahr 1945 veröffent-
lichte Buch Wilhelm Röpkes36), in dem er die noch

bevorstehende staatsrechtliche Teilung ziemlich ge-
nau vorhersah, und die Grenze zwischen West- und
Ostdeutschland, die „zwei Welten“ voneinander
trenne, als einen „Limes des Abendlandes“ be-
zeichnet, der „die vollkommene Scheidung der mo-
ralischen, politischen, sozialen und wirtschaftlichen
Grundsätze“ bedeute ). Wenn diese Überhöhung
der Teilung auch nicht Allgemeingut wurde, so
hatte Röpke doch damit ein Gefühl angesprochen,
das unter
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Politikern und in Teilen der Bevölkerung
durchaus auch vorhanden war.

Die Brüche des nationalen Selbstverständnisses tra-
ten in der Bundesrepublik in vollem Umfang jedoch
erst Jahre später zutage. Formal knüpfte man an
das Nationalverständnis der Weimarer Republik
an, wobei jedoch die Revolution von 1848 und die
Frankfurter Nationalversammlung bewußt dem na-
tionalsozialistischen Mißbrauch nationalen Selbst-
gefühls entgegengestellt wurde38). Alte Begrifflich-
keiten und Denkmuster fanden sich bei nahezu al-
len Parteien. Aufgrund des Provisoriumscharakters
unterließ man bewußt jeden Bezug zur staatsrecht-
Uchen Realität39). Für die damahge Zeit, in der
man noch von einem raschen Zusammenbruch des
zweiten deutschen Staates hatte ausgehen können,
mochte das für eine gewisse Zeit angehen.

Problematisch bUeb jedoch die Kombination von
zwei Staatszielen in der Präambel des Grundgeset-
zes, die bis heute nicht restlos kompatibel sind,
nämlich, wie es dort heißt: „die nationale und staat-
liche Einheit zu wahren und in einem vereinten
Europa dem Frieden der Welt zu dienen“. Wäh-
rend das erste Ziel äußerst konkret gefaßt wurde,



blieb das zweite, trotz zeitweiliger Europabegeiste-
rung, stets eine Formel, deren Ausfüllung je nach
Belieben zwischen einem rein geistigen europäi-
schen Zusammengehörigkeitsgefühl und den „Ver-
einigten Staaten von Europa“ in allen denkbaren
Ausgestaltungen variieren konnte. Dennoch wurde
bei allen demoskopischen Umfragen seit 1948 dem
Ziel der europäischen Einigung nahezu im gleichen
Maße zugestimmt wie dem der Wiedervereinigung
Deutschlands40 ).

Die Zwiespältigkeit des Orientierungsangebotes
wurde in den fünfziger Jahren noch durch den
Deutschlandvertrag verstärkt, in dem es der Regie-
rung Adenauer gelungen war, die westlichen Sie-
germächte auf das gemeinsame Ziel der Wiederver-
einigung Deutschlands festzulegen. Die Orientie-
rungskrise wurde lange durch den wirtschaftlichen
Aufschwung und den durch ihn hervorgebrachten
Wohlstand überdeckt. Die Entwicklung eines bun-
desdeutschen Eigenbewußtseins ließ bis Anfang der
sechziger Jahre schon die Auseinandersetzung zwi-
schen Ost und West um die legitimierte Vertretung
der gesamten Nation nicht zu. Besonders der Mau-
erbau machte deutlich, wie wenig die Deutschen
Herr im eigenen Lande waren. Das bis dahin weit-
verbreitete Vertrauen der Bevölkerung in die west-
lichen Verbündeten, insbesondere die USA, bekam
hier erstmals einen deutlichen Rückschlag41).

Seit Beginn der sechziger Jahre, also nicht zufällig
seit jenem Zeitpunkt, als das Scheitern der Politik
des „Alleinvertretungsanspruchs“ und der Nichtan-
erkennung der DDR offenkundig wurde, kamen
immer deutlicher Stimmen auf, die eine „Selbstan-
erkennung“ der Bundesrepublik als den entschei-
denden nationalen Bezugspunkt verlangten. Das
lief, wenn auch in völlig untypischem Sinne, darauf
hinaus, den westdeutschen Staat als eine Art Staats-
nation zu begreifen, eine Nation, die sich allein
durch den Staat als tragendes Element des Zusam-
menlebens ihrer Angehörigen definierte und die
DDR somit mehr oder weniger als Ausland begriff.
Als erster artikulierte diese Forderung 1963 der
Philosoph Karl Jaspers42 ).
Der Ausgangspunkt seiner seither vielfach über-
nommenen und variierten Argumentation, die

Deutschen müßten als Kriegsschuldige die volle
Verantwortung für die nationalsozialistischen Ver-
brechen und die Folgen des Krieges tragen und hät-
ten daher den Anspruch auf Wiedervereinigung
verloren, ist historisch wie moralisch äußerst frag-
würdig. Jaspers setzte gegen das Einheitspostulat
den Deutschen das Ziel, Freiheit und Demokratie
zum entscheidenden Wert ihres Zusammenlebens
zu machen.

Eine noch deutlicher staatsnationale Konstruktion
findet sich bei Kurt Sontheimer, der Anfang der
siebziger Jahre die Distanzierung der Demokratie
in der Bundesrepublik von den „problematischen
Werten der Ganzheit der Nation, der Gemein-
schaft, des Volkes“ forderte. Für die Bundesrepu-
blik komme es darauf an, „das Interesse an der frei-
heitlichen Verfassung und ihrer Lebensform zur
Grundlage unserer nationalen Zusammengehörig-
keit zu machen“43). Das gilt neben vielen anderen
ebenso für Waldemar Besson, der 1970 zu einem
„westdeutschen Patriotismus“ aufrief, da kein Staat
auf die Dauer „ohne die erzwungene oder freiwil-
lige Loyalität seiner Bürger“ gedeihen könne. Ein
international verflochtenes Gemeinwesen wie die
Bundesrepublik brauche „die Identität von Staat
und Staatsvolk“44).
In den siebziger Jahren verstärkte sich in der Publi-
zistik noch die Auffassung, daß die Einheit der
Nation obsolet, ja, die deutsche Nation selbst eine
„Chimäre“45 ) sei. Diese Konzeption einer auf
die Bundesrepublik begrenzten staatsnationalen
Schrumpfnation konnte jedoch nicht eigentlich
plausibel machen, was denn über die bloße Staats-
raison hinaus den Daseinsgrund für dieses Gemein-
wesen, die Berechtigung, den einzelnen zu binden
und zu verpflichten, ausmache. Mit anderen Wor-
ten, jede Legitimation, die nicht schon von vornher-
ein die relativ willkürliche Form der vorfindbaren
staatlichen Daseinsweise voraussetzte, mußte stets
die Menschen im anderen Teil Deutschlands mit-
umfassen. Sie ausgrenzen zu wollen, wie es die
staatsnationale Konzeption anstrebte, mußte be-
deuten, die innere Begründung des Staates Bundes-
republik in der Legitimation des Status quo zu se-
hen.

Das Bestreben, die Nation auf die Bundesrepublik
zu begrenzen, vermochte sich jedoch in der Innen-



Politik letztlich nicht durchzusetzen. Ganz im Ge-
genteil, der Grundlagenvertrag mit der DDR mit-
samt dem dazugehörenden „Brief zur deutschen
Einheit“ legte die künftige Deutschlandpolitik auf
die Kulturnation mit dem immanenten Anspruch

auf die Wiederherstellung des gemeinsamen Natio-
nalstaates fest. Die Formel von den zwei Staaten in
einer Nation wie auch sämtliche „Erklärungen zur
Lage der Nation im geteilten Deutschland“ sind
dafür ein beredtes Zeugnis.

IV. Nationales Selbstverständnis der DDR

Erst verhältnismäßig spät nahm die SED Abschied
von der Forderung nach der Einheit Deutschlands
und damit von der Vorstellung einer einheitlichen
deutschen Nation überhaupt. Von Anton Acker-
manns Aufruf zu einem eigenen deutschen Weg
zum Sozialismus über die „Volkskongreßbewe-
gung“, die Parole „Deutsche an einen Tisch“ und
Ulbrichts Konföderationspläne bis hin zur Politik
der „Abgrenzung“ und der These von den zwei
Nationen auf deutschem Boden war es ein weiter
Weg. In der Rückschau betrachtet, wurde in der
längeren Zeit der Existenz der DDR als selbständi-
gem deutschen Staat zumindest verbal von einer
deutschen Nation ausgegangen, die es, wenn auch
unter sozialistischen Vorzeichen, wieder zu einem
einheitlichen deutschen Nationalstaat zu formieren
galt. Im Grunde war die nationale Attitüde der
SED bis zuletzt immer ein Instrument im Kampf
gegen die Bundesrepublik um die Legitimation der
eigenen Diktatur und die Herrschaft über ganz
Deutschland.

Karl Marx’ Position zu übernehmen, daß die Arbei-
ter kein Vaterland besäßen46 ), hätte für die SED in
der Auseinandersetzung der Systeme von vornher-
ein die Niederlage bedeutet. Da der Anspruch auf
die Führung der Nation nur historisch begründbar
war, trennte man sich schnell vom generellen Ver-
dikt Alexander Abuschs über die deutsche Ge-
schichte als einem „Irrweg einer Nation“ ) und dif47 -
ferenzierte in der parteioffiziellen Geschichts-
schreibung ab Anfang der fünfziger Jahre zwischen
einem fortschrittlichen Traditionsstrang, der durch
die DDR repräsentiert werde, und einem reaktio-
nären, im Grunde antinationalen, als dessen Ver-
körperung die Bundesrepublik hingestellt wurde,
wie es sinngemäß das „Nationale Dokument“ des
Nationalrates der „Nationalen Front“ vom
25. März 1962 ausdrückte. Im Kampf um die deut-
sche Geschichte wurden von nun an sehr selektiv

bestimmte Teile, wie etwa die Befreiungskriege
oder der deutsche Bauernkrieg von 1525 herausge-
löst und einseitig der eigenen Tradition zugewiesen.
Daß dabei die Marx'sche Periodisierung der Ge-
schichte als Folie unterlegt wurde, versteht sich von
selbst. Wenn man schon dem „Geschichtsbewußt-
sein“ und „Geschichtsbild“ ausgeprägten „Klassen-
charakter“ zumaß und auf ihre „außerordentlich
starke emotionale Wirksamkeit“ für die „ideolo-
gisch-politische Haltung“ der Menschen setzte48),
mußte das in der Auseinandersetzung um die natio-
nale Legitimation zu einer Eigendynamik führen,
die die Einbeziehung immer weiterer Teile der
deutschen Geschichte erzwang. Das verschärfte
sich im Zuge der Abgrenzungspolitik nach dem
Grundlagenvertrag sogar noch weiter. Einen Höhe-
punkt erreichte dieser Zwang während der soge-
nannten Preußen-Renaissance in der DDR ab Ende
der siebziger Jahre. Die SED erkannte die ideolo-
gische Notwendigkeit, sich auch dem zu stellen, was
sie von nun an als „historisches Erbe“ bezeichnete.
Wenn sich die DDR als „sozialistische deutsche
Nation“ verstehe, so heiße dies, eine Nation, die
ihrem Charakter nach sozialistisch, ihrer Herkunft
nach deutsch sei, und das ergebe „die unabweisbare
Konsequenz, daß sie in ihrem Bewußtsein die ge-
samte deutsche Geschichte von der Warte des So-
zialismus verarbeiten“ müsse. Von daher lasse sich
ihr Geschichtsbild „keineswegs . . . nur auf die Ge-
biete begrenzen, die heute zur DDR gehö-
ren“49 ).

Damit hatte die DDR-Historiographie vor dem Ge-
schichts- und Traditionsverständnis breiter Kreise
der Bevölkerung kapituliert, für die historisches
Erinnern selbstverständlich gesamtdeutsch orien-
tiert blieb. Der Unterschied zwischen Bundesrepu-
blik und DDR verengte sich so auf die Systemfrage.
Schließlich wurde sogar eingestanden, daß es ein
für die Bundesrepublik und die DDR gleicherma-



ßen verfügbares Erbe gebe50 ). Daß Sprache und
Herkunft übereinstimmten, konnte ohnehin nicht
bestritten werden. Seit dem IX. Parteitag der SED
wurde die eigene sozialistische Nation in der DDR
praktisch ausschließlich mit ihrer Staatlichkeit be-
gründet. Im Programm von 1976 heißt es dement-
sprechend: „Die sozialistische Nation . . . umfaßt
das Volk der Deutschen Demokratischen Republik
und ist gekennzeichnet durch den souveränen sozia-
listischen deutschen Staat auf deren Territo-
rium“51 )- Selbstverständlich war man bestrebt, die
sozialistische Nation durch eine sich entwickelnde
„sozialistische Nationalkultur“ zu untermauern52).
Bei aller Rhetorik konnte nicht darüber hinwegge-
täuscht werden, daß die DDR eben kein National-
staat war, sondern im klassischen Sinne der Ver-
such, eine Staatsnation aus einem Prinzip heraus zu
bilden, daß von der Bevölkerung weithin abgelehnt
wurde. Tilman Mayer spricht ihr mit Recht jede
„nationsbildende Kraft“ ab, da ihre Identität nicht
auf die DDR begrenzbar sei. In einem Raum, der
eine nationalstaatliche Ordnung in Freiheit zulasse,
sei eine „staatsnationale Separation“ ohnehin kaum
erfolgreich ).53

Mit diesem Nationsverständnis befand sich die SED
in einem unüberbrückbaren Widerspruch zur offi-
ziellen sowjetischen Nationsdefinition, die von Sta-
lin entwickelt wurde und 1919 Aufnahme in das
Parteiprogramm der KPdSU fand. Sie zählt das
Element der Staatlichkeit bewußt nicht zu den
Merkmalen einer Nation. Später hat Stalin zwar
zwischen kapitalistischen und sozialistischen Natio-
nen unterschieden, dieses jedoch nur auf den unter-
schiedlichen Entwicklungsgrad des Klassenkampfes
bezogen54 ).

Über die innere Einstellung der Menschen in der
DDR zum SED-Staat und die Identifikation mit
dem Konstrukt einer „sozialistischen Nation“ las-
sen sich heute zwar eher Aussagen treffen als vor
der Öffnung der Mauer, doch ein objektives Bild
läßt sich schon deshalb nur schwer zeichnen, weil
die nachträgliche Bewertung durch die betroffene
Bevölkerung bereits den Zusammenbruch des Ver-
suchs einer eigenen Nationsbildung mit einbezieht.
Generell haftet staatsnationalen Konstruktionen
etwas Künstliches an. Im Falle der DDR wird das
noch durch den Umstand verstärkt, daß die staats-
nationale Separation grundsätzlich nicht auf der
demokratischen Willensentscheidung der Bevölke-
rung basierte. Wieweit im Einzelfall die Identifika-
tion einem durch die Verhältnisse erzwungenen
Sich-arrangieren entstammten, also mehr oder we-
niger einem von außen bestimmten Identitätszwang
entsprachen, läßt sich nachträglich nicht eindeutig
bestimmen.
Die Hinweise jedenfalls, denenzufolge die Mehr-
heit der Menschen in der DDR sich über alle Alters-
gruppen hinweg, unter den Jugendlichen vielleicht
noch mehr als unter den Älteren, mit einer trans-
gouvemementalen gesamtdeutschen Kultumation
mitsamt dem Willen zur staatlichen Wiedervereini-
gung identifiziert haben, sind so zahlreich, daß sie
an dieser Stelle gar nicht alle aufgezählt werden
können. Ob die vornehmlich seit den siebziger Jah-
ren in der Bundesrepublik von Wissenschaftlern
und Publizisten vorgetragene Behauptung, in der
DDR habe sich ein Bewußtsein der Eigenstaatlich-
keit und des Stolzes auf die eigene Leistung55 )
entwickelt, mehr oder weniger westdeutschem
Wunschdenken entsprach, soll hier nicht untersucht
werden.

V. Zusammenfassung

Faßt man den bisherigen Gang unserer Überlegun-
gen zusammen, so muß man zu dem Schluß kom-
men, daß es ganz bestimmte Bedingungen und

Konsequenzen des Bewußtseins von Nation waren,
die ein Auseinanderleben der Deutschen trotz ver-
einzelter Hinweise darauf in nahezu vierzig Jahren
verhindert haben. Zuerst muß hier festgehalten
werden, daß der Kern der gemeinsamen deutschen
Kulturnation im wesentlichen unbeschädigt blieb.
Lange hat die SED selbst auf ihn gesetzt und erst
seit Beginn der siebziger Jahre versucht, im Wege
der Entwicklung einer eigenen Staatsnation eine



spezifische DDR-Nationalkultur aufzubauen. Spä-
testens ab Ende der siebziger Jahre mußte dieser
Versuch jedoch als gescheitert angesehen werden.
Die Kommunikation zwischen den Menschen riß
keineswegs ab. Auch blieb eine gemeinsame Natio-
nalkultur erhalten, an der die Menschen in der
DDR zumindest passiv über Fernsehen und Rund-
funk teilnehmen konnten.

Ebenso war der Versuch der SED, die Begründung
der eigenen Nation im Wege der Separierung der
deutschen Geschichte zu untermauern, durch die
damit einhergehende Verwicklung in Widersprüche
von vomeherein zum Scheitern verurteilt. Die Zen-
tralidee ihrer staatsnationalen Separation, die un-
terschiedlichen „Produktionsverhältnisse“ in bei-
den deutschen Staaten, konnte den Wesensgehalt
des Nationalen nicht betreffen. Entscheidender
aber noch war der Umstand, daß dieser „sozialisti-
schen Nation“ jegliche Souveränität fehlte, das
Konstrukt im Grunde ein Rückfall in eine vordemo-
kratische Entwicklungsstufe des Staatsgedankens
war, dem Absolutismus nicht unähnlich. So mußte
die Idee der Nation mit dem Ziel der Wiederher-
stellung eines ungeteilten Nationalstaates, nahelie-
genderweise zum mentalen Reservat gegen den
stets gängelnden totalitären Staat werden.

Auch im Westen hat sich — abgesehen von allen
normativen Vorgaben in der Präambel des Grund-

gesetzes — die staatsnationale Separation, das
Konzept einer auf die Bundesrepublik reduzierten
deutschen Nation, als undurchführbar erwiesen.
Dem Versuch, die Demokratie selbst zum konstitu-
ierenden Moment der Nation zu machen, unterlag
die Verwechselung von politischem Subjekt und
politischer Ausdrucksform. Im Grunde wurde da-
mit die denknotwendige Voraussetzung der Demo-
kratie, die Selbstdefinition des Trägers politischer
Souveränität, übersehen: Volkssouveränität ohne
Volk kann es nicht geben. Das kulturnationale Zu-
sammengehörigkeitsbewußtsein war, wie sich jetzt
erweist, stärker als jede rationalistische Gesell-
schaftskonstruktion. Die historische Entwicklung
der Deutschen war sicherlich nicht frei von proble-
matischen Phasen und Brüchen, aber gerade darin,
der Eigenschaft Schicksal zu sein, liegt vielleicht
ihre besondere Bindungswirkung.

Nicht zuletzt waren es auch die Siegermächte, die
nicht wenig zum Erhalt des bewußtseinsmäßigen
Zusammenhalts der Nation beigetragen haben. Die
Teilung war in Ost und West so unübersehbar das
Ergebnis des vorenthaltenen Selbstbestimmungs-
rechts der Nation, daß jede endgültige staatsnatio-
nale Separation den Stempel der Fremdbestim-
mung tragen mußte. Zudem haben die Sieger-
mächte, über alle Grenzen hinweg, die Frage,
was aus Deutschland als Nation werden sollte, sel-
ber offengehalten.



Gerd Langguth

„Die Gemeinschaft freut sich auf den positiven und
fruchtbaren Beitrag, den das ganze deutsche Volk
im Anschluß an die bevorstehende Eingliederung
des Staatsgebiets der DDR in die Gemeinschaft lei-
sten kann.“ Dieser Satz aus den Schlußfolgerungen
des Sondergipfels der Staats- und Regierungschefs
der zwölf EG-Staaten am 28. April 1990 in Dublin
markiert den Zusammenhang zwischen der staatli-
chen Einheit der Deutschen und der europäischen
Integration. Die politischen Veränderungen in
Deutschland haben wichtige Auswirkungen auf den
Integrationsprozeß der Zwölf. So zeigte sich die
Gemeinschaft auf dem Gipfel zuversichtlich, daß
die Vereinigung Deutschlands „ein positiver Faktor
in der Entwicklung Europas im allgemeinen und
der Gemeinschaft im besonderen sein wird.“
Gleichzeitig wies aber der Gipfel auch darauf hin.
daß in vielfältigen Fragen der deutschen Einheit die
Gemeinschaft beteiligt sein will.

Gerade Bundespräsident Richard von Weizsäcker
hat immer wieder auf den Zusammenhang der deut-
schen und der europäischen Teilung hingewiesen:
„Die deutsche Frage ist eben offen, so lange das
Brandenburger Tor zu bleibt. Die offene Deutsche
Frage ist Teil der offenen Europäischen Frage, ei-
ner Friedensordnung für Europa.“

Nicht nur die Deutschen selbst, auch die Europäer
insgesamt wurden von der deutschen Frage — letzt-
lich unvorbereitet — wieder eingeholt. Zwar wurde
in allen wichtigen Grundsatzdokumenten die Ver-
bindung der europäischen mit der deutschen Di-
mension angesprochen: sowohl im Grundgesetz des
Jahres 1949. in den Deutschlandverträgen zwischen
den drei westlichen Alliierten und der Bundesrepu-
blik Deutschland der Jahre 1952/1954, in dem Har-
mel-Bericht des Jahres 1967 oder in der Erklärung
zum vierzigjährigen Jubiläum des Nordatlantik-
Vertrages 1989. Helmut Kohl erklärte beispiels-
weise im Januar 1989: „Ich bin mit Adenauer der
Auffassung, daß Wiedervereinigung und europäi-
sche Integration kein Gegensatz sind.“1) In der
politischen Öffentlichkeit kristallisierten sich vor
der Wende des 9. November 1989 gelegentlich sol-

Die deutsche Frage und die Europäische
Gemeinschaft

I. Vorbemerkung

ehe Positionen heraus, die die westeuropäische In-
tegration und die Vollendung des Europäischen
Binnenmarktes zum 31. Dezember 1992 als einen
möglichen Gegensatz zu der die bundesdeutsche
Politik verpflichtenden Präambel des Grundgeset-
zes interpretierten. Zwei Beispiele mögen dies bele-
gen:

— Fünf Bundestagsabgeordnete der CDU/CSU-
Fraktion (Manfred Abelein. Heinrich Lummer. Mi-
chael von Schmude, Jürgen Todenhöfer und Her-
bert Werner) verlangten in einer Presseerklärung
am 16. Januar 1989 von der Bundesregierung „ein
klares, konkretes und unmißverständliches Be-
kenntnis zum Vorrang des Staatsziels der Wieder-
vereinigung vor dem Ziel der westeuropäischen In-
tegration“. Sie forderten insbesondere das Auswär-
tige Amt auf, „diesen Vorrang der Wiedervereini-
gung in völkerrechtlich verbindlicher Form abzusi-
chern“. Diese Pressemitteilung war die Reaktion
auf Antworten des Außenministeriums zum Ver-
hältnis von deutscher Frage und europäischer Inte-
gration, die von den Abgeordneten als „völlig unbe-
friedigend“ deklariert wurde: „Dies gilt vor allem
für die Frage nach der Bereitschaft der Bundesre-
gierung. durch einen völkerrechtlich verbindlichen
Wiedervereinigungsvorbehalt sicherzustellen, daß
das auf dem Selbstbestimmungsrecht der Völker
beruhende Recht der Deutschen, frei und ohne
Zustimmung Dritter über die Wiedervereinigung zu
entscheiden, auch im Falle eines Beitritts zu einer
Europäischen Union gewahrt bleibt.“

— Der SPD-Deutschlandexperte Egon Bahr hinge-
gen resümierte im November 1988 mit seiner Rede
„Nachdenken über das eigene Land“, daß die Voll-
endung eines europäischen Binnenmarktes einen
Widerspruch zur Forderung nach Wiedervereini-
gung darstelle. „Das Grundgesetz will eine Revi-
sion des Status quo in Europa durch staatliche deut-
sche Einheit. Die Westeuropäische Union soll den
Status quo unrevidierbar machen“, behauptete
Egon Bahr, der in seiner Rede darauf hinwies, daß
die Bundesrepublik bei Abschluß der Römischen
Verträge über die Europäische Wirtschaftsgemein-
schaft (EWG) und die Europäische Atomgemein-
schaft (EURATOM) einen Wiedervereinigungs-



vorbehalt gemacht habe. Daher zeigte er sich auch
erstaunt, „daß dem Bundesverfassungsgericht nie-
mals ein Urteil darüber abverlangt worden ist, ob
europäische Integration und Einheit einander wi-
dersprechen“.

Immer wieder hatte es in der Publizistik Hinweise
dafür gegeben, die deutsche Einheit könne durch
die westeuropäische Integration behindert werden.
Als Beispiel hierfür sei Günter Gaus genannt: Der
europäische Weg zementiere „gleichzeitig durch
den weiteren Ausbau der Westeuropäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft die Teilung des Kontinents“,
eine von Brüssel „betriebene europäische Spal-
tungspolitik“ enge die ohnehin geringen Hand-
lungsvollmachten der osteuropäischen Staaten nur
noch weiter zugunsten der Moskauer RGW-Zen-
trale ein: „Die EWG selbst ist die Säule, auf der
westlicherseits die europäische Teilung ruht.“2)

So sehr zwar von den Führungspersönlichkeiten der
gegenwärtigen Koalitionsregierung aus CDU/CSU
und FDP wie auch von der Spitze der SPD die west-
europäische Integration als unverrückbarer Eck-
stein bundesdeutscher Politik interpretiert werden,
so beeinflussen doch die Ereignisse in der DDR und
insgesamt in Osteuropa die europäische Integration
der Zwölf. Einige Mitgliedstaaten äußerten die
Sorge, daß die Vertiefung der Gemeinschaft —
d. h. ein schnelles Tempo bei der Verwirklichung
der Vollendung des Binnenmarktes bis zum 31. De-
zember 1992, die Schaffung einer Währungsunion,
der verstärkte Ausbau der Europäischen Politi-
schen Zusammenarbeit (EPZ) und die Diskussion

über eine europäische Verfassung — durch die Tat-
sache behindert wird, daß vielfältige Energien der
wirtschaftlich starken westeuropäischen Partner,
vor allem der Bundesrepublik, nach Osteuropa um-
geleitet werden. In einigen Mitgliedstaaten wird die
Vermutung geäußert, das Interesse der Bundesre-
publik an einer Vertiefung der westeuropäischen
Integration lasse nach und die Investitionen bun-
desdeutscher Firmen würden insbesondere in den
Randgebieten der Zwölfergemeinschaft reduziert.

Umgekehrt gibt es auch die Sorge in der Bundesre-
publik, die enge Verflechtung mit der Europäischen
Gemeinschaft könne die Handlungsfreiheit der
Bundesrepublik behindern. Ein typisches Beispiel
für diese Haltung ist der „Spiegel“-Herausgeber
Rudolf Augstein: „Die Rechnung, daß alle, außer
den Deutschen, ihre Interessen wahmehmen dür-
fen, wird nicht aufgehen. Man wird von den West-
deutschen nicht verlangen können, daß sie der EG
eilbedürftig unsachliche Zugeständnisse machen,
nur damit die Ostdeutschen nicht dazukom-
men.“ 2a) Doch zeigte das Revolutionsjahr 1989,
daß die Deutschen in der DDR in der Lage waren,
durch engagierten Protest im Inneren eine Diktatur
abzustreifen und eine echte Revolution herbeizu-
führen — wobei vergessen wird, daß eine der gro-
ßen europäischen Revolutionen eben in der heuti-
gen DDR begonnen hat, ausgelöst durch Martin
Luthers Reformation. Und Henry A. Kissinger hat
recht, wenn er sagt: „Wie so oft seit dem Westfäli-
schen Frieden von 1648 bildet Deutschland auch
jetzt das Kernstück der revolutionären Verände-
rungen, die ganz Europa erschüttern.“3)

II. Einige historische Aspekte der europäischen Integration

Unzweifelhaft ist die Teilung der Deutschen mit der
Teilung Europas verwoben. Auf einige Aspekte sei
hier verwiesen:

1. Die Teilung Deutschlands war für die Deutschen
insofern besonders folgenschwer, weil sich für sie
durch die Teilung Europas zugleich das Problem
ihrer nationalen Identität stellte. Polen ohne Kom-
munisten an der Spitze bleibt dennoch Polen. Ein
verändertes Ungarn ohne Kommunisten an der
Spitze bleibt ebenfalls Ungarn. Es war indes sehr
logisch, wenn der einstige Cheftheoretiker der
SED. Otto Reinhold, erklärte: „Welche Existenz-
berechtigung sollte eine kapitalistische DDR neben
einer kapitalistischen Bundesrepublik Deutschland
haben? Natürlich keine!“ Trotz der Doktrin von der
Allmacht der Partei konnte die SED-Führung keine
eigene nationale Identität der DDR-Bevölkerung

erzwingen4). Die Nationalhymne der DDR durfte
jahrelang nicht mehr gesungen werden, denn der
Text dieser von Johannes R. Becher formulierten
Hymne mit der Forderung „Deutschland, einig Va-
terland“ wurde als „eine Art geheime Verschlußsa-
che behandelt“. In einem DDR-Kommentar zur
Vereinigung der deutschen Staaten vom Januar
1990 heißt es denn auch: „Es gehört zu den fatalsten



politischen Fehlentscheidungen der einstigen Par-
tei- und Staatsführung unter Honecker, daß sie das
Fortbestehen der deutschen Nation kurzerhand
verleugnete und die deutsche Frage für nicht exi-
stent erklärte. Wie die Ereignisse des Jahres 1989
bewiesen, war diese Politik destabilisierend für die
DDR, für den Sozialismus und damit auch für den
Frieden in Europa.“5)

2. Trotz mancher theoretischer Unterscheidung der
Begriffe Staats- und Kulturnation haftete lange
Jahre der Bundesrepublik Deutschland ein proviso-
rischer Charakter an, während die DDR-Führung
weitgehend auf eine Abgrenzung zur Bundesrepu-
blik Deutschland fixiert war, aber ohne hierbei die
Ziele eines Sozialismus und die Herausbildung ei-
nes eigenen Nationalgefühles in der Bevölkerung
durchsetzen zu können. Der provisorische Charak-
ter der Bundesrepublik kam in Artikel 146 des
Grundgesetzes zum Ausdruck: „Dieses Grundge-
setz verliert seine Gültigkeit an dem Tage, an dem
eine Verfassung in Kraft tritt, die von dem deut-
schen Volke in freier Entscheidung beschlossen
worden ist.“ Zwar verstand sich die Bundesrepublik
Deutschland in ihrer definitiven Entscheidung für
die Demokratie nicht als Provisorium — denn die
klare Entscheidung lautete: Freiheit vor Einheit —,
wohl aber in der Vorläufigkeit der staatlichen Ord-
nung. Den Forderungen, die auch in der bundes-
deutschen Politik nach völkerrechtlicher Anerken-
nung der DDR erhoben wurden, waren durch ent-
sprechende Urteile des Bundesverfassungsgerichtes
Schranken gesetzt, wobei insbesondere Artikel 116
des Grundgesetzes durch die Festlegung des Begrif-
fes „Deutscher“ eine deutsche Staatsbürgerschaft
proklamierte. Dieses Rechtsinstitut der einen deut-
schen Staatsbürgerschaft war und ist das wichtigste
institutionell bindende Element der Deutschen,
weil es den verfassungsrechtlich garantierten An-
spruch der DDR-Bürger sicherstellt, in der Bundes-
republik Deutschland als Inländer behandelt zu
werden. Dieses Rechtsinstitut führte dann auch zur
Erosion der DDR, zu einer Massenflucht zu circa
300 000 Deutschen im Jahre 1989 und zu Übersied-
lungsraten von bis zu 3 000 Personen pro Tag im
Frühjahr 1990.
3. Das Grundgesetz verankerte indes zwei mitein-
ander konkurrierende Grundtendenzen, da in der
Präambel das deutsche Volk aufgefordert wurde,
„seine nationale und staatliche Einheit zu wahren
und als gleichberechtigtes Glied in einem vereinten
Europa dem Frieden der Welt zu dienen“.

4. Gleichwohl trat in der Gründungsphase der Bun-
desrepublik ihre Abhängigkeit von der internatio-

nalen Politik und auch von den Entscheidungen der
früheren Siegermächte deutlich zutage, insbeson-
dere bei der Bewältigung der Kriegsfolgen, den
Bemühungen um den Wiederaufbau in einer bipo-
lar gewordenen Zeit, in der die Bundesrepublik
Deutschland gegenüber einem stärker werdenden
Kommunismus Schutz in der Westintegration
suchte6). Aber nur durch diese Bindung konnte
auch eine Handlungsfähigkeit (west)deutscher Poli-
tik wiederhergestellt werden. Darüber hinaus gab
es unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg Bemü-
hungen, den nationalstaatlichen Egoismus durch
die Schaffung internationaler Organisationen, vor
allem den Vereinten Nationen, einzudämmen. So
wurde mit den Vereinten Nationen eine Organisa-
tion ins Leben gerufen, die auf vergleichbaren uto-
pischen Vorstellungen beruhte wie nach dem Er-
sten Weltkrieg der Völkerbund. Aber immerhin
war der Versuch neu, in diesem Rahmen über Son-
derorganisationen eine neue Weltwirtschaftsord-
nung zu begründen7). So wurde dem Internationa-
len Währungsfonds (IWF) die Aufgabe zugewie-
sen, die Währungsrelationen zu stabilisieren, die
Internationale Bank für Wiederaufbau und Ent-
wicklung (Weltbank) sollte die internationalen In-
vestitionen fördern und mit dem Allgemeinen Zoll-
und Handelsabkommen (GATT) wurde schließlich
der Rahmen für multilaterale Verhandlungen über
die Senkung der Zolltarife und die Beseitigung son-
stiger Handelshemmnisse geschaffen. Und schließ-
lich bot der amerikanische Außenminister George
Marshall im Juni 1947 in einer Rede an der Har-
vard-Universität die finanzielle Hilfe der Vereinig-
ten Staaten für den wirtschaftlichen Wiederaufbau
Europas an. Ferner wurde der Europarat gegrün-
det.

5. Als besonders bedeutsam hat sich indes die ein-
drucksvolle Rede Robert Schumans vom 9. Mai
1950 erwiesen, mit der eine Wende in der französi-
schen Deutschlandpolitik herbeigeführt wurde. Es
wurde von ihm vorgeschlagen, den Kohlebergbau
und die Stahlindustrie Frankreichs und Deut-
schlands sowie aller anderen europäischen Staaten
einer gemeinsamen europäischen Behörde zu un-
terstellen. Mit dem am 18. April 1951 in Paris un-
terzeichneten Vertrag über die Europäische Ge-
meinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) — basie-
rend auf den Überlegungen Jean Monnets — war
die Bundesrepublik Deutschland als gleichberech-
tigtes Glied von den fünf anderen Vertragspartnern



akzeptiert worden8). Damit war die Gründung der
heutigen Europäischen Gemeinschaft vorgezeich-
net. Der Beitritt der Bundesrepublik Deutschland
basierte u. a. auf Artikel 24 des Grundgesetzes,
nach dem der Bund durch Gesetz „Hoheitsrechte
auf zwischenstaatliche Einrichtungen übertragen“
kann — eine Neuheit im deutschen Verfassungs-
recht. Diese Bestimmung sollte, wie Carlo Schmid
als Berichterstatter in der zweiten Plenarsitzung des
Parlamentarischen Rats vom 8. September 1948
ausführte, zeigen, daß „das deutsche Volk . . . ent-
schlossen“ ist, „aus der nationalstaatlichen Phase
seiner Geschichte in die übernationalstaatliche
Phase einzutreten“9).

Die eigentlich revolutionäre Bedeutung der westeu-
ropäischen Integration seit dem EGKS-Vertrag be-
steht darin, daß die an dieser Integration beteiligten
Staaten freiwillig Kompetenzen auf eine Gemein-
schaft übertragen haben, ohne daß dies durch Ge-
walt erzwungen wurde. Damit wurde — anders als
nach dem Ersten Weltkrieg — einem nationalstaat-
lichen Rückfall entgegengewirkt. Der Aufbau einer
neuen Demokratie in der Bundesrepublik Deutsch-
land war also mit der Europaidee eng verknüpft.
Schnell stellte sich heraus, daß sich die Bundesre-
publik Deutschland im Zentrum Europas zu einer
Mittelmacht entwickelte, die eine kritische Größe
besaß: „Sie ist zu stark, um für die anderen uninter-
essant zu sein. Sie ist zu schwach, um von den Inter-
essen der Umwelt unberührt zu bleiben.“10)

Die zunehmende Verflechtung der bundesdeut-
schen Politik mit der Europäischen Gemeinschaft
führte indes zu der Erkenntnis, daß das wirtschaft-
liche Potential eines 62 Millionen-Volkes durch
eine politische Integration überdeckt ist. in der
klassisches nationales Überlegenheitsstreben durch
Kooperation in der EG gebändigt ist. Die bundes-
deutsche Politik war also immer gezwungen, sowohl
in nationalen als auch in europäischen Kategorien
zu denken. „Ohne Übertreibung dürfen wir sagen:
die Bundesrepublik Deutschland begreift sich heute
als Teil ihrer Umwelt und handelt nicht isoliert. Bei
ihrer Politik des Interessenausgleiches nimmt sie
nicht nur Rücksicht auf das westliche Bündnis, in

dem sie sich fest verankert fühlt, sondern sie beach-
tet auch die besondere Interessenlage der sozialisti-
schen Staaten. Die Bundesrepublik Deutschland
hat ihre neue Rolle als größere mittlere Macht,
d. h. ihre natürliche, dem Gewicht nach zukom-
mende Bedeutung akzeptiert.“ )11

6. Diese europäische Zusammenarbeit wurde zu-
dem kombiniert mit einer engen Anlehnung an die
Vereinigten Staaten von Amerika, die in einer Zeit
des Kalten Krieges insbesondere den Deutschen in
der Bundesrepublik Schutz gegenüber einem sich
ausbreitenden Kommunismus versprach. Zugleich
blieben die Souveränitätsrechte der vier Hauptsie-
germächte über Deutschland als Ganzes erhalten.

Wie sehr der besondere Status gerade von Berlin
für die früheren vier Hauptsiegermächte immer
schon ein Hebel zur Beeinflussung deutscher Politik
war, zeigt nicht nur das Vier-Mächte-Abkommen
über Berlin des Jahres 1971, sondern in symbolhaf-
ter Weise auch das Zusammentreffen der vier alli-
ierten Botschafter, das auf sowjetisches Betreiben
hin am Montag, den 11. Dezember 1989 zu einer
offiziellen Botschafterkonferenz der vier Sieger-
mächte des Zweiten Weltkrieges führte. Damit tra-
fen sich erstmals nach 18 Jahren — nach Abschluß
der Vier-Mächte-Verhandlungen über Berlin — im
alten Alliierten Kontrollratsgebäude in West-Ber-
ün die Botschafter der vier Siegermächte. Zwar war
offizieller Anlaß die Reagan-Initiative des Jahres
1987 zur Verbesserung der politischen Situation in
und um Berlin, doch hat offensichtlich die Sowjet-
union bei diesem Zusammentreffen versucht, den
Gesprächsgegenstand insgesamt auf die deutsche
Frage auszudehnen.

Dieses Treffen kann als ein Signal der Vier an die
Deutschen gewertet werden, daß die deutsche
Frage nicht nur den Deutschen alleine gehört. Al-
lerdings mußten sich die Sowjets mit dieser Bot-
schafterkonferenz in einem Dilemma befinden,
weil sie in der Vergangenheit die Berufung der drei
Westmächte auf den Vier-Mächte-Status von ganz
Berlin als überholt zurückgewiesen hatten. Es ist
nicht ausgeschlossen, daß die Sowjetunion zeitwei-
lig daran dachte, die Vier-Mächte-Verantwortung
für Berlin und Deutschland als Ganzes ins Spiel zu
bringen, wenn ihr das noch die Möglichkeit gege-
ben hätte, die Entwicklung insbesondere in der
DDR politisch beeinflussen zu können. Insgesamt
muß also festgehalten werden, daß ein Friedensver-
trag mit Deutschland noch aussteht. Die (gegen-



wärtig noch laufenden und) in Ottawa am . Fe13 -
bruar 1990 beschlossenen „Zwei-plus-Vier"-Ge-
spräche zwischen den beiden Staaten in Deutsch-
land und den einstigen vier Siegermächten sollen,

nach Zielsetzung der beiden deutschen Regierun-
gen, noch vor dem für den Herbst 1990 geplanten
KSZE-Treffen zum Abschluß und zu friedensver-
tragsähnlichen Regelungen kommen.

III. Gibt es eine europäische Deutschlandpolitik?

Bisläng war die oben erläuterte Zielsetzung der
deutschen Einheit in der praktischen Politik der
EG-Staaten nur von untergeordneter Bedeutung.
Kenner der deutschen Szene wußten zwar, daß al-
lein die Existenz der Insellage West-Berlins und
die besondere statusrechtliche Situation Gesamt-
Berlins ein dauerhafter Hinweis auf die Teilung
Deutschlands war12). Immer wieder mußte um die
Einbeziehung West-Berlins in die Politik der Bun-
desrepublik Deutschland und der Europäischen
Gemeinschaft mit den osteuropäischen Staaten ge-
kämpft werden. Die Situation um die geteilte Stadt
war also ein Hinweis auf das Problem der deutschen
Teilung. Zwar gab es bislang keine ausformulierte
Deutschland- und Berlinpolitik der EG, doch gibt
es in den Römischen Verträgen von 1957 eine Reihe
von Hinweisen auf deutschlandpolitische Rahmen-
bedingungen der Gemeinschaft:

— Besonders bedeutsam ist hier Artikel 92, der die
Beihilfenregelungen innerhalb der Gemeinschaft
definiert, nach dem bestimmte staatliche Subven-
tionen den Wettbewerb verfälschen. Als mit dem
Gemeinsamen Markt vereinbar sind jedoch nach
Artikel 92, Absatz 2 c, „Beihilfen für die Wirt-
schaft bestimmter durch die Teilung Deutschlands
betroffener Gebiete der Bundesrepublik Deutsch-
land, soweit sie zum Ausgleich der durch die Tei-
lung verursachten wirtschaftlichen Nachteile erfor-
derlich sind.“ 13)

— Als besonders wichtig hat sich das „Protokoll
über den innerdeutschen Handel und die damit zu-
sammenhängenden Fragen“ ) erwiesen, das inte14 -
graler Bestandteil der Römischen Verträge ist und

in dem sich die Vertragsparteien einigten, daß der
Handel zwischen der DDR und der Bundesrepublik
Deutschland nach der Rechtsauffassung der Bun-
desrepublik Deutschland kein Außenhandel ist:
„Da der Handel zwischen den deutschen Gebieten
innerhalb des Geltungsbereiches des Grundgeset-
zes für die Bundesrepublik Deutschland und den
deutschen Gebieten außerhalb dieses Geltungsbe-
reiches Bestandteil des innerdeutschen Handels ist,
erfordert die Anwendung dieses Vertrages in
Deutschland keinerlei Änderung des bestehenden
Systems dieses Handels.“

— Bei der Unterzeichnung der Verträge zur Grün-
dung der EWG und der Europäischen Atomge-
meinschaft (EURATOM) gab die Regierung der
Bundesrepublik Deutschland zudem folgende Er-
klärung ab: „Als Staatsangehörige der Bundesrepu-
blik Deutschland gelten alle Deutschen im Sinne
des Grundgesetzes für die Bundesrepublik
Deutschland.“15) Dieses Rechtsinstitut der einen
deutschen Staatsbürgerschaft ist das wesentliche
Element des Zusammenhalts der Deutschen in ei-
ner Nation.

— Die Vertragsparteien der Römischen Verträge
gaben auch eine „Gemeinsame Erklärung betref-
fend Berlin“ ab16), in der sie, „im Hinblick auf die
besondere Lage Berlins und die Notwendigkeit sei-
ner Unterstützung durch die freie Welt“ und „in
dem Wunsche, ihre Verbundenheit mit der Bevöl-
kerung Berlins zu bekräftigen“ zum Ausdruck brin-
gen, sie würden in der Gemeinschaft „ihre guten
Dienste dafür einsetzen, daß alle erforderlichen
Maßnahmen getroffen werden, um die wirtschaftli-
che und soziale Lage Berlins zu erleichtern, seine
Entwicklung zu fördern und seine wirtschaftliche
Stabilität zu sichern“. Daß die Gemeinschaft gerade
Berlin einen besonderen Stellenwert einräumt, ist
auch daraus zu ersehen, daß bei der Kommission



der stellvertretende Generalsekretär zugleich Ber-
lin-Beauftragter ist17).

— Außerdem gab die Regierung der Bundesrepu-
blik Deutschland über die Geltung der Verträge für
Berlin eine Erklärung ab, nach der sie sich vorbe-
hält, bei der Hinterlegung ihrer Ratifikationsur-
kunde zu erklären, „daß die Verträge zur Grün-
dung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft
und zur Gründung der Europäischen Atomgemein-
schaft auch für das Land Berlin gelten“. Die Einbe-
ziehung Berlins zeigt sich auch darin, daß — trotz
einstiger indirekter Wahl der Berliner Abgeordne-
ten zum Europäischen Parlament — diese im bishe-
rigen Gegensatz zu ihren Bundestagskollegen volles
Stimmrecht besitzen.

Trotz dieser eindeutigen rechtlichen Positionen, die
die Bundesrepublik Deutschland in die Römischen
Verträge eingebracht hat, kann nicht davon ausge-
gangen werden, daß die Europäische Gemeinschaft
in der Vergangenheit die Deutschlandpolitik etwa
zum Schwerpunkt erklärt hat. Zwar gab es im Rah-
men der Europäischen Politischen Zusammenar-

beit (EPZ) vielfältige gemeinsame außenpolitische
Aktivitäten der europäischen Staaten (so eine west-
liche Ostpolitik zu Fragen des Selbstbestimmungs-
rechtes oder zur Afghanistan-Politik der Sowjet-
union). Indes hat die seit 1970 bestehende EPZ, die
aufgrund einer politischen Übereinkunft außerhalb
der Römischen Verträge zustande kam und erst
jetzt aufgrund des Luxemburger Gipfels vom De-
zember 1985 eine vertragliche Regelung erfahren
hat, bisher die Deutschlandpolitik weitgehend aus-
geklammert (allerdings gibt es eine Deutschlandpo-
litik der drei Mächte und der NATO-Mitgliedstaa-
ten). Natürlich soll dabei nicht übersehen werden,
daß es innerhalb der befreundeten westeuropäi-
schen Staaten — wie übrigens auch innerhalb der
Bundesrepublik Deutschland selbst — unterschied-
liche Auffassungen zur Wiedervereinigung gibt.
Ein gewisses Aufsehen erregte in der Bundesrepu-
blik Deutschland so im Jahre 1984 die Tatsache,
daß der damalige italienische Außenminister An-
dreotti nicht nur formulierte: „Es gibt zwei deut-
sche Staaten, und zwei müssen es bleiben“, sondern
auch das Gespenst eines „Pangermanismus“ als
drohende Gefahr bezeichnete.

IV. Die Reaktion der EG auf den 9. November 1989

In der internen Gemeinschaftsdiskussion, so kurz
vor und während des Europäischen Rates im De-
zember 1989 in Straßburg, traten im Anschluß an
den Zehn-Punkte-Plan von Bundeskanzler Kohl die
grundsätzlichen Aspekte der Deutschlandfrage
wieder in den Vordergrund. Die Diskussion kulmi-
nierte schließlich in dem vom Europäischen Rat
angenommenen Text, der sich in der „Erklärung zu
Mittel- und Osteuropa“ der Europäischen Politi-
schen Zusammenarbeit findet: „Wir streben die
Stärkung des Zustandes des Friedens in Europa an.
in dem das deutsche Volk in freier Selbstbestim-
mung seine Einheit wiedererlangt. Dieser Prozeß
muß sich auf friedliche und demokratische Weise
und unter Wahrung der Abkommen und Verträge
sowie sämtlicher in der Schlußakte von Helsinki
niedergelegten Grundsätze im Kontext des Dialogs
und der Ost-West-Zusammenarbeit vollziehen. Er
muß auch in die Perspektive der europäischen Inte-
gration eingebettet sein.“ Dieser komplexe und
sehr sorgfältig redigierte Text nimmt in seinem er-
sten Satz im wesentlichen eine Formulierung auf.

die schon im Brief zur Deutschen Einheit anläßlich
des Moskauer Vertrages von 1970 enthalten ist und
die seitdem in viele internationale Texte in ähnli-
cher Form aufgenommen wurde. Mit dieser Formu-
lierung wird das Recht auf Einheit in freier Selbst-
bestimmung bestätigt. Im zweiten Satz wird dann
auf die Notwendigkeit der Wahrung sämtlicher, in
der Schlußakte von Helsinki niedergelegter Grund-
sätze hingewiesen. In diesem Zusammenhang sind
zwei Grundsätze der Schlußakte von Bedeutung,
nämlich die Unverletzlichkeit der Grenzen, so-
gleich aber auch die Möglichkeit, Grenzen durch
friedliche Mittel und durch Vereinbarungen zu ver-
ändern. Nur um eine solche friedliche Veränderung
kann es bei der deutsch-deutschen Grenze gehen.
Im dritten Satz dieses Textes geht es um die Ein-
bettung des Prozesses der Wiedererlangung der
Einheit in die Perspektive der europäischen Inte-
gration. Damit wird erstmals im Namen der EG die
Zielvorstellung bestätigt, zu deren Unterstützung
sich die drei Westmächte bereits im Deutschland-
vertrag von 1952 verpflichtet hatten ).18



Die Entwicklung in der DDR nach dem 9. Novem-
ber 1989 hat bei allen befreundeten Staaten und
EG-Mitgliedern in der politischen Führung vielfach
Überraschung ausgelöst. So versicherte der briti-
sche Außenminister Hurd am 16. November 1989
bei seinem ersten Besuch in Berlin, die Begeiste-
rung über die Öffnung der Mauer werde überall in
Großbritannien geteilt, aber: eine Wiedervereini-
gung stehe „nicht auf der Tagesordnung“. Mit die-
ser Erklärung sei das Prinzip der Selbstbestimmung
nicht in Frage gestellt, das im Grundgesetz festge-
legt und von den Westmächten in Erklärungen be-
kräftigt worden sei. Er wandte sich auch gegen eine
Änderung des Berlin-Status ). Auch die britische
Premierministerin Margret Thatcher hatte vor
übereilten Schritten auf dem Weg zur deutschen
Einheit gewarnt. Die Regierungschefin
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erklärte in
einem Interview des „Wall Street Journal“, die
Hauptgefahr einer zu raschen Vereinigung der bei-
den deutschen Staaten liege darin, daß der sowjeti-
sche Staats- und Parteichef Gorbatschow dadurch
so große politische Probleme bekommen könnte,
daß er möglicherweise stürze. Um eine allgemeine
Destabilisierung in Europa zu verhindern, müsse
die Wiedervereinigung „mit einer Geschwindigkeit
kommen, die anderen Verpflichtungen Rechnung
trägt und uns Zeit gibt, alles vorzubereiten“. Sie 
warnte die Bundesregierung davor, allzu egoistisch
die nationalen Interessen zu vertreten20).

Auf einem Treffen der EG-Außenminister in Dub-
lin am 20. Januar 1990 — also während der irischen
EG-Präsidentschaft — gab es Divergenzen über das
künftige Verhältnis der DDR zur EG. Denn der
Präsident der EG-Kommission. Jacques Delors.
hatte in mehreren Reden und Interviews — vor
allem in seiner vielbeachtenden Rede vor dem Eu-
ropäischen Parlament am 17. Januar 1990 anläßlich
der Vorlage des Arbeitsprogrammes der Kommis-
sion für 1990 — immer wieder erklärt, daß die DDR
ein Sonderfall ist und zum Ausdruck gebracht, daß
eine DDR-Mitgliedschaft noch vor der Vollendung
des Europäischen Binnenmarktes denkbar ist21 ).
Hingegen äußerte sich der holländische Außenmi-
nister — unterstützt von seinem belgischen Kolle-
gen — vor Journalisten, daß der DDR als eigen-
ständigem Staat keine besondere Rolle zustehe.
Vielmehr müsse die DDR wie jeder andere euro-
päische Bewerber behandelt werden und die übli-
chen Bedingungen erfüllen. Der französische Au-

ßenminister nannte die Überlegungen über einen
möglichen DDR-Beitritt „ein wenig verfrüht“, da
die DDR noch nicht die politischen und wirtschaft-
lichen Voraussetzungen erfülle22).

Auf dem Dubliner Sondergipfel der zwölf Staats-
und Regierungschefs am 28. April 1990 war die
staatliche Einheit der Deutschen uneingeschränkt
begrüßt worden. Dort setzte sich auch die Linie des
Präsidenten der EG-Kommission, Jacques Delors.
durch, der sich schon sehr frühzeitig dafür ausge-
sprochen hatte, die DDR — weil „zur Familie gehö-
rig“ - als einen „Sonderfall" im Rahmen der Staa-
ten Zentral- und Osteuropas anzusehen. Grundlage
der Beratungen auf diesem Gipfel war die „Mittei-
lung“ der Kommission „Die Gemeinschaft und die
deutsche Vereinigung“, in der in präziser Form auf
die Notwendigkeit hingewiesen wurde, daß die Ge-
meinschaftsgremien schon frühzeitig am deutschen
Einigungsprozeß beteiligt werden müssen, da in
vielfältigen Politikfeldern - beispielweise Wettbe-
werbsrecht. Regionalpolitik, Umweltschutz. Land-
wirtschaft - das EG-Sekundärrecht unmittelbar be-
troffen ist, und zwar insbesondere nach der staatli-
chen Einheit, wenn das Gebiet der DDR von der
Geltung der EG-Verträge erfaßt wird.
Durch eine Vielzahl von Konferenzen - z. B. durch
den Besuch von Bundeskanzler Kohl am 23. März
bei der EG-Kommission in Brüssel und von DDR-
Ministerpräsident Lothar de Maiziere am 1. Juni -
und durch Besprechungen auf der Fachebene wird
darauf hingewirkt, daß möglichst bald - in einigen
Politikfeldern auch mit Übergangsfristen - das EG-
Recht auch in der DDR voll wirksam wird.
So sehr sich die europäischen Partner in der Bewer-
tung der Entwicklung uneinig waren, so sehr konn-
ten sie dabei nicht übersehen, daß durch die drama-
tische Übersiedlungswelle aus der DDR. die Bun-
desrepublik Deutschland in einen enormen Zug-
zwang gebracht wurde, da mehr und mehr die
Grenze ihrer Aufnahmekapazität und auch der Be-
lastbarkeit der Sozialleistungen erreicht wurde. Ge-
nerell kann aber konstatiert werden, daß die west-
europäischen Staaten kein ausgefeiltes Konzept
entwickelt hatten, wie sie der Herausforderung
durch die deutsche Frage begegnen konnten. Viel-
mehr wurden die EG-Staaten, wie auch die USA
und die Sowjetunion von den Ereignissen förmlich
„überrollt“. Allerdings hatte sich — schon bevor es
zur Öffnung der innerdeutschen Grenze kam — die
Gemeinschaft Mitte 1988 auf eine Ostpolitik ver-
ständigt, die dem größer gewordenen politischen
Spielraum der osteuropäischen Staaten nutzte.



V. Einige Aspekte zur künftigen Gestalt der EG

Die gegenwärtige Umbruchsituation in Europa ist
im Kern durch die deutsche Frage bestimmt: In
Deutschland standen sich als Folge des Kalten Krie-
ges die beiden Supermächte gegenüber, vor allem
in Berlin. Der rasche Wandel in Osteuropa und ins-
besondere der politische Zusammenbruch des bis-
herigen SED-Regimes in der DDR haben ganz
zweifelsohne Auswirkungen auf die künftige Ge-
stalt der Europäischen Gemeinschaft:

1. Ziel des europäischen Integrationsprozesses war
die Überwindung des Nationalismus und insbeson-
dere die Friedenssicherung zwischen Deutschland
und Frankreich, die sich innerhalb von siebzig Jah-
ren in drei Kriegen gegenüber gestanden hatten.
Der Gemeinsame Binnenmarkt, der bis zum
31. Dezember 1992 in den zwölf EG-Staaten Wirk-
lichkeit werden soll, ist nach dem gemeinsamen
Willen der meisten Politiker im EG-Europa ledig-
lich eine Vorstufe auf dem Wege zu einer Europäi-
schen Union. Doch wie die Gestalt, die Finalität
eines solchen Einigungsprozesses aussehen wird,
kann heute nicht exakt vorhergesagt werden. Die
Überlegungen zur Schaffung eines Gemeinsamen
Marktes entstanden indes aus der pragmatischen
Einsicht, daß Nationalstaaten ihre politischen
Kompetenzen allenfalls schrittweise auf eine Ge-
meinschaft zu übertragen bereit sind. Das Schei-
tern der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft
(EVG) durch die französische Nationalversamm-
lung beweist, daß am Beginn des Integrationspro-
zesses die Schaffung eines Gemeinsamen Marktes
stehen mußte. Aber schon das Entstehen der Mon-
tanunion (Europäische Gemeinschaft für Kohle
und Stahl — EGKS) zeigt, daß die Vertragspartner
der Bundesrepublik Deutschland aufgrund der da-
mals erstarkenden deutschen Kohle- und Stahlindu-
strie diesen in der Nachkriegszeit besonders wichti-
gen Wirtschaftsfaktor durch Integration bändigen
wollten. Gerade ausgelöst durch die deutsche Frage
kommt eine Debatte über die Finalität der Gemein-
schaft mit großer Geschwindigkeit auf uns zu.

2. Die Bündnispartner der Bundesrepublik
Deutschland haben sich ebenso mit der deutschen
Einheit abgefunden wie die Sowjetunion. Daß die
von Moskau suggerierten Verlockungen politischer
Neutralität in der Bundesrepublik Deutschland
ohne Wirkung blieben, zeigt, daß die Bindungswir-
kung der westeuropäischen Integration zumindest
bei den tragenden politischen Kräften der Bundes-
republik Deutschland stärker verankert ist. als dies
gelegentlich im europäischen Ausland vermutet
wird. Die westeuropäische Einigung war ja nicht

nur eine Antwort auf die Expansion der Sowjet-
union. sondern auch das Bemühen um Einbindung
Deutschlands. Der qualitative Fortschritt der euro-
päischen Integration besteht eben darin, daß sich
die Bundesrepublik Deutschland freiwillig in ein
westliches Staatenbündnis einfügte, daß es also
nicht militärisch in Schach gehalten werden mußte.
Die Furcht vor einer Expansion des Kommunismus
förderte diese Integration in die westliche Staaten-
welt. In der jetzigen Zeit des raschen Wandels in
Europa zeigt sich, daß der Warschauer Pakt hinge-
gen nur durch imperialistische Drohgebärden der
Sowjetunion zusammengehalten worden war. Auch
der Rat für Gegenseitige Wirtschaftshilfe konnte
deshalb nicht funktionieren, weil der Zusammen-
schluß der osteuropäischen Staaten nicht freiwillig,
sondern erzwungen war. Hingegen ist die Europäi-
sche Gemeinschaft als ein Zusammenschluß souve-
räner Staaten in einer Zeit radikalen Umbruchs der
eigentlich stabile Faktor in Europa. Insoweit spielt
auch langfristig die EG eine eminent politische
Rolle.

3. Auch im Zusammenhang mit den Überlegungen
zur Finalität der europäischen Integration muß die
Frage nach den Rahmenbedingungen künftiger eu-
ropäischer Sicherheitspolitik gestellt werden. Denn
zur Politischen Union muß auch die Bereitschaft
der EG-Staaten gehören, eines Tages ihre Sicher-
heitspolitik in der EG zu bündeln. Gelegentlich
wird die Forderung erhoben, diese sicherheitspoli-
tische Integration könnte außerhalb der EG auch
im Rahmen einer neubelebten Westeuropäischen
Union (WEU) geschehen. Damit könnte auch dem
Problem der „immerwährenden Neutralität“ Öster-
reichs entsprochen werden. Eine damit verbundene
Abkoppelung der Sicherheitspolitik von dem Pro-
zeß der politischen Integration der EG ist zwar
möglicherweise im politischen Kalkül der Verbrei-
ter solcher Überlegungen: damit wäre die EG ihrer
Entwicklungsmöglichkeit hin zu einer sicherheits-
politischen Union beraubt und letztlich dazu verur-
teilt. auf dem Status einer Wirtschaftsgemeinschaft
zu verharren. Wenn tatsächlich die gegenwärtige
Umbruchsituation in Osteuropa eine neue Epoche
der Ost-West-Zusammenarbeit signalisiert, dann
wird die EG als Institution politischer Kooperation
gegenüber Militärorganisationen noch weiterhin er-
heblich an Bedeutung gewinnen. Deshalb ist es not-
wendig. die Kompetenzausweitung der EG auch
über solche Bereiche hinaus zu diskutieren, die bis-
lang zum Kanon der alleinigen Reservatsrechte der
Mitgliedstaaten gehören, die indes bündnispolitisch
(mit Ausnahme Irlands) mit der NATO verwoben
sind.



4. Die EG muß darüber hinaus ihre wirtschaftliche
wie politische Attraktivität gegenüber den osteuro-
päischen Staaten erhöhen. Durch einen Beschluß
des Weltwirtschaftsgipfels von Paris vom Juli 1989
wurde der EG-Kommission die Koordinierung der
Hilfe von Staaten der Organisation für wirt24 -
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
(OECD) für Ungarn und Polen übertragen. Dieser
Auftrag („Operation Phare“ )) ist inzwischen
auch auf solche Staaten Mittel- und Osteuropas aus-
gedehnt worden, in denen gesellschaftliche Refor-
men eingeleitet wurden. Zu den Maßnahmen, die
durch erhebliche eigene finanzielle Anstrengungen
der EG ergänzt wurden, gehört beispielsweise eine
Nahrungsmittelhilfe für Polen und später auch für
Rumänien, ferner eine Garantie von Darlehen der
Europäischen Investitionsbank (EIB) bis zu einer
Milliarde ECU (ca. zwei Milliarden DM), darüber
hinaus die Garantie einer Währungsanleihe an Un-
garn über eine Milliarde US-Dollar und erhebliche
Ausgaben für die Förderung von Investitionen im
privaten Sektor. Auf dem Straßburger Gipfel vom
Dezember 1989 wurde die Gründung einer Ent-
wicklungsbank für Mittel- und Osteuropa beschlos-
sen. an der sich auch außereuropäische westliche
Staaten wie auch Länder Mittel- und Osteuropas
selbst beteiligen werden. Am 29. Mai 1990 haben in
Paris 42 Vertragsparteien schließlich das „Überein-
kommen zur Errichtung der Europäischen Bank für
Wiederaufbau und Entwicklung“ unterzeichnet.
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5. Innerhalb der osteuropäischen Staaten spielt die
DDR — wie Jacques Delors als Präsident der EG-
Kommission mehrfach betonte — eine Sonder-
rolle. Bedingt durch das besondere innerdeutsche
Verhältnis, das auch in den Römischen Verträgen
seinen Niederschlag fand, wird die DDR als zur
„Familie“ gehörig bezeichnet. Durch die unterdes-
sen beschlossene und zum 1. Juli 1990 in Kraft ge-
tretene „Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion“
zwischen beiden deutschen Staaten ist die dritte der
nachfolgenden Varianten wirksam geworden.
Denn folgende drei Möglichkeiten einer Einbezie-
hung der DDR in die EG hatten sich zunächst ange-
boten:
a) Die Assoziierung der DDR: Dies setzte voraus,
daß die DDR völkerrechtlich und staatsrechtlich
zunächst ein unabhängiger Staat bleibt, auch wenn
es eine Wirtschafts- und Währungsunion mit der
Bundesrepublik Deutschland hätte. Eine Assozi-
ierung der DDR in die Gemeinschaft hätte der
DDR zwar die Rechte eines Mitgliedstaates der EG
geben können, ihr jedoch nicht die Pflichten eines
Mitgliedstaates aufbürden müssen. Was „Assozi-

ierungen" konkret sind, ist durch das EG-Recht
soweit gefaßt, daß sich hierbei vielfältige Möglich-
keiten eröffnen ließen. Ein Assoziationsabkommen
kann auch geschlossen werden, um eine Aufnahme
als Mitgliedstaat vorzubereiten.

b) Aufnahme der DDR als dreizehnter Staat in die
EG: Jacques Delors erklärte dies als möglich auch
vor Vollendung des Binnenmarktes zum 31. De-
zember 1992. Dieser Vorschlag hätte jedoch in ein-
zelnen EG-Staaten, insbesondere in Großbritan-
nien. Widerstand ausgelöst.

c) Die staatliche Einheit der Deutschen führt auto-
matisch zu einem territorialen Zugewinn für die Eu-
ropäische Gemeinschaft. Modell hierfür ist in viel-
facher Weise die Angliederung des Saargebietes an
die Bundesrepublik Deutschland. Denn bei der
Rückgliederung des Saarlandes, nach der Ableh-
nung des Saar-Status mit der erforderlichen Zwei-
Drittel-Mehrheit. bestanden zwar die Römischen
Verträge noch nicht, wohl aber die 1951 gegründete
EGKS. Nach seiner Aufnahme in die Bundesrepu-
blik Deutschland zum 1. Januar 1957 wurde das
Saargebiet automatisch vom Vertragswerk er-
faßt ).24

6. Eine gute Ost- und Wiedervereinigungspolitik
war in den Nachkriegsjahren auch immer eine gute
Westpolitik. Dies weist auf den Aspekt der Stär-
kung beziehungsweise Vertiefung der Gemein-
schaft hin. Immer mehr werden neue Überlegungen
zur Schaffung einer europäischen Verfassung disku-
tiert. die insbesondere zu einer Stärkung des Euro-
päischen Parlamentes führen sollen. Eine Regie-
rungskonferenz. die im Dezember 1990 zu Fragen
der Währungsunion ihre Arbeit aufnehmen soll,
weist auf neue Dimensionen im währungspoliti-
schen Bereich hin. Außerdem ist eine weitere Re-
gierungskonferenz geplant, die sich mit institutio-
nellen Fortentwicklungen der Gemeinschaft be-
faßt. Natürlich gibt es die Gefahr, daß die dramati-
schen Herausforderungen nicht nur durch die
DDR. sondern generell in Osteuropa eine solche
Vertiefung der Gemeinschaft behindern. Die Bun-
desrepublik kann indes leicht — im Falle der Ver-
weigerung einer solchen Vertiefung — in den Ver-
dacht geraten, sie sehe die Aspekte der staatlichen
Einheit der Deutschen wichtiger als die europäische
Integration an. Umgekehrt wird eine vorausschau-
ende Europapolitik auch das Gebiet der heutigen
DDR nicht nur allein den Westdeutschen überlas-
sen.*



Die Überlegungen für eine Währungsunion der
Bundesrepublik Deutschland mit der DDR können
Auswirkungen auf das europäische Vorhaben einer
Wirtschafts- und Währungsunion haben, zumal die
Gefahr besteht, daß eine deutsch-deutsche Wäh-
rungsunion die Bundesrepublik finanziell wie poli-
tisch so anstrengen wird, daß sie sich nur noch „mit
halber Kraft“ auf die Gemeinschaft konzentrieren
könnte. Andererseits könnte die D-Mark auch ei-
nen Teil ihrer Stärke einbüßen, was dazu führen
kann, daß die anderen westeuropäischen Währun-
gen nicht mehr so stark von der DM abhängig sind.
Die Schaffung einer deutsch-deutschen Währungs-
union ist indes nicht mit den Überlegungen einer
europäischen Währungsunion zu vergleichen: Die
Wirtschafts- und Währungsunion (WWU) auf EG-
Ebene ist ein multinationales Unternehmen, das
auf dem Zusammenschluß von Volkswirtschaften
mit einer marktwirtschaftlichen Grundorientierung
aufbaut25 ).

Die Wirtschafts- und Währungsunion auf deutsch-
deutscher Ebene, wie sie bilateral vereinbart
wurde, muß indes erst bestimmten Grundsätzen der
Marktwirtschaft im Gebiet der heutigen DDR zur
Durchsetzung verhelfen. Selbst wenn die bundes-
deutschen Anstrengungen sich sehr auf die politi-
sche und wirtschaftliche Einheit mit der DDR kon-
zentrieren — und dies möglicherweise vorüberge-
hend mit einem nachlassenden Investitionsinteresse
in anderen europäischen Gebieten verbunden
wäre —. so führt letztlich ein wirtschaftlich gestärk-
tes Deutschland auch zu einer Stärkung der gesam-
ten EG. Gleichwohl fürchten einige Mitgliedstaa-
ten. daß die Einbeziehung des Territoriums der
DDR in den Geltungsbereich der EG-Verträge zu-
nächst zu einschneidenden Konsequenzen für das
Finanzgefüge der Gemeinschaft führen wird, deren
größter Nettozahler bisher die Bundesrepublik ist.
da nach der staatlichen Einheit Finanzmittel im
Rahmen der Regional-, Struktur- und Sozialpolitik
auch auf die DDR umgelenkt werden müßten, die
damit anderen Gebieten der Gemeinschaft verlo-
rengehen könnten. Befürchtungen dieser Art hat
bislang die Bundesregierung durch die Erklärung
entgegenzuwirken versucht, daß die deutsche Ein-
heit nicht zu Lasten der anderen EG-Mitgliedstaa-
ten gehen sollte.

7. Daß die Entwicklung in Deutschland von funda-
mentaler Bedeutung für die Gemeinschaft ist. do-
kumentiert auch die Tatsache, daß auf einem Son-
dergipfel in Dublin am 28. April 1990 die Konse-
quenzen der deutschen Einheit für die Politik der

EG diskutiert wurden. Andere europäische Regie-
rungen kündigten frühzeitig an, sie wollten bei der
deutschen Frage mitreden. So zeigte sich die italie-
nische Regierung über die Formel „Zwei-plus-
Vier“ verstimmt, derzufolge Bonn und Ost-Berlin
sowie die vier Siegermächte über die Vereinigung
beraten sollen. Auch Rom wolle — im Rahmen der
EG und der NATO — mitreden26 ). Staaten außer-
halb der EG — wie Polen und Jugoslawien — er-
neuerten ihre Reparationsforderungen an Deutsch-
land 27 ).

8. Die Neutralität Deutschlands wurde bislang von
den politischen Führungspersönlichkeiten der Bun-
desrepublik auch deshalb abgelehnt, weil sich die
Idee von einer politisch starken Gemeinschaft, in
deren Rahmen die deutsche Frage am besten gelöst
werden kann, durchgesetzt hat. Eine sicherheitspo-
litische Neutralität Deutschlands hätte folgen-
schwere Konsequenzen für die politische Finalität
der EG: Damit würde ein Bereich — nämlich die
Sicherheitspolitik — definiert, der sich der politi-
schen Integration in einer künftigen Europäischen
Union entzöge.

9. Da die vier Hauptsiegermächte des Zweiten
Weltkrieges noch keinen Friedensvertrag mit dem
besiegten Deutschland abgeschlossen haben, wer-
den die Fragen immer wichtiger, wie durch eine
balancierte Sicherheitspolitik dem Sicherheitsbe-
dürfnis der Sowjetunion — das im Februar 1990 mit
dem Abzug der Truppen aus der Tschechoslowakei
begonnen und gleichzeitig einen Truppenabzug aus
Polen angekündigt hat — entsprochen werden
kann. Hierzu gehört die Grenzfrage Deutschlands
zu Polen genauso wie eine mögliche Entmilitarisie-
rung des heutigen Gebietes der DDR. Ferner ist
unklar, ob — und wenn ja. nur in einer klar defi-
nierten Übergangszeit? — sowjetische Truppen auf
dem Gebiet der DDR verbleiben. Es wäre ein No-
vum für den Einigungsprozeß innerhalb der EG,
wenn auf einem Territorium innerhalb der EG
Truppen stünden, die nicht der NATO angehörten.
Die NATO-Staaten ihrerseits weisen auf die Not-
wendigkeit des Verbleibens der Bundesrepublik in
der NATO hin, da diese nicht nur ein Verteidi-
gungspakt war. sondern auch eine politische Wer-
tegemeinschaft darstellte. Möglicherweise wünscht
die Sowjetunion — entgegen gelegentlich anders-
lautender Hinweise — die amerikanische Präsenz in
Europa, um damit eine politische und militärische
Stabilität in Mitteleuropa zu garantieren und um zu
verhindern, daß ein erstarktes Deutschland außer



Kontrolle geraten könnte. Auszuschließen ist auch
nicht, daß die Sowjetunion über ein vereintes
Deutschland eine Ankoppelung an die EG errei-
chen will, zumal es Lieferverpflichtungen der DDR
an die Sowjetunion gibt. Die DDR war 1989 mit
rund 40 Prozent der größte Außenhandelspartner
der Sowjetunion. Alle anderen europäischen
RGW-Länder erzielten nur knapp 27 Prozent28 ).

10. Der Prozeß der deutschen Einigung und der
weiteren Vollendung des Binnenmarktes wird vor-
aussichtlich auch mittel- und langfristig den Bei-
trittswunsch mittel- und osteuropäischer Länder
verstärken, die sich nicht auf die Freihandelszone
EFTA „abschieben“ lassen wollen (von der mit
Österreich ein wichtiges Mitglied schon einen Auf-
nahmeantrag in die EG gestellt hat). Am 19. De-
zember 1989 fand zwar in Brüssel ein Treffen der
EG mit Ministern der Länder der Europäischen
Freihandelsassoziation statt ), auf dem an die Not-
wendigkeit der Schaffung eines „Europäischen
Wirtschaftsraumes“ zwischen der EG und den
EFTA-Staaten erinnert wurde. Sie stimmten darin
überein, „den Rahmen für eine stärker struktu-
rierte Zusammenarbeit zwischen der Gemeinschaft
und sämtlichen EFTA-Ländern gemeinsam abzu-
stecken“. Für das Jahr 1990 sind entsprechende
Verhandlungen vorgesehen. Bislang sind jedoch in
den zentral- und osteuropäischen Staaten, insbe-
sondere Ungarn, eher langfristige Tendenzen des
Strebens nach einer EG-Mitgliedschaft sichtbar
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(statt einer Aufnahme in die EFTA). wobei das in
den Römischen Verträgen vorgesehene Instrument
von Assoziationen (möglicherweise sogar mit Über-
gangsregelungen bis zu einer Aufnahme) auch ana-
log zu historischen Beispielen ins Spiel gebracht
wird.

11. Zwar wird zur Lösung der deutschen Frage auch
immer wieder die KSZE als Instrument genannt,
doch sind spezifische Fragen, die sich aus den völ-
kerrechtlichen Reservatrechten der einstigen Sie-
germächte ergeben, nicht durch ein Forum von
35 Staaten zu lösen. Auch wird gelegentlich die
Schaffung „gesamteuropäischer Institutionen“ ge-
fordert, „die das Zusammenwachsen Europas im 
KSZE-Rahmen fördern“. Gleichwohl ist zu fragen,
in welchem Verhältnis diese „gesamteuropäischen
Institutionen“ zu den Institutionen der EG (und der
NATO) stehen sollen.

12. Angesichts der rapiden Veränderungen in
Deutschland und Europa kommt der Europäischen
Gemeinschaft gerade deshalb eine besondere Be-
deutung zu, weil sie der eigentliche stabile politi-
sche Faktor in Europa ist — ein Gravitationszen-
trum, an dessen Stärke sich EFTA, die Sowjetunion
und weitere Staaten des RGW orientieren, auch
Mächte außerhalb Europas. Die nächsten Schritte
der Zwölf werden entscheidend dafür sein, ob die
EG lediglich zu einer geographisch immer größer
werdenden Wirtschaftsgemeinschaft ausgebaut
wird, oder ob die Faszinationskraft der europäi-
schen Idee — die ja prinzipiell über die Zwölf hin-
ausreicht — auch eine innere Stärkung der Gemein-
schaft erfährt. Es bleibt abzuwarten, wie gerade die
deutsche Politik auf diese gesamteuropäische Her-
ausforderung reagiert.



Gert Krell

Die Ostpolitik der Bundesrepublik Deutschland
und die deutsche Frage

Historische Entwicklungen und politische Optionen im Ost-West-Konflikt

I. Historische Belastungen und strukturelle Probleme
westdeutscher Ostpolitik )1

In der begründeten Hochstimmung über die Revo-
lution in Ost- und Mitteleuropa von 1989 und über
die bevorstehende Einigung von Bundesrepublik
Deutschland und DDR scheinen die historischen
Belastungen und strukturellen Probleme westdeut-
scher Ostpolitik in der Zeit des Kalten Krieges und
der alten Entspannung schon fast vergessen. Die
Vergegenwärtigung der Dilemmata, der Optionen
und der Entwicklung dieser Politik kann jedoch
Kriterien für die Beurteilung der außenpolitischen
Chancen und Risiken der Neuvereinigung der bei-
den deutschen Staaten liefern, die sich unter Um-
ständen vollzieht, die von keiner politisch relevan-
ten Gruppierung vorausgesehen oder auch nur vor-
ausgedacht wurden.

Für die Deutschland- und Ostpolitik der Bundesre-
publik bildeten drei übergeordnete Problemstellun-
gen den Rahmen, in dem sich alle Varianten bewe-
gen mußten: erstens das historische Erbe, insbeson-
dere die Last der nationalsozialistischen Verbre-
chen und des Zweiten Weltkrieges; zweitens die
Realität des Macht- und Systemkonflikts zwischen
Ost und West; drittens die moralischen Probleme
des Status quo. Aus diesen drei Problemstellungen
ergaben sich eine Reihe widersprüchlicher Anfor-
derungen.

1. Revisionismus oder Versöhnung

Die Westdeutschen haben sich nach dem Zweiten
Weltkrieg mit guten Gründen und aus freien Stük-
ken für eine westliche Orientierung und gegen den
Kommunismus ausgesprochen. Aber der Antikom-
munismus war auch eine Brücke zur Vergangen-

heit, nicht nur für die alten Nazis. Die Animositäten
zwischen Deutschen und Polen reichen zurück bis
ins Mittelalter, und die machtpolitischen Rivalitä-
ten zwischen Deutschen und Russen waren eine
wichtige Voraussetzung für den Ersten Weltkrieg.
Nach 1945 waren fast alle Westdeutschen Revisio-
nisten in dem Sinne, daß sie die territoriale Auftei-
lung Deutschlands nicht akzeptierten, und ihr Revi-
sionismus richtete sich wieder in erster Linie gegen
den Osten2). Aber sie mußten sich doch auch fra-
gen, ob nicht die Zeit gekommen war. ein für alle
Mal den Kreislauf des Unrechts zu beenden, der
einen großen Teil ihrer Beziehungen zum Osten
geprägt hatte3). Polen und Rußland waren wieder-
holt Gegenstand deutscher Aggression gewesen.
Preußen hatte sich aktiv an den historischen Teilun-
gen Polens beteiligt. Hitler-Deutschland insze-
nierte eine weitere, diesmal mit dem Ziel der Zer-
störung nicht nur der politischen, sondern auch der
kulturellen, ja der physischen Substanz dieser Na-
tion. Rußland, obwohl der Komplizenschaft gegen-
über Polen schuldig, hatte zweimal die Brutalität
des deutschen Imperialismus erfahren. Die Ver-
träge von Brest-Litowsk im Jahre 1918 waren ein
primitives militärisches Diktat, weit härter als der
Vertrag von Versailles, und die Pläne der deutschen
militärischen Elite waren Vorläufer noch weit
schlimmerer Unterdrückung und Zerstörung im
Zweiten Weltkrieg4).

1) Bei dem vorliegenden Beitrag handelt es sich um eine
überarbeitete und stark gekürzte Fassung meines HSFK-
Reports 7/1989 vom November letzten Jahres. Für einen aus-
führlicheren Anmerkungsteil, der auch die Lektüre und An-
leihen zu diesem Papier angemessen dokumentiert, muß ich
auf die Langfassung verweisen. Daß manche der in der älte-
ren Version vertretenen Positionen zur Perspektive der
deutsch-deutschen Beziehungen vom Lauf der Dinge über-
holt worden sind, räume ich gerne ein. Ich weise noch darauf
hin. daß ich nicht streng zwischen Deutschland- und Ostpo-
litik unterscheide; ich verwende den Begriff Ostpolitik im
weitesten Sinne.

2) Die Saarfrage lasse ich hier außer acht. Ich verwende den
Begriff „Revisionismus“ in dem engen Verständnis von
„dreigeteilt — niemals“, einem früheren FDP-Wahlkampf-
slogan. obwohl ich mir sehr wohl bewußt bin. daß dieser
Terminus sehr verschiedenartige, z. T. auch problematische
historische und aktuelle Bezüge hat.
3) Vgl. dazu besonders Günter Stökl. Osteuropa und die
Deutschen: Geschichte und Gegenwart einer spannungsrei-
chen Nachbarschaft. München 1970.
4) Vgl. Dietrich Goldschmidt (Hrsg.). Frieden mit der So-
wjetunion — eine unerledigte Aufgabe. Gütersloh 1989. ins-
besondere die Artikel von Rolf-Dieter Müller über die Wei-
marer Zeit und Wolfram Wette über den Vernichtungskrieg.
Zum Rußlandbild der Deutschen im 18. und 19. Jahrhundert
und zu Brest-Litowsk vgl. auch Dietrich Geyer. Ostpolitik
und Geschichtsbewußtsein in Deutschland, in: Vierteljahrs-
hefte für Zeitgeschichte. 34 (1986) 2. S. 147—159.



Mit der Totalitarismustheorie versuchten die West-
deutschen ihre Verantwortung für die Vergangen-
heit mit ihren revisionistischen Forderungen der
Gegenwart zu versöhnen. Die moralischen Pro-
bleme des Revisionismus, insbesondere gegenüber
Polen, wogen ironischerweise jedoch umso schwe-
rer. je länger der zu revidierende Zustand anhielt.
Im Jahre 1965 stellte ein Memorandum der prote-
stantischen Kirche die Frage, ob sich aus dem Erbe
der nationalsozialistischen Vergangenheit nicht ein
politischer oder sogar rechtlicher Widerspruch zu
den Forderungen nach einer vollen Wiederherstel-
lung des Gebietszustands von 1937 ergebe5). Und
was Rußland betraf, so mußten die Deutschen doch
anerkennen, daß Formen der Politik, die sie und die
Russen zweimal in eine Art Ausrottungskrieg ge-
geneinander gestellt hatten, nicht richtig gewesen
sein konnten. Daraus resultierte eine grundlegende
und spezifische Voraussetzung westdeutscher Ost-
politik: Der Zwang zur Kriegsverhütung, der sich
aus der nuklearen Revolution und der Verwundbar-
keit der Bundesrepublik ergab, wurde gestützt und
ergänzt durch den politischen und moralischen
Zwang zur Versöhnung. Die Frage war jedoch, wie
dies mit den revisionistischen Forderungen in Ein-
klang gebracht werden konnte, und zwar ohne das
Hilfsmittel der Totalitarismustheorie, die pauschal
Täter und Opfer gleichsetzte.

2. Revisionismus und Kalter Krieg

Der Platz und die Rolle Deutschlands in Europa
nach dem Zweiten Weltkrieg wurden von drei we-
sentlichen Faktoren bestimmt. Der erste Faktor
war die territoriale Neuordnung in Osteuropa. Es
war historisch nahezu unvermeidlich — nach allem,
was in der Region vor und nach der Nazizeit gesche-
hen war —. daß die Sowjetunion, die im Verein mit
den Westmächten einen unprovozierten Krieg ge-
gen Deutschland gewonnen und den Status der
zweiten Supermacht erreicht hatte, territoriale Ver-
änderungen fordern und auch erreichen würde. Der
zweite Faktor ergab sich aus dem Problem, wie sich
die Welt dauerhaft vor Deutschland schützen
konnte. Die Institutionalisierung dieses Sicher-
heitsbedürfnisses lief keineswegs notwendigerweise
auf die Teilung hinaus, obwohl die Teilung, auch
die Teilung auf Dauer, zusätzlich zur Annexion der
Ostgebiete, von Anfang an eine Möglichkeit bil-
dete.
Es war der dritte Faktor, der dieser Variante histo-
risch zunächst zum Durchbruch verhalf: der Kalte
Krieg. Die beiden verbleibenden Teile Deutsch-

lands westlich der Oder-Neiße bekamen zentrale
Bedeutung für die Sicherheit der neuen Bündnissy-
steme. umgekehrt waren die Allianzen wichtig für
die Sicherheit der beiden deutschen Staaten. Die
deutsche Frage wurde auf diese Weise zum integra-
len Bestandteil des Kalten Krieges, und die führen-
den Konfliktparteien begriffen in einem Prozeß des
Tastens, der Herausforderung und des Wider-
stands, daß die Anerkennung des Status quo eine
Voraussetzung dafür war. daß der Kalte Krieg tat-
sächlich ein kalter Krieg blieb.

Die deutsche Frage war ein ernsthaftes Problem im
Verlauf des Kalten Krieges; aber so wie der Kalte
Krieg eine ihrer Voraussetzungen war. so wurde er
auch zur Lösung. Teilung und Integration der bei-
den Teile in die beiden Lager auf der Grundlage des
Status quo bot Sicherheit vor Deutschland und vor
der deutschen Frage. Natürlich hatten die Deut-
schen Probleme damit. Sicherheit so zu definieren,
obwohl die führenden Eliten in beiden Teilen sich
bewußt jeweils für ihre Seite im Ost-West-Konflikt
und der Systemauseinandersetzung entschieden
hatten6 )- Der Kalte Krieg, und das ist die Ironie des
deutschen Revisionismus, gab den Deutschen, ins-
besondere den Westdeutschen, soviel neues Ge-
wicht. daß sie für eine Weile glauben konnten, sie
würden darum herumkommen, die Rechnung für
den verlorenen Krieg und die deutschen Verbre-
chen zu bezahlen, und das alte Reichsgebiet von
1937 wieder herstellen können. Man kann sogar
noch einen Schritt weiter gehen: Ohne den Kalten
Krieg wäre es den Deutschen möglicherweise nicht
einmal gelungen, ihr west-deutsches Territorium zu
sichern.

Der Kalte Krieg war einer der entscheidenden
Gründe dafür, daß der westdeutsche Revisionis-
mus. ein Revisionismus mit dem Unterton der na-
tionalen Befreiung, noch einmal politisches Ge-
wicht erlangen konnte7); er war zugleich der Grund
dafür, daß die Wiedervereinigung eine Illusion blei-
ben mußte, solange der Systemkonflikt die Ost-
West-Beziehungen bestimmte. Die Teilung
Deutschlands war damit determiniert. Um erfolg-
reich zu sein, hätte der westdeutsche Revisionismus
Garantien dafür bieten müssen, daß er nicht wieder
zu einer Gefahr für die europäische Ordnung wird.
Das hätte eine gemeinsame Ost-West-Lösung für
das Problem vorausgesetzt, wie Deutschland zu



kontrollieren sei, und zwar eine andere Lösung, als
sie der Kalte Krieg offerierte; unter den Bedingun-
gen des Kalten Krieges jedoch war eine solche Lö-
sung extrem schwierig. Die andere Option für den
westdeutschen Revisionismus war, den Kalten
Krieg selbst in seinem Sinne zu nutzen. Das setzte
freilich voraus, daß die Sowjetunion bereit war.
freiwillig eine fundamentale Niederlage und Schwä-
chung ihrer Position im Ost-West-Konflikt zu ak-
zeptieren. Das war jedoch ohne einen grundlegen-
den — und nicht voraussehbaren — Systemwandel
ganz unwahrscheinlich.

3. Die moralischen Probleme des Status quo

Aber selbst wenn Westdeutschland seinen Sonder-
konflikt mit dem Osten beendete oder zumindest
stillegte, waren damit nicht alle Probleme der Ost-
politik bereinigt. Übrig blieb in jedem Fall der „nor-
male“ Gegensatz unterschiedlicher Ideologien, so-
zialer Systeme und Sicherheitsinteressen. In den
fünfziger Jahren war dieses Problem untrennbar mit
dem Revisionismus verknüpft; in dem Maße, in
dem der Revisionismus sich zurückbildete, mußten
andere Probleme zutage treten. Wie sollte das Pro-
blem der Kriegsverhütung langfristig gelöst werden
in einem Europa mit strukturellen Asymmetrien,
und zwar sowohl militärischen wie politischen? Wie
sollte dauerhaft Versöhnung mit einem Regime
möglich sein, das keine wirkliche Legitimation be-
saß; wie hätte dies geschehen können mit einer
Supermacht, die eine Form von Kolonialismus be-
nötigte, um ihre Sicherheitsinteressen zu wahren?

Nazideutschland hatte der Sowjetunion größte Op-
fer auferlegt, das Recht auf Kompensation war der
UdSSR nicht zuletzt aus moralischen Gründen
nicht zu verwehren. Die machtpolitischen Bedin-
gungen hatten dafür gesorgt, daß sie solche Kom-
pensationen ohnedies erhielt. Das Problem war.
daß diese Kompensationen auch russisch-sowjeti-
sche imperialistische Interessen befriedigten, die
zum Teil älter waren als der Angriff Nazideutsch-
lands und die zum Teil sogar in direkter Zusammen-
arbeit mit den Nazis verfolgt wurden. Der Hitler-
Stalin-Pakt führte zu verschiedenen sowjetischen
Annexionen, die nur zum Teil ethnisch gerechtfer-
tigt werden konnten. Die annektierten Gebiete
wurden sowjetisiert, mit Deportationen und der
physischen Liquidation sogenannter Klassenfeinde
bzw. Feinde Rußlands.

Auf die Probleme des Status quo in diesem Sinne
aufmerksam zu machen, war jedoch für die Deut-
schen weitaus schwieriger als für jede andere west-
liche Partei im Ost-West-Konflikt. Die Deutschen
waren weder politisch noch moralisch in einer gün-

stigen Position, sich über sowjetische Verbrechen
und Imperialismus zu beklagen. Jede deutsche Ar-
gumentation gegen den territorialen Status quo
würde unausweichlich die Frage nach dem deut-
schen Revisionismus aufwerfen. Was würde das für
Polen bedeuten, das Opfer des Imperialismus bei-
der Nachbarn — sowohl der Deutschen wie der
Russen — geworden war und nach all den vielen
Opfern seinen neu gewonnenen territorialen Status
unter keinen Umständen aufs Spiel setzen wollte?

Es blieben immer noch, auch für die Deutschen, die
politisch-ideologischen und die militärischen Asym-
metrien. Ein Arrangement mit dem Status quo in
Europa war nicht nur ein Arrangement mit den
Zugewinnen des sowjetischen Imperialismus, son-
dern auch mit der Realität kommunistischer Herr-
schaft in Ost- und Mitteleuropa, die nicht nur mit
vielen westlichen Grundauffassungen und Wertvor-
stellungen unvereinbar war. sondern sich nachweis-
bar auch gegen die Hoffnungen und Bestrebungen
der meisten Ostdeutschen und Osteuropäer rich-
tete. Der entscheidende soziale Antagonismus im
Ost-West-Konflikt war ja nicht die permanente Re-
volution von unten im industrialisierten Westen,
sondern die permanente Konterrevolution von
oben im Osten. Und es war ein Arrangement mit
überlegenen militärischen Streitkräften und einem
offensiven Verteidigungskonzept, das nicht nur de-
stabilisierend war, sondern der anderen Seite auch
sicherheitspolitische Vorteile eröffnete, jedenfalls
den Westen mit den militärischen und politischen
Problemen der erweiterten Abschreckung und der
Option des Ersteinsatzes von Nuklearwaffen bela-
stete.

Sollte sich jedoch herausstellen, daß ein offensives
Vorgehen gegen den Status quo nicht nur das Ri-
siko eines Krieges erhöhen, sondern sogar die län-
gerfristigen Chancen für Veränderungen verringern
würde; sollte sich herausstellen, daß die genannten
Asymmetrien Zeichen der Schwäche und nicht der
Stärke auf Seiten der Sowjetunion waren; und sollte
sich herausstellen, daß aus historischen und geo-
strategischen Gründen die Sowjetunion nicht ohne
wesentliche Veränderungen ihres politischen Sy-
stems in der Lage sein würde, ihre Beziehungen zu
ihren osteuropäischen Nachbarn zu normalisieren,
dann konnte eine Politik der Versöhnung auf der
Grundlage des Status quo auch eine moralische
Politik sein — unter der Voraussetzung, daß sie an
der Legitimität der demokratischen Hoffnungen
festhielt und auf den Erfordernissen militärischer
Stabilität insistierte. Daß auch eine solche Politik
die östliche Seite noch in Verlegenheit bringen
konnte oder jedenfalls Veränderungen nicht zu ver-
hindern in der Lage war, war dann nicht mehr legi-
timerweise als Friedensstörung zu denunzieren.



II. Politische Optionen und Entwicklungen
1. Militärischer Revisionismus

Der militärische Revisionismus und Imperialismus
des Nationalsozialismus kam nicht von ungefähr
und verschwand auch nach Hitlers Tod und der Nie-
derlage der deutschen Wehrmacht nicht völlig8).
Die ostpolitische Ideologie der letzten gesamtdeut-
schen Regierung unter Dönitz war. daß Deutsch-
land versucht hatte, sich den bolschewistischen Flu-
ten. die Richtung Westen strömten, entgegenzu-
stemmen. Der Kampf gegen Ost und West gleich-
zeitig war von Deutschland nicht zu bewältigen ge-
wesen, aber gab es vielleicht eine Option, gemein-
sam mit dem Westen unter dem Banner der Demo-
kratie gegen den Kommunismus zu kämpfen?

Diese Option war mit dem Selbstverständnis der
antifaschistischen Koalition nicht vereinbar und
konnte es auch nicht sein. Sie entsprach auch nicht
dem Geist, in dem die Deutschen selbst einen
neuen Anfang setzten. Das Grundgesetz der Bun-
desrepublik Deutschland verpflichtet die Deut-
schen. für Einheit und Freiheit zu wirken, aber auch
für Frieden und Gerechtigkeit in der Welt. Arti-
kel 26 verbietet ausdrücklich die militärische Ag-
gression. Die meisten Deutschen haben diese histo-
rische Lektion von Anfang an begriffen: Wenn es
überhaupt eine Chance für eine Revision der Tei-
lung gab, dann schied die Option eines neuen Ag-
gressionskrieges ein für allemal aus. Auch in diesem
Sinne ist Bonn nicht Weimar. Gewiß haben die
Umstände diesen Lernprozeß nachdrücklich unter-
stützt. Der Verzicht auf militärische Revision war
die Grundlage für die Integration Westdeutsch-
lands in die westliche Allianz und seine neue Souve-
ränität. In den entsprechenden Verträgen haben
sich die Westdeutschen verpflichtet, unter keinen
Umständen Gewalt anzuwenden, um Deutschland
wiederzuvereinigen oder die Grenzen der Bundes-
republik zu verändern. Alle Streitigkeiten mit ande-
ren Ländern müssen mit friedlichen Mitteln gelöst
werden. Im Gegenzug haben die ehemaligen Besat-
zungsmächte ihre Unterstützung für Westdeutsch-
lands revisionistische Ziele insoweit zugesagt, als
sie sich auf den Alleinvertretungsanspruch bezie-
hen9).

Damit blieb aber immer noch die Möglichkeit eines
Befreiungskrieges als Antwort auf einen Angriff
übrig, eine Art deutsche MacArthur-Option sozu-
sagen. Das erste ausführliche westdeutsche Memo-
randum zur Militärstrategie, entworfen von frühe-
ren Wehrmachtsgenerälen im Jahr 1950 (die Him- 
meroder Denkschrift), und die frühen Überlegun-
gen zur Verteidigung von Seiten Kurt Schumachers,
eines Verfolgten des Nazi-Regimes, gingen tatsäch-
lich beide in diese Richtung10). Die NATO hat
jedoch zu keiner Zeit die militärischen Fähigkeiten
für eine umfassende Gegenoffensive erworben, und
Überlegungen in diese Richtung blieben in
Deutschland heikel. Ein Beleg dafür ist die Spra-
che. Während im Englischen der zweideutige Be-
griff „Forward Defense“ zur Charakterisierung der
NATO-Strategie verwendet wird, findet sich in
deutschen Dokumenten und in der deutschen Dis-
kussion eher der eingeschränkte Begriff der
„Vorneverteidigung“ im Unterschied zur „Vor-
wärtsverteidigung“. In der Tat ist die Vorstellung,
daß die defensive Orientierung der NATO und der
Bundesrepublik Deutschland in der Organisation.
Struktur und Ausrüstung der Bundeswehr zum
Ausdruck kommen müsse, zu einer grundlegenden
Maxime der westdeutschen Verteidigungsplanung
geworden, ganz unabhängig von der Kritik der De-
fensiv-Verteidiger. Auch die offizielle westdeut-
sche Verteidigungspolitik nahm für sich immer in
Anspruch, daß die Bundeswehr den Warschauer
Vertrag nicht bedrohe, nicht bedrohen könne und
die sowjetische Führung keine Veranlassung für
eine andere Interpretation habe. Die kritischen Re-
aktionen auf AirLand Battle und auf die Diskussio-
nen über konventionelle Vergeltung in den USA
stehen in dieser Tradition ).11

2. Westintegration und Ostpolitik aus einer Posi-
tion der Stärke

Adenauers historische Erfahrungen, seine regio-
nale Herkunft und sein politischer Instinkt wiesen



alle in Richtung Westen. Die Wiedervereinigung
konnte für ihn die Westintegration nicht ersetzen,
nur diese versprach die Wiederherstellung der
Souveränität. Sicherheit und den Schutz der Frei-
heit12). Gleichwohl versuchte auch Adenauer, die
Westintegration mit dem Ziel der Einheit zu ver-
söhnen; er hielt daran fest, daß die Option für eine
Seite im Kalten Krieg keineswegs die Teilung besie-
geln werde. Rechtlich gesehen, das war jedenfalls
die Fiktion, hatte sich ja bereits das ganze Deutsch-
land dem Westen angeschlossen. Die Bundesrepu-
blik galt als vollständiger Staat, als Rechtsnachfol-
ger des alten Reiches in den Grenzen vom 31. De-
zember 1937, der lediglich einiger Provinzen oder
Länder beraubt worden war. Für die Regierungen
unter Adenauer und diejenigen politischen Kräfte,
die sie unterstützten, war Wiedervereinigung iden-
tisch mit einem Anschluß der „Sowjetzone“ und der
Wiedereingliederung großer Teile der Provinzen
östlich der Oder-Neiße.

Diese Wiedervereinigung war weniger in Zusam-
menarbeit mit den Russen zu verwirklichen, son-
dern eher gegen sie durchzusetzen. Die Bundesre-
publik werde dann in der Lage sein, erfolgreich
über die Wiedervereinigung zu verhandeln, wenn
sie sich dem Westen anschließe, der Westen
Deutschlands Ziele unterstütze und wenn der We-
sten stärker als die Sowjetunion sei. Beeindruckt
von der Einigkeit des Westens, seiner politischen
und militärischen Stärke (sprich Überlegenheit) so-
wie unter der Last des Rüstungswettlaufs und der
Kosten für die Kontrolle und Unterdrückung unwil-
liger Verbündeter, würden die Sowjets sich auf die
westlichen Argumente einlassen und nachgeben.

Die Strategie der Politik der Stärke — von Ade-
nauer selbst nicht konsequent verfolgt — ging je-
doch von drei fragwürdigen Annahmen aus. Die
eine war. daß der Westen tatsächlich mit vollem
Engagement die Wiedervereinigungswünsche der
Westdeutschen gegen die Sowjetunion unterstützen
werde. Die zweite war. daß der Westen tatsächlich
stärker sei als die Sowjetunion und daß er von dieser
Stärke auch Gebrauch machen könne. Die dritte
und wichtigste Bedingung war. daß die Sowjets sich
tatsächlich diesen Spielregeln unterwerfen würden.
Wie ließ sich diese Politik mit dem Friedensan-
spruch und dem Zwang zur Stabilität vereinbaren?
Argumentiert wurde, daß nicht der deutsche Revi-
sionismus die Spannungen verursache, sondern daß
die Teilung Deutschlands der entscheidende Grund
für die Spannungen in Europa sei. Wenn die Welt

an ernsthafter Entspannung interessiert war, dann
mußte die Spaltung Deutschlands beendet werden.
Alle anderen politischen Wege der Spannungsmin-
derung, insbesondere Rüstungskontrolle, wurden
dieser Argumentation untergeordnet. Bis weit in
die sechziger Jahre machten westdeutsche Regie-
rungen ihre Unterstützung für Rüstungskontrolle
von Fortschritten in der deutschen Frage abhän-
gig.
Es wurde jedoch bald deutlich, daß keine der drei
grundlegenden Annahmen zu halten war. Zwar ver-
folgten die Vereinigten Staaten eine Zeitlang selbst
eine Politik oder zumindest Rhetorik des „Revisio-
nismus durch Stärke“, aber für den Westen insge-
samt war die Teilung Deutschlands keineswegs eine
ebenso offensichtliche Ursache für die Spannungen
in Europa; die Unterstützung der westdeutschen
Ansprüche war mehr ein Instrument der Westinte-
gration als Ausdruck tatsächlicher revisionistischer
Tendenzen. Der Zwang zur Kriegsverhütung, ins-
besondere seit sich das nukleare Patt abzeichnete,
unterminierte die zweite Grundannahme der Poli-
tik der Stärke. Und was die sowjetischen Reaktio-
nen betraf, so war es für viele zeitgenössische Beob-
achter schon damals offenkundig, daß die Politik
der Stärke nicht glaubwürdig war, ja sogar das Ge-
genteil dessen bewirken würde, was sie zu erreichen
vorgab ).13

Die Westintegration der Bundesrepublik Deutsch-
land und die Versöhnung mit Frankreich waren
Ergebnisse politischer Klugheit, aber der Preis für
Adenauers Außenpolitik war hoch: das Unterlau-
fen früher westlicher Entspannungs- und Rüstungs-
kontrollbemühungen, Unterstützung für eine neue
Tradition eines unrealistischen Revisionismus und
die Fortsetzung einer alten Tradition der Gegner-
schaft zwischen Deutschland und Osteuropa. Ade-
nauer traute der politischen und historischen Ur-
teilsfähigkeit seiner Landsleute nicht, die Ideologie
der „Politik der Stärke“ — Grundlage der Ostpoli-
tik seiner konservativen Regierungen — trug je-
doch gewiß nicht zu deren Verbesserung bei. Die
Erblast der Hitlerzeit wurde ebenso verleugnet wie
die Tatsache, daß sich eine deutliche Mehrheit der
Westdeutschen für Sicherheit und Freiheit und da-
mit erst einmal gegen die Wiedervereinigung ent-
schieden hatte, wenn es überhaupt eine Entschei-
dung war. Der Hauptfehler der Politik der Stärke
schließlich war. daß sie eine Tendenz der Fehlein-
schätzung sowjetisch-russischer Macht und der
Überschätzung von Deutschlands Möglichkeiten
fortsetzte — eine Tendenz, die bis ins 19. Jahrhun-



dert zurückreicht: Deutschland würde politisch-mi-
litärischen Druck auf die Sowjetunion ausüben; die
Russen würden somit aus Zentraleuropa herausge-
drängt, und Deutschland würde wieder zu einer
großen und respektablen Macht — diesmal unter
dem Schutzschirm amerikanischer Überlegenheit
und als Mitglied eines liberal-demokratischen
Bündnisses ).14

3. Revisionismus durch Verhandlungen und kalku-
lierte Schwäche

Das Hauptargument der Gegner Adenauers war,
daß die Wiedervereinigung in der einen oder ande-
ren Form die Zustimmung der Sowjetunion voraus-
setzte. Unter Druck würden die Sowjets nicht nach-
geben, und schon gar nicht, wenn das Ergebnis ein
wiedervereinigtes und militärisch starkes Deutsch-
land im Bündnis mit dem Westen sein sollte. Es gab
zwei Alternativen zur Politik der Stärke, die beide
auf eine Verhandlungslösung setzten: Die eine kam
von der SPD-Opposition und die andere von der
Gruppe derer, die sich für einen „dritten Weg“
Deutschlands bzw. Europas einsetzten.
Nach einem kurzen Flirt mit der Vorstellung von
Deutschland oder Europa als „dritter Kraft“ orien-
tierte sich die SPD-Führung ebenso eindeutig wie
die anderen großen Parteien in der Bundesrepublik
Deutschland nach Westen; und sie war oder wurde
ebenso eindeutig antikommunistisch. Aber die SPD
wollte nun wirklich die Wiedervereinigung, durch
die sie im übrigen zur stärksten politischen Grup-
pierung in Deutschland geworden wäre. Sie stand
freilich vor demselben grundsätzlichen Problem, Si-
cherheit — sogar die Mehrheit der SPD-Anhänger
fühlte sich von der Sowjetunion bedroht — mit Ein-
heit zu verbinden, also für den Westen zu optieren,
ohne die Russen zu verprellen. Außerdem mußte
die SPD-Führung noch auf andere Traditionen in
ihrer Klientel, nämlich Antimilitarismus und Neu-
tralismus, Rücksicht nehmen ).15

Auch die frühe Ostpolitik der SPD war wider-
sprüchlich. In mancher Hinsicht war sie sogar natio-
nalistischer als die des Kanzlers, und sie negierte die
Realitäten des Kalten Krieges auf ihre eigene Art
und Weise, indem sie diffuse kollektive Sicherheits-
arrangements in Europa als Alternative präsen-

tierte. Die SPD bewegte sich jedoch schon früh auf
die NATO zu. Die Führung akzeptierte im wesent-
lichen die Notwendigkeit eines militärischen Bei-
trags zur westlichen Allianz — vorausgesetzt, alle
noch verbleibenden Chancen einer Wiedervereini-
gung würden sorgfältig geprüft. Während Adenau-
ers Strategie die Westintegration voraussetzte und
auf einen Anschluß der Sowjetzone durch Verhand-
lungen aus einer Position der Stärke heraus baute,
wollte die SPD zuerst verhandeln. Es war eine
Art Doppelbeschluß-Politik. Die Bundesrepublik
würde die Aussicht der militärischen Integration als
Verhandlungsmasse einsetzen, aber außerhalb der
europäischen Verteidigungsgemeinschaft oder der
NATO bleiben, wenn die Sowjets bereit waren, auf
die DDR zu verzichten.
Für kurze Zeit sah es so aus, als sollte die Politik der
kalkulierten Schwäche von Erfolg gekrönt sein. Die
Stalin-Noten von 1952 schienen sich auf den vorge-
schlagenen Handel einzulassen: Wiedervereinigung
versus Verzicht auf die militärische Westintegra-
tion. Aber selbst wenn die sowjetischen Angebote
von 1952/53 substantiell und nicht nur taktisch ge-
meint waren, so muß die Aussicht auf eine annehm-
bare Lösung damals doch als gering eingeschätzt
werden. Eine Wiedervereinigung nach diesen Vor-
schlägen war unter den gegebenen Umständen eine
riskante Option — für die Sowjets, für den Westen,
ja sogar für die Deutschen selbst, und viele Diplo-
maten auf der Seite der ehemaligen Alliierten und
auch viele Deutsche waren sich dieser Risiken sehr
wohl bewußt und gaben ihnen Ausdruck. Stalins
Angebote an nationalistische Gruppen in Deutsch-
land sind ein Hinweis auf diese Risiken, mit denen
sich die Kritiker Adenauers nur selten ernsthaft
auseinandersetzen 164 ). Wie dem auch sei. am Ende
rettete der Aufstand in der DDR Adenauers West-
politik. er signalisierte aber zugleich das Scheitern
seiner Ostpolitik.
Nach 1955 wurde der SPD allmählich klar, daß Ver-
handlungen nicht zu einer alsbaldigen Lösung des
Problems der Wiedervereinigung führen würden.



Daraufhin lockerte die Parteiführung die enge Ver-
bindung zwischen Sicherheit und Einheit und be-
gann sich beim Aufbau der neuen Bundeswehr zu
engagieren. Sie akzeptierte allmählich die vollstän-
dige Westintegration, einschließlich der militäri-
schen Dimension, sie hielt jedoch an der Idee der
Wiedervereinigung fest. Aber ihre Strategie unter-
schied sich von der Adenauers, und sie ließ sich
leichter an den allgemeinen Ost-West-Trend der
Annäherung anpassen. Auch für die SPD hingen
Frieden und Abrüstung eng mit der deutschen
Frage zusammen. Aber während Adenauer fürch-
tete, Entspannung und Rüstungskontrolle würden
seine Politik der Stärke unterlaufen, sah die SPD
Spannungsminderung und Rüstungskontrolle oder
Abrüstung in Europa als vorteilhaft für das Ziel der
Einheit an. Bis spät in die fünfziger Jahre entwik-
kelte die Partei verschiedene Pläne, von denen der
letzte noch einmal Entspannung, Abrüstung. Wie-
dervereinigung und kollektive Sicherheitsarrange-
ments für die Länder in Mitteleuropa, die dann ihre
Militärbündnisse verlassen würden, miteinander
verband ).17

Das Hauptproblem des Revisionismus auf der
Grundlage kalkulierter Schwäche war, daß ein wie-
dervereinigtes Deutschland aller Voraussicht nach
nicht schwach sein oder jedenfalls nicht bleiben
würde, und wenn es schwach blieb, dann wäre es
instabil gewesen und damit bei anhaltendem Ost-
West-Gegensatz auch Objekt für Destabilisierungs-
versuche. War dieses Deutschland aber innenpoli-
tisch stabil, dann würde es wieder versuchen. Ost
und West gegeneinander auszuspielen. Denn es
wäre weiterhin revisionistisch gewesen, einmal an-
genommen. daß Wiedervereinigung nicht den terri-
torialen Status von 1937 wiederhergestellt, sondern
nur die vier ehemaligen Besatzungszonen zusam-
mengeführt hätte. Diese Überlegungen allein muß-
ten erhebliche Zweifel bei Deutschlands ehemali-
gen Gegnern hervorrufen. Beide. Westen wie
Osten, wollten ein Deutschland, das kalkulierbar
war und nicht wieder außer Kontrolle geriet. Und je
mehr sie sich uneins waren über die Form und den
Inhalt eines wiedervereinigten Deutschland, desto
mehr konzentrierten sie sich darauf, ihre jeweiligen
Einflußzonen zu stabilisieren und mögliche Über-
griffe der anderen Seite zu verhindern.

4. Die Neudefinition der nationalen Frage

Schon im Jahre 1955 wurde deutlich, daß das ost-
politische Konzept der Regierung Adenauer nicht
zu verwirklichen war. Aber die Konservativen ver-
drängten die Realität, obwohl sich die äußeren Vor-

aussetzungen für einen Erfolg ihrer Strategie immer
weiter verschlechterten. Um den Revisionismus in
den sechziger Jahren besser mit internationalen
Entwicklungen in Einklang zu bringen, entwickelte
ein Teil der Christdemokraten im Verein mit den
Freien Demokraten Ansätze einer neuen Politik:
Westintegration und Revisionismus plus Entspan-
nung.
Die Grundannahme hinter der Doppelstrategie von
Entspannung plus Revisionismus war die folgende:
Durch eine Verbesserung der Beziehungen zu den
osteuropäischen Ländern sollten diese schließlich
— in einer allgemeinen Atmosphäre der Span-
nungsminderung — davon überzeugt werden, daß
ein wiedervereinigtes Deutschland eher mit ihren
eigenen Interessen in Übereinstimmung zu bringen
war als ein geteiltes Deutschland, ständige Quelle
der Instabilität im Herzen Europas. Was also das
Verhältnis zwischen Ostpolitik und Sicherheit be-
trifft. so hielt auch das neue Konzept an der alten
Grundauffassung fest: Frieden und echte Entspan-
nung setzten die Wiedervereinigung Deutschlands
voraus.

Die Politik von Entspannung plus Revisionismus
war der Versuch, die DDR nicht nur — wie bis-
her — im Westen und in der Dritten Welt zu isolie-
ren. sondern auch im Osten. Das war auch der ent-
scheidende Grund, warum diese Politik scheiterte.
Aber damit war grundsätzlich die deutsche Ostpo-
litik in Bewegung geraten, eine Bewegung, die von
der Großen Koalition fortgesetzt wurde. Die enge
Kopplung von Rüstungskontrolle und Abrüstung
an Fortschritte in der deutschen Frage wurde gelok-
kert. ebenso die Hallstein-Doktrin mit dem Allein-
vertretungsanspruch Deutschlands durch die Bun-
desrepublik, die anstatt die DDR zu isolieren in
zunehmendem Maße zur Isolation der westdeut-
schen Außenpolitik geführt hatte. Die Grundlagen
für Wandel wurden gelegt. Gleichwohl hielt auch
die Große Koalition an den Kernpunkten des Revi-
sionismus fest, insbesondere der Nicht-Anerken-
nung der DDR und der Oder-Neiße-Grenze, und
gegen Ende der sechziger Jahre geriet die Ostpoli-
tik sowohl im Innern wie nach außen ins Stocken.

Die neue SPD-FDP-Koalition, die sich 1969 for-
mierte. und mit ihr die Mehrheit der Westdeut-
schen akzeptierten dann endlich das. was Gerhard
Schröder einmal die „sogenannten Ergebnisse des
Zweiten Weltkrieges“ genannt hatte. Das war der
Kern der Verträge mit der Sowjetunion. Polen und
der DDR, in denen alle Vertragsparteien auf Ge-
bietsansprüche gegeneinander und überhaupt ver-
zichteten. Der Gewaltverzicht war nicht neu. Dazu
hatte sich Deutschland schon wiederholt bei ver-
schiedenen Gelegenheiten verpflichtet. Neu war
die Kombination dieses Gewaltverzichts gegenüber



dem Osten mit einer Anerkennung der politischen
und territorialen Gegebenheiten. Auch damit war
— schon aus verfassungsmäßigen Gründen — we-
der politisch noch juristisch die Option der Wieder-
vereinigung ein für allemal ausgeschlossen. Aber
dieses Prinzip wurde nun der tatsächlichen Aner-
kennung des Status quo untergeordnet, eines Status
quo, der „in einer für uns günstigen Form ... als
Modus vivendi um der Sicherheit willen“ zu stabili-
sieren war18).
Es ist durchaus nicht untypisch für die westdeutsche
Ostpolitik, daß jemand, der emigriert war und ge-
gen das Nazi-Regime gekämpft hatte, schließlich
die Rechnung für den Krieg beglich und am Denk-
mal für den Aufstand im Warschauer Ghetto nie-
derkniete19). Diesmal entstand daraus kein neuer
Mythos vom Dolchstoß in den Rücken, jedenfalls
keiner von Bedeutung. Die Realität der Niederlage
und der Teilung der Welt sowie der Zwang zur
Kriegsverhütung ließen sich nicht verleugnen. Aber
auch die Notwendigkeit der Versöhnung mit dem
Osten setzte sich endlich durch. Wenn die Bundes-
republik eine aktive Außenpolitik beibehalten und
in konstruktiver Form zur Entwicklung der Ost-
West-Beziehungen beitragen wollte, dann mußte
sie ihren Sonderkonflikt mit dem Osten beenden.
Mit den Verträgen formalisierten die Deutschen
eine politische Übereinkunft zwischen den Ver-
einigten Staaten und der Sowjetunion, die sich
schon im Umfeld der Berlin-Krise in den frühen
sechziger Jahren abgezeichnet hatte.

Die Bundesrepublik definierte den Zusammenhang
zwischen Sicherheit und der deutschen Frage um.
Der Osten hatte schon lange darauf bestanden, daß
die Nicht-Anerkennung der deutschen Teilung den
Frieden und die Stabilität bedrohe. Der Westen
hatte sich dieser Interpretation eine Zeitlang wider-
setzt, aber es war bald deutlich geworden, daß seine
Interessen und seine tatsächliche Politik dieser In-
terpretation sehr viel näher standen, als der verbale
Tribut an den Revisionismus glauben machen
konnte. Das neue Paradoxon der westdeutschen
Ostpolitik war, daß der einzige Weg, die Realitäten
der Teilung zu überwinden, darin bestand, sie zu-
nächst einmal zu akzeptieren. Die Anerkennung
der Grenzen war eine notwendige Voraussetzung
für ihre Überwindung, und die — wie immer vor-

läufige — Anerkennung der Teilung in zwei unter-
schiedliche Staaten war der einzige verbleibende
Weg, nationale Gemeinsamkeiten zu bewahren.
Einheit bedeutete jetzt den Versuch, die Beziehung
zwischen den beiden deutschen Staaten zu verbes-
sern und gemeinsame Verantwortung wahrzuneh-
men. Aktive Koexistenz war eine neue und aus-
sichtsreichere Möglichkeit, Frieden und Sicherheit
mit der nationalen Frage zu versöhnen.
Die SPD hatte etwa zehn Jahre gebraucht, um die
Westintegration zu akzeptieren, nach ca. 15 Jahren
stellte sie sich auf die Realität der Teilung ein. Die
CDU, die schließlich die Westintegration zur raison
d’etre der neuen Republik gemacht hatte, brauchte
mehr als 25 Jahre, um die unvermeidlichen Konse-
quenzen ihrer eigenen Politik zu begreifen. In den
Diskussionen über die Verträge mit Moskau, War-
schau und der DDR hielt sie noch an den alten
Dogmen fest, obwohl sie sich an der Ratifizierung
der Verträge beteiligte. Es waren Rückzugsge-
fechte, und das letzte größere dieser Art war die
Gegnerschaft zum KSZE-Prozeß. Auch hier hat die
CDU ihre Position verändert. Verteidigung plus
Entspannung auf der Grundlage der Vertragspoli-
tik der frühen siebziger Jahre wurde zum Eckpfeiler
westdeutscher Sicherheitspolitik. Natürlich hat es
Akzentverschiebungen gegeben, aber diese Politik
hat das Ende der sozial-liberalen Koalition über-
dauert. Der berühmte Harmel-Bericht hatte für die
atlantische Allianz die Grundlagen des Doppelkon-
zepts gelegt, die Verträge ermöglichten es der Bun-
desrepublik. diese Politik nicht nur zu unterstützen,
sondern einer der aktivsten Befürworter der Ent-
spannung zu werden.
Das Zwei-Pfeiler-Konzept fand bald breite Unter-
stützung in der politischen Führung und in der Öf-
fentlichkeit der Bundesrepublik. Entspannung galt
als notwendige Ergänzung zur Verteidigung bzw.
zunehmend sogar als ein möglicher Ersatz dafür.
Verteidigung plus Entspannung bildet das Grund-
verständnis sowohl der sozial-liberalen wie der libe-
ral-konservativen Weißbücher. Oder um es in den
Worten von Außenminister Genscher auszudrük-
ken. der in seiner Person zum politischen Symbol
der Kontinuität geworden ist: „Die Ambivalenz der
Harmel-Strategie, die die Sowjetunion als Gegner
und Verhandlungspartner gleichzeitig betrachtet,
beruht auf der Ambivalenz des Lebens selbst. Die
Entspannung richtet sich auf das überragende Inter-
esse des Ostens und des Westens: den Nuklearkrieg
zu verhindern.“20 )
Neben der Kriegsverhütung lag der zweite Haupt-
grund des Konzepts in der Abmilderung der Tei-



lung Europas, zum Beispiel in den greifbaren Vor-
teilen für die Deutschen beiderseits der Demarka-
tionslinie und darüber hinaus für die Stabilität und
Lebensfähigkeit Berlins. Das dritte Motiv war die
Hoffnung, daß Entspannung und Zusammenarbeit
günstige Voraussetzungen schaffen könnten für ei-
nen „evolutionären Wandel“ im Osten, insoweit
Entwicklungen in der Sowjetunion und in Osteu-
ropa bzw. der DDR überhaupt von außen zu beein-
flussen waren.
Der Grad an Übereinstimmung in diesen Fragen,
der sich in den achtziger Jahren herausbildete, ist
gewichtig, wenn man sich die harten Auseinander-
setzungen, ja die politischen Krisen vergegenwär-
tigt, die die Bundesrepublik in den frühen Jahren
der Ostpolitik Brandts und Scheels erlebte. Auch
die liberal-konservative Regierung sprach bald von
einer besonderen Verantwortung beider deutscher

Staaten für Frieden und Stabilität in der Mitte Eu-
ropas, die aus der deutschen Geschichte und der
gegebenen politischen und geographischen Kon-
stellation erwachse. Die Politik des Dialogs mit der
DDR wurde als Beitrag der Bundesrepublik zu ei-
ner aktiven europäischen Friedenspolitik präsen-
tiert, und Honeckers Besuch — mit vollem Proto-
koll — im September 1987 war das deutlichste Bei-
spiel für die Veränderungen im konservativen La-
ger und gleichzeitig für die Kontinuität der jüngeren
westdeutschen Ostpolitik, Gewiß gab es noch Posi-
tionsdifferenzen etwa über die Grenzen von 1937
und bei der Frage, ob am Ziel der Einheit prinzipiell
festzuhalten oder ob es definitiv aufzugeben sei.
Hier hat die jüngste Entwicklung zu einem überra-
schenden Klärungsprozeß geführt, in dem Entwick-
lungslinien (west)deutscher Ostpolitik zusammen-
laufen.

III. Die deutsche Frage und die gegenwärtige Transformation
des Ost-West-Konflikts

Die Ost-West-Beziehungen auf der Grundlage der
geographischen, politischen, militärischen und sy-
stemischen Teilung der Welt hatten den Vorteil,
daß sie die Einfluß- und Machtverteilung der Super-
mächte in Europa regulierten und die deutsche
Frage kontrollierten. Die Problematik dieser Tei-
lung bestand darin, daß sie auch in ihrer Entspan-
nungsvariante nur eine begrenzte und politisch brü-
chige Stabilität bot. Begrenzt, weil sie den Frei-
heitswünschen der im realen Sozialismus lebenden
Völker nur bedingt Rechnung tragen konnte; poli-
tisch brüchig, weil es eine Entspannung auf der
Grundlage fortdauernden Antagonismus blieb und
die Bündnisstruktur auf der östlichen Seite mit Ge-
walt aufrechterhalten wurde.

Die beginnende Auflösung dieser Struktur ist vor
dem Hintergrund der europäischen Geschichte des
20. Jahrhunderts geradezu revolutionär. Der Re-
formprozeß in der Sowjetunion und die Revolution
in Ost- und Mitteleuropa bieten Chancen für grund-
legende Veränderungen nicht nur in den Ost-West-
Beziehungen, sondern in der Weltpolitik insge-
samt. Die Risiken dieses Prozesses sind gleichwohl
unübersehbar. Die zentrale Herausforderung für
die Politik in Ost und West besteht darin, den Sy-
stemwandel im doppelten Sinne — also den drama-
tischen Auflösungsprozeß des Sozialismus und die
Transformation des Ost-West-Konflikts in Europa
und zwischen den Supermächten — ohne gewalt-
same Eruptionen und Rückschläge zu organisieren.
Die für Europa alles überragende Frage ist, wie sta-
bil Politik sein kann, die einerseits die problemati-

sche, jedoch vertraute und einfache, vor allem aber
dominierende Superstruktur des Ost-West-Kon-
flikts verläßt, andererseits damit die komplizierte
(und blutige) Vergangenheit europäischer Natio-
nalgeschichte wieder heraufbeschwört. Bleibt diese
Vergangenheit kritischer Bezugspunkt für eine ak-
tive gesamteuropäische Politik oder entlarvt sie
diese gesamteuropäische Politik als Illusion?

Zu den potentiellen Risikofaktoren der doppelten.
Systemtransformation zählt nach wie vor die Pro-
blematik des Gewichts der Deutschen in der Mitte
Europas. Die deutsche Frage hat zwar aufgrund der
veränderten weltpolitischen Konstellation bei wei-
tem nicht mehr die Bedeutung wie im Kaiserreich
oder in der Weimarer Republik, und sie stellt sich
heute auch anders als 1945, zur Zeit des Kalten
Krieges oder noch in den siebziger Jahren. Aber sie
stellt sich, und zwar nach wie vor in dem Sinne: Was
trauen die anderen und wir Deutsche uns selbst zu,
positiv wie negativ? Daß die deutsche Frage immer
noch so diskutiert wird, ist der beste Beweis dafür,
daß sie auch unter veränderten Bedingungen weiter
besteht.

Daß der einheitliche deutsche Nationalstaat ein
Problem für Stabilität und Frieden sein könnte, ist
keine Erfindung realsozialistischer Propaganda.
Das Problem ist ein Ergebnis deutscher Geschichte
oder genauer deutschen Unvermögens, mit deut-
scher Lage und mit deutschem Vermögen sorgsam
umzugehen. Die leidvollen Erfahrungen mit deut-
schem Imperialismus und Rassismus bleiben den
Völkern Europas in verständlicher Erinnerung. Es



ist eine Forderung der Moral wie des aufgeklärten
Eigeninteresses, daß sich die Deutschen hüben wie
drüben mit diesem Problem auseinandersetzen.

Unabhängig von der sicherheitspolitischen Proble-
matik des deutschen Einheitsstaates im engeren
Sinne stellt sich die Frage nach dem machtpoliti-
schen Gewicht der vereinigten Potentiale von Bun-
desrepublik und DDR. Sind nicht auch andere For-
men der Friedensstörung — wenn Frieden weiter
verstanden wird als die Abwesenheit von Krieg —
denkbar? Könnte ein vereinigtes, macht- und natio-
nalbewußtes Deutschland nicht mit anderen Instru-
menten Druck auf seine Nachbarn ausüben? Wenn
von polnischen Gesprächspartnern z. B. Bedenken
geäußert werden, dann haben sie heute vor allem
das Problem der wirtschaftlichen Asymmetrie im
Verhältnis Deutschlands zu Osteuropa und damit
das Risiko der Abhängigkeit im Auge, die gerade
im Falle Polens politisch sensibel werden könnte.
Eine Reihe von Faktoren sprechen jedoch dafür,
daß auch ein vereinigtes Deutschland ein loyales
und friedfertiges Mitglied der sich entwickelnden
gesamteuropäischen Völkergemeinschaft sein wird.
Als erster Punkt ist der diskutierte neue Grundkon-
sens westdeutscher Ostpolitik zu nennen. Am Be-
ginn dieses Konsenses stand der Gewaltverzicht:
äußere Konsequenz aus der totalen Niederlage, der
neuen Mächtekonstellation mit der nuklearen Re-
volution und innere Konsequenz aus der blutigen
Vergangenheit deutscher Außenpolitik. Schon dem
frühen Wiedervereinigungs-Revisionismus war
klar, daß die militärische Option definitiv aus-
schied. Diese Einsicht markiert einen wichtigen
Bruch mit deutschen Traditionen. So hatte die Wei-
marer Republik auch in den gemäßigteren Varian-
ten ihrer Ostpolitik den Einsatz von Gewalt — ins-
besondere gegenüber Polen — nie völlig ausge-
schlossen; für einen großen Teil der konservativen
Führungsschichten war damals ein solcher „Waf-
fengang“ nur eine Frage der Zeit.

Der zweite wichtige Entwicklungsschritt war die
Differenzierung der revisionistischen Hoffnungen
und Forderungen, d. h. der in Etappen vollzogene
„Verzicht“ auf die ehemals deutschen Gebiete öst-
lich von Oder und Neiße. Der Weg führte von
„Dreigeteilt — niemals“ über die EKD-Denkschrift
von 1965 und die Kontroversen um die Ostverträge
Anfang der siebziger Jahre bis zur selbstverständli-
chen Anerkennung der Grenzen zwischen deut-
schem und polnischem Territorium durch nahezu
alle Deutschen, insbesondere die gesamte politi-
sche Elite. Die Einsicht, daß hier angesichts eines
von den Deutschen selbst brutal vorangetriebenen
Geschichtsverlaufs nichts mehr zu holen war. viel-
mehr aus moralischen wie realpolitischen Gründen
ein Neuanfang auf dem Ergebnis der alten Ge-

schichte gesucht werden mußte, findet sich ansatz-
weise schon bei Adenauer. Es bedurfte eines lang-
wierigen und schwierigen Prozesses der Auseinan-
dersetzung und Aussöhnung im Inneren wie nach
außen, um diese Einsicht konsensfähig werden zu
lassen. Die reale Aussicht auf Neuvereinigung der
beiden deutschen Teilstaaten hat schließlich die
letzten, ohnehin mehr taktischen als prinzipiellen
Vorbehalte beiseite geräumt.
Der dritte Schritt schließlich war der Übergang von
der Macht zum Kompromiß in der deutschen Ost-
pohtik21). Am Anfang stand die Vorstellung, die
Sowjetunion könne durch politischen Druck zur
Korrektur der Ergebnisse des von Deutschland
selbst gerade im Osten als Aggressions- und Ver-
nichtungskrieg geführten und schließlich verlore-
nen Zweiten Weltkrieges veranlaßt werden. Es
folgte eine Wiederannäherung an die Sowjetunion
und an Osteuropa, aber die DDR blieb bis zur
neuen Ostpolitik aus der Entspannung ausgeklam-
mert. Am Ende hatte sich jedoch die Auffassung
durchgesetzt, daß sich deutsche Interessen am be-
sten mit einer Politik der Verständigung verwirkli-
chen lassen. Das Engagement beider deutscher
Staaten für die Rüstungsbegrenzung im Rahmen
kooperativer Strukturen — nicht wie in der Weima-
rer Republik als Deckmantel für revisionistische
Ansprüche — markiert am deutlichsten die neue
Orientierung.

Es kommt hinzu, daß die Bundesrepublik Deutsch-
land inzwischen fest in den Westen integriert ist.
Selbst wenn die Klammer des Militärbündnisses,
dessen ursprüngliche Funktion auch die Kontrolle
Deutschlands war, eines Tages entfallen sollte, so
bliebe ein deutscher Sonderweg zwischen West und
Ost doch äußerst unwahrscheinlich. Die Integration
umfaßt weit mehr als die militärische Dimension,
sie gilt insbesondere für den ökonomischen und den
kulturellen, zunehmend aber auch für den politi-
schen Bereich. Bei global wachsender Interdepen-
denz zählen Westeuropa und die gesamte nordat-
lantische Region zu den am dichtesten integrierten
Gebieten. Die transnationalen Verflechtungen und
die supranationalen Kompetenzen in Europa wer-
den noch weiter zunehmen, und ein völliger politi-
scher und militärischer Rückzug der Vereinigten
Staaten aus Europa steht auch längerfristig nicht
zur Diskussion.
Die Einbettung deutscher Außenpolitik gilt nicht
nur für Westeuropa und den Nordatlantik, sie gilt



-- wenn auch noch in abgeschwächter Form —
inzwischen bereits für ganz Europa. Der KSZE-
Prozeß bewirkt genau jene Stabilisierung, die Eu-
ropa in der Zwischenkriegszeit nicht gelungen ist.
Dieser Prozeß hat nach fünfzehn Jahren die Lei-
stungen des Völkerbundes im Bereich der Vertrau-
ensbildung, der Spannungsminderung und der Ko-
operation, und zwar über die Systemgrenzen hin-
weg, schon bei weitem übertroffen. Die Deutschen
profitieren von diesem Prozeß, und er findet — die
anfänglichen Vorbehalte der Konservativen waren
bald ausgeräumt — fast einmütige Unterstützung.
Mit der Zurückbildung des Systemgegensatzes wird
die KSZE noch an Bedeutung gewinnen.

Die genannten Integrationseffekte werden auch für
ein vereinigtes Deutschland gelten. Die Bundesre-
publik Deutschland ist heute eine funktionierende
Demokratie westlichen Typs, und es bestehen gute
Aussichten, daß ein vereinigtes Deutschland eben-
falls eine stabile Demokratie hervorbringt, auch
wenn man die noch zu verarbeitende Erblast des
Stalinismus in Rechnung stellt. Dabei ist vor dem
Hintergrund der deutschen Einigungsgeschichte
des 19. Jahrhunderts — Scheitern der demokrati-
schen Nationalbewegung, Einigung „von oben“ mit
Hilfe von Kriegen gegen Dänemark, Österreich-
Ungarn und Frankreich — der demokratische und
friedliche Charakter dieses Zusammenschlusses
von besonderer Bedeutung.

Was das Gewicht eines neuvereinigten Deutschland
angeht, so läßt sich nicht bestreiten, daß es geogra-
phisch wieder die Mitte Europas bildet, wenn auch
nicht mehr in so dominierender Weise wie vor und
noch nach dem Ersten Weltkrieg. Das wirtschaftli-
che Potential der Deutschen wird mit der Vereini-
gung weiter wachsen. Doch auch hier muß die Per-
spektive gewahrt bleiben: Alle Daten zeigen, daß

das Gewicht der Deutschen in Europa erheblich,
aber von Dominanz weit entfernt ist; vor allem,
wenn man in Rechnung stellt, daß auch die Poten-
tiale der Supermächte außerhalb der Zentralregion
— im Verhältnis zur Zwischenkriegszeit in qualita-
tiv veränderter Form — mit Europa verbunden sind
bzw. auf Europa einwirken. Außerdem wird der
wirtschaftliche Wiederaufbau der DDR auf Jahre
hinaus Energien binden und zusätzliche Anforde-
rungen an den ökologischen Umbau stellen.
So bleibt die begründete Hoffnung, daß die neue
Vernunft und moralische Qualität deutscher Au-
ßenpolitik auch in schwierigeren Zeiten Bestand
haben wird. Das Gewicht der deutschen Mitte in
Europa ist nicht zwangsläufig fatal. Die Verwund-
barkeit Deutschlands war genausowenig zwingend
wie die Gefährdung seiner Nachbarn; beides war
das Ergebnis schlechter Politik, nicht das Produkt
der geographischen Lage und Größe. Warum soll-
ten die beiden deutschen Staaten mit ihrer Neuver-
einigung nicht sowohl nach Ost wie West für Eu-
ropa wie für sich selbst jene produktive und kon-
struktive Rolle spielen, zu der es in der jüngeren
deutschen Geschichte ja auch Ansätze gab? Die
inneren wie äußeren Voraussetzungen dafür waren
jedenfalls noch nie so günstig. Deutschland hat die
historische Chance, ein Experimentierfeld für das
Zusammenwachsen des politisch, wirtschaftlich
und psychologisch immer noch geteilten Europa zu
werden. Die erste große Prüfung findet in diesen
Wochen und Monaten statt. Wird es der Bundesre-
publik Deutschland und der DDR gelingen, der
Sowjetunion die Annahme der Vereinigung und
damit einer einschneidenden politisch-strategischen
Veränderung in Europa durch substantielle Abrü-
stungsangebote zu erleichtern? Der Friede in Eu-
ropa hängt im übrigen heute weniger an der deut-
schen Frage als an der Zukunft der Perestroika in
der Sowjetunion.



Stefan Fröhlich

Umbruch in Europa
Die deutsche Frage und ihre sicherheitspolitischen Herausforderungen für die

Siegermächte

Die Novemberereignisse in der DDR bilden den
vorläufigen Höhepunkt eines grundsätzlichen Wan-
dels, dem Mittel- und Osteuropa seit Beginn der
Ära Gorbatschow unterliegen. Mit der Aufhebung
der Teilung Europas werden gleichzeitig Fragen
nach dem künftigen Charakter und der Rolle der
beiden Bündnissysteme und Streitkräfte aufgewor-
fen. Die Perspektiven der sicherheits- und verteidi-
gungspolitischen Planung verändern sich in wesent-
lichen Punkten.
Wie geschlossen reagiert die westliche Allianz auf
die Veränderungen in Europa? Wie paßt sie ihre
Planung der politischen Entwicklung an? Wie be-

gegnet die Sowjetunion dem deutschen Einigungs-
prozeß und den Auflösungserscheinungen des War-
schauer Paktes? •

Die folgende Problemskizze untersucht kritisch
diese Fragestellungen im Rahmen der zwei aktuell
diskutierten Szenarien für die künftige (sicher-
heits-)politische Ordnung in Europa: Erstens, ein
wiedervereinigtes Deutschland bleibt politisch wie
militärisch integraler Bestandteil der NATO. Zwei-
tens, das wiedervereinigte Deutschland zieht sich
aus dem westlichen Bündnis zurück und erhält ei-
nen neutralen Status.

I. Ganz Deutschland in die NATO —
die Haltung der Bündnispartner zur Neuordnung Europas

Es ist die einhellige Auffassung der westlichen
Bündnispartner, daß ein wiedervereinigtes
Deutschland der NATO erhalten bleiben muß.
Zwar räumen die politischen Führungen in den
USA, Großbritannien und Frankreich ein, daß die
künftige Truppenstärke von NATO-Einheiten auf
deutschem Gebiet „flexibel“ gehandhabt werden
könne ). Der Vorschlag Genschers, die Aufnahme
ganz Deutschlands in die NATO solle mit Rück
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sicht auf Moskau nicht zu einer Verlegung von
NATO-Truppen auf das DDR-Territorium führen,
ist in den westlichen Hauptstädten rasch auf lebhaf-
tes Interesse gestoßen. Auch eine Begrenzung der
derzeitigen Bundeswehrstärke von 495 000 Mann
und den Abbau der NATO-assignierten Streit-
kräfte auf dem Gebiet der jetzigen Bundesrepublik
halten die meisten für unvermeidbar. Entscheidend
aber ist: Das künftige Deutschland bleibt im Inter-
esse der Sicherheit und einer stabilen Ordnung in
Europa unverzichtbarer Bestandteil der Allianz.
In der Bundesrepublik wurde lange Zeit argumen-
tiert, die Teilung stelle eine Bedrohung des Frie-
dens in Europa dar. Umgekehrt bildete die Ein-
dämmung Deutschlands durch die Teilung und Ein-

1) So Präsident Bush, in: Washington Post vom 14. Februar
1990.

bindung beider Teile in die jeweiligen Bündnissy-
steme nach Einschätzung der Siegermächte ein we-
sentliches Element der Stabilität der Konfronta-
tionsjahre. Mit dem Wegfall dieses Stabilitätsfak-
tors könnte von einem wiedervereinigten Deutsch-
land erneut eine Bedrohung für die politische Sta-
bilität in Europa ausgehen. Ein geeintes Deutsch-
land wird von seinen Verbündeten mehr oder weni-
ger offen als eine politische, wirtschaftliche und
auch militärische Herausforderung besonderer Art
betrachtet. Entsprechende Vorbehalte, die sowohl
historisch bedingt sind als auch in dem Potential
eines wiedervereinigten Deutschlands begründet
liegen, stellen die außenpolitischen Schwierigkeiten
auf dem Weg zur Einheit dar.

1. Die amerikanische Position

In den USA macht man sich in erster Linie Gedan-
ken darüber, wie man die künftige europäische
Ordnung weiter mitgestalten kann. Die Frage, wie
und wann die deutsche Einheit vollzogen wird,
spielt demgegenüber lediglich eine untergeordnete
Rolle, da sie in Washington als Angelegenheit der
Deutschen gilt. Die Bush-Administration hat weder
die Absicht, sie dem deutschen Volk vorzuenthal-
ten. noch teilt sie die Bedenken und Einwände, die
besonders anfangs in London und Paris dagegen



geltend gemacht wurden2). Falls man die Amerika-
ner befragte, so ließ kürzlich US-Botschafter Wal-
ters verlauten, so würde sich zeigen, daß sie mehr-
heitlich die Teilung einer Nation als unnatürlich
und nicht aufrechterhaltbar betrachten3).

2) Vgl. Paul Johnson. Don’t Fear a United Germany, in: The
Wall Street Journal vom 26. Februar 1990.1n diesem Zusam-
menhang sei auf eine Darstellung von Bernd Greiner verwie-
sen. die die Befürchtungen einiger einflußreicher politischer
Beobachter in den USA hinsichtlich des Wiedervereini-
gungsprozesses zusammenfaßt: vgl. Bernd Greiner. Angst
vor Rapallo. Amerikanische Reaktionen auf den Fall der
Mauer, in: Blätter für deutsche und internationale Politik. 35
(1990) 2. S. 159—167. Hierzu ist anzumerken, daß diese Stu-
die sicherlich treffend die Vorbehalte bestimmter Kreise wi-
derspiegelt. vgl. bspw. den Artikel von Arthur Schlesinger
Jr.. Germany’s Fate Will Determine Europe's. in: The Wal)
Street Journal vom 21. Dezember 1989; Leopold Bellak.
Why I Fear the Germans, in: New York Times vom 25. April
1990. keinesfalls aber repräsentativ für die offizielle Haltung
der politischen Führung oder der breiten amerikanischen
Öffentlichkeit ist. Abgesehen davon lassen sich ebenso zahl-
reiche Beispiele einer eher positiv-unterstützenden Perzep-
tion dieser Entwicklung anführen.
3) Eine Umfrage, die Ende November 1989 durchgeführt
wurde, ergab eine überwältigende Zustimmung für die deut-
sche Wiedervereinigung in der amerikanischen Bevölkerung.
Vgl. Survey Finds Americans Favor a Reunited Germany, in:
New York Times vom 1. Dezember 1989.
4) So Steven Muller in einem Vortrag bei einer Veranstal-
tung der Atlantik-Brücke anläßlich der Hannover-Messe, in:
Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ) vom 28. März
1990.
5) Vgl. The Wall Street Journal vom 13. Dezember 1989.

6) Vgl. Robert E. Hunter. The Transition to One Germany,
in: The Christian Science Monitor vom 21. Februar 1990.
7) So Roderick MacFarquhar. in: New York Times vom
20. Dezember 1989.
8) So Außenminister Baker in seiner Berliner Rede
(Anm. 5).

Diese positive Einstellung kann angesichts der star-
ken Verwurzelung demokratischer Normen in den
USA, zu denen vor allem das Selbstbestimmungs-
recht der Völker zählt, kaum überraschen. Wa-
shington hat auch aus diesem Grund in der Vergan-
genheit immer wieder die Wiedervereinigung gefor-
dert und den Abbruch der Mauer angemahnt. In
diesen Tagen kann man bis in die politischen Füh-
rungskreise hinein häufig eine Stimmung perzipie-
ren. wonach nicht etwa der Marshall-Plan oder die
strategische Verteidigung als der größte amerikani-
sche Beitrag für Europa angesehen wird, sondern
die Selbstbeschränkung in der Ausübung amerika-
nischen Machteinflusses4). Bereits im Deutsch-
landvertrag habe man vor mehr als 35 Jahren Ver-
ständnis für den Wunsch nach Einheit dokumen-
tiert. Und an dieser Haltung habe sich nichts geän-
dert. heißt es in Washington.

In der Tat hat die Bush-Administration Positionen
zur Wiedervereinigung formuliert, die eine bemer-
kenswerte Kontinuität zu den Grundgedanken des
Artikel 7. Absatz 2 des Deutschlandvertrages er-
kennen lassen. Außenminister Baker faßte sie bei
einem Besuch in Berlin am 12. Dezember vergan-
genen Jahres zusammen5):
1. Die Selbstbestimmung muß ungeachtet des Er-
gebnisses erfolgen.

2. Die Wiedervereinigung sollte sich im Rahmen
der anhaltenden Verpflichtung Deutschlands
gegenüber der NATO und einer zunehmend inte-
grierten Europäischen Gemeinschaft und unter Be-
rücksichtigung der Rechte und Pflichten der alliier-
ten Mächte vollziehen.

3. Die Wiederherstellung der Einheit muß im Inter-
esse der allgemeinen europäischen Stabilität fried-
lich und schrittweise vonstatten gehen.

4. In der Frage der Grenzen sollten die in der
Schlußakte von Helsinki niedergelegten Grund-
sätze bekräftigt werden.

Angesichts der geographischen Verhältnisse ist es
verständlich, daß die amerikanische Führung insge-
samt gelassener auf den Wiedervereinigungsprozeß
reagiert. Die Angst vor dem deutschen Bündnis-
partner wächst natürlich mit der Nähe zum Ort des
Geschehens. Im Vergleich zu den USA nimmt sich
auch ein wiedervereinigtes Deutschland ohnehin
nicht als Großmacht aus. Dies schon eher für die
europäischen Nachbarn.

Für die Amerikaner gilt es deshalb erst einmal, die
Verbindungen zum europäischen Kontinent nicht
abreißen zu lassen. Washington sucht die Partner-
schaft mit der EG. Mit dem Wandel in Europa hat
die politische Führung einen „neuen Atlantizismus"
ausgerufen. Die Amerikaner haben zwar erkannt,
daß die EG die treibende Kraft für einen demokra-
tischen Umbruch in Osteuropa ist. Man will sich
aber die Einflußmöglichkeiten mit Blick auf die
Veränderungen im Osten und die Entwicklung in
Deutschland sichern. Ein Rückzug aus Europa er-
schiene der Bush-Administration angesichts der
Gefahr neuerlicher europäischer Instabilitäten
völlig unangebracht. Zusammen mit der EG will
man den Veränderungen in Europa einen stabilen
Rahmen verleihen6).
Deswegen sucht man in Washington nach Möglich-
keiten eines gemeinsamen „Managements dieses
Wandels“7). Dabei vertraut man zum einen auf die
völkerrechtliche Verankerung demokratischer Ver-
fahrensweisen. zum anderen auf eine differenzierte
Anwendung von vorwiegend wirtschaftlichen An-
reizen. Die amerikanische Regierung hat vorge-
schlagen, das Recht auf freie Wahlen unter mehre-
ren Parteien im Rahmen der KSZE zu einem Men-
schenrecht zu erklären8). Entsprechend machte
Präsident Bush seine Zustimmung zu einer vorge-
zogenen KSZE-Gipfelkonferenz. auf der im Herbst



1990 die Veränderungen in Europa diskutiert wer-
den sollen, zunächst von der Behandlung dieses
Tagesordnungspunktes abhängig. Die Anreize, die
die Regierung den RGW-Staaten für die Einrich-
tung demokratischer Strukturen anbietet, umfassen
direkte wirtschaftliche Hilfe (wobei diese auf
Grund anhaltender Auseinandersetzungen um eine
Reduzierung des amerikanischen Haushaltsdefizits
beschränkt ist), den Ausbau von Informationszen-
tren in den östlichen Hauptstädten und den Abzug
diplomatischen Personals aus anderen Bereichen
zur Unterstützung der Reformregierungen9).

9) Vgl. John M. Goshko. U. S. Diplomacy Shift Planned in
Europe. in: Washington Post vom 10. Februar 1990; Alton
Frye. Foreign Aid: Should Americans Give It — Or Take It?.
in: Washington Post vom 22. April 1990.
10) Vgl. George F. Kennan. This is No Time for Talk of
German Reunification. in: Washington Post vom 12. De-
zember 1989.

So ergibt sich aus dem Dilemma zwischen demokra-
tischer und geostrategischer Verantwortung einer-
seits eine Politik wohlwollender Unterstützung der
Reformbestrebungen in Osteuropa, andererseits
eine Politik vorsichtiger Zurückhaltung. Entspre-
chend fällt die amerikanische Unterstützung des
sowjetischen Reformkurses wesentlich differenzier-
ter aus. In bezug auf Moskau halten die USA ganz
bewußt an dem „linkage“ zwischen sowjetischen
Reformbemühungen nach innen wie nach außen
und amerikanischen Zugeständnissen fest. Man
traut in den USA dem Frieden zur Zeit noch nicht
so recht, verweist auf die unzureichenden Reform-
ansätze in Richtung Demokratie und die insgesamt
labilen innenpolitischen Verhältnisse in der Sowjet-
union.

Parallel zur Entwicklung in Osteuropa will Wa-
shington den Wiedervereinigungsprozeß in kontrol-
lierte Bahnen lenken. Bei aller Zurückhaltung in
bezug auf die Frage nach dem Procedere auf dem
Weg zu einer möglichen gesamtdeutschen Bundes-
verfassung will man doch ein Fortbestehen der Ein-
bindung Deutschlands zur Gewährleistung des Frie-
dens in Europa10). Die Amerikaner warnen vor
einem „rein deutschen Prozeß“ zur Schaffung eines
geeinten Deutschlands. Ein einziger deutscher
Staat sollte im Rahmen eines größeren Assozi-
ierungsprozesses entstehen, der Ost- und Westeu-
ropa zusammenführt; dieser Prozeß soll mitunter
über die NATO gesteuert werden. Sie ist und bleibt
Hauptelement amerikanischen Engagements und
deshalb auch für die Bush-Administration das we-
sentliche Instrument für den Stabilitätsausgleich in
Europa. Ihre Zustimmung zur Wiedervereinigung
haben die Amerikaner vor allem von zwei Bedin-
gungen abhängig gemacht: der Anerkennung der

Oder-Neiße-Linie und der fortdauernden Mitglied-
schaft Gesamtdeutschlands in der NATO.

Seit die Wiedervereinigung in den Bereich des
Möglichen gerückt war, hat die Bush-Administra-
tion immer wieder betont, daß auch in diesem Fall
die Bedingungen der KSZE-Schlußakte eingehal-
ten werden müssen ). Für die Bundesrepublik be11 -
deutete dies, daß sie an der dort festgeschriebenen
Unverletzlichkeit bestehender Grenzen festhalten
sollte. Sie hat diesem Anliegen aller Bündnispart-
ner dann auch entsprochen und versichert, die pol-
nische Westgrenze werde weder heute noch in Zu-
kunft in Frage gestellt.

Damit rückte alleine die Frage nach der deutschen
Mitgliedschaft in der NATO in den Mittelpunkt
amerikanischer Interessen. Für die Amerikaner gab
es von Beginn an keinen Zweifel daran, daß es ohne
Deutschland keine NATO und ohne die NATO
keine amerikanische Präsenz in Europa gibt. Wa-
shington betrachtet die Mitgliedschaft Deutsch-
lands in der NATO als wesentliches Element eben
dieser Einbindung in die Gemeinschaft westlicher
Demokratien, eine Neutralität hingegen als Inbe-
griff der Instabilität.

Die Bundesrepublik ist längst zum wichtigsten
Bündnispartner der Amerikaner in Europa gewor-
den. Bonn wird schon auf Grund seiner besonderen
geostrategischen Lage als Zentrum der amerika-
nisch-europäischen Sicherheitsallianz betrachtet.
Der traditionelle Wunsch vor allem der Franzosen
nach mehr Zuständigkeiten in der Außen- und Si-
cherheitspolitik macht es für Washington umso
dringlicher, verläßliche politische Kommunika-
tionskanäle nach Bonn zu erhalten und mit deren
Unterstützung die institutionalisierten Zugänge in
Europa weiter auszubauen. Sollte sich nämlich das
französische Drängen durchsetzen, fürchten die
Amerikaner, so könnte es trotz aller Garantieerklä-
rungen aus Paris für die amerikanische Präsenz in
Europa auf Dauer womöglich doch zu einem Ab-
bruch der transatlantischen Verbindungen kom-
men.

Natürlich begrüßt es Washington, daß die Europäer
mehr für die eigene Sicherheit tun wollen. Aller-
dings traut man ihnen nicht zu. die amerikanische
Nukleargarantie kurzfristig zu ersetzen. Ebensowe-
nig sieht die amerikanische Führung eine realisti-
sche Chance, die NATO bereits jetzt durch neue,
aus der KSZE entstehende Sicherheitsstrukturen in
Europa abzulösen. Bush zweifelt daran, daß bei der
KSZE-Gipfelkonferenz im Herbst auch nur die

11) Vgl. Thomas L. Friedman. Senators Complain to Bush
Over Kohl’s Border Policy. in: New York Times vom 28. Fe-
bruar 1990.



Umrisse eines neuen Systems sichtbar werden
könnten ). Er ist zwar bereit, den KSZE-Prozeß
insgesamt zu stärken. Allerdings fördert er die
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poli-
tische Einigung Europas auch nicht mit dem Ziel, in
Europa eine unabhängige „Dritte Kraft“ entstehen
zu lassen. Washington setzt vielmehr auf die völlige
Integration in Form einer echten atlantischen Part-
nerschaft. Deshalb lautet die Devise für die Ameri-
kaner zunächst noch: An Vertrautem festhalten,
gleichzeitig aber behutsam nach neuen Wegen su-
chen.

Dies gilt auch für die Sicherheitspolitik. In den,
USA sieht man keine Veranlassung, voreilig einsei-
tige Abrüstungsschritte einzuleiten und von den
derzeit noch gültigen Prinzipien des NATO-Vertei-
digungskonzepts abzuweichen, wiewohl der Druck
führender Kongreßabgeordneter, die Verteidi-
gungsausgaben drastisch zu senken, groß ist und
man auch erkannt hat, daß eine Neubeurteilung des
Sinns und Zwecks der NATO über kurz oder lang
unumgänglich ist ).13

Deutlich wurde dies bei der Zusammenkunft der
NATO-Verteidigungsminister im kanadischen Ka-
nanaskis im Mai. Nachdem sich dort Verteidigungs-
minister Stoltenberg zum Ziel einer dritten Null-
Lösung bei den bodengestützten Atomwaffen kür-
zerer Reichweite in Ost und West bekannt hat und
bei der Gelegenheit auch eine Veränderung der
„flexible response“-Strategie sowohl bei den
nuklearen als auch bei den konventionellen Waffen
forderte, erklärten die USA, daß ihr Verzichtsan-
gebot auf die Modernisierung der Kurzstreckensy-
steme und der nuklearen Artillerie nur mit einer
Verlagerung der nuklearen Fähigkeiten auf luftge-
stützte Systeme verbunden sei ). Gleichzeitig aber
signalisierte Washington, daß
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konkrete Vereinba-
rungen zur Abrüstung und Rüstungskontrolle noch
in diesem Jahr den Übergang vom „Gleichgewicht

des Schreckens zum Gleichgewicht der Interessen“
markieren könnten15).

11. Mai 1990; zur Verzichtserklärung und den Verlagerungs-
plänen Bushs siehe Washington Post vom 4. Mai 1990 und
Guardian vom 13. April 1990.

15) Diese Formel gebrauchte US-Präsident Bush auch beim
Washingtoner Gipfel Anfang Juni.
16) Ein solcher „Angriff aus dem Stand“ ließe sich nur noch
mit Flugzeugen praktizieren, weshalb deren paritätische Be-
grenzung besonders wichtig ist.
17) Bush hatte am 31. Januar 1990 vorgeschlagen, die ame-
rikanischen und sowjetischen Truppen in Zentraleuropa auf
195 000 Mann zu reduzieren, zusätzlich aber 30 000 amerika-
nische Soldaten in den Flankenländern zu belassen.

Die Amerikaner wollen die den landgestützten
Waffen zugeordneten Aufgaben taktischen Luft-
Boden-Raketen (TASM) übertragen, die von der
Bundesrepublik und in Großbritannien stationier-
ten Flugzeugen mitgeführt werden. Für sie ist aber
die Frage der „extended deterrence" mit dem Ver-
zicht auf diese Systeme noch nicht beantwortet.
Man räumt damit lediglich ein, daß solche Waffen-
systeme, die nur noch die eigene Bevölkerung oder
aber Länder treffen können, von denen offensicht-
lich keine Bedrohung mehr ausgeht, keinen Sinn
mehr machen. Insofern verlieren landgestützte
Kurzstreckensysteme ihre Abschreckungswirkung,
da eine Vorverlagerung an die künftige deutsche
Ostgrenze für die Sowjetunion unzumutbar ist.

Nun besteht nach einem Abkommen über den
Streitkräfteabbau in Europa die konventionelle
Überlegenheit der Sowjetunion, die bisher als
Rechtfertigung für die Bereitstellung atomarer Ge-
fechtsfeldwaffen diente, nicht mehr in dieser massi-
ven Form. Auch Sicherheitsexperten in Washing-
ton halten deswegen die ursprünglichen Zielsetzun-
gen der Verhandlungen über konventionelle Streit-
kräfte in Europa (VKSE) durch die rasante Ent-
wicklung in Osteuropa und Deutschland teilweise
bereits jetzt schon für überholt — ohne dabei aller-
dings der offiziellen Position Washingtons zu ent-
sprechen. Tatsächlich ist die strategische Bedeu-
tung der Überlegenheit des Warschauer Pakts an
Panzern, Schützenpanzern, Artillerie und Mann-
schaft gesunken, nachdem die Sowjetunion heute
zwischen Bug und Elbe einen Bereich der politi-
schen Unsicherheit vor sich sieht. Der Zerfall des
Zwangsbündnisses macht einen Blitzangriff prak-
tisch unmöglich ); der Westen wäre bereits16 Wo-
chen zuvor über einen konventionell geplanten
Vorstoß informiert. So gibt es Stimmen im ameri-
kanischen Kongreß, die den Bush-Vorschlag nicht
für das letzte Angebot halten17). Im Gespräch sind
150 000, sogar 75 000 amerikanische Soldaten zur
Gewährleistung der europäischen Sicherheit.

Ungeachtet dessen aber, welche Obergrenzen die
VKSE-Delegationen in Wien aushandeln, würde
sich herausstellen, daß wegen der technischen Per-
fektion konventioneller Waffensysteme eine Aus-



einandersetzung in Europa nach wie vor einer weit-
gehenden Selbstzerstörung gleichkäme. Es müßten
also nach wie vor die der Sowjetunion verbleiben-
den konventionellen und nuklearen Optionen ge-
genüber Westeuropa durch eine bestimmte Zahl
und Art amerikanischer Atomwaffen ausbalanciert
werden ).18

Darüber will Washington aber offiziell erst mit
Moskau verhandeln, wenn das START-Abkom-
men über einen Abbau des strategischen Arsenals
beider Seiten unterschrieben ist und brauchbare
Ergebnisse in Wien erzielt wurden ). Bis dahin will
man die Streitkräftestruktur der NATO überprüfen
und über ihre künftige „politischere" Rolle nach
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-
denken. Die Amerikaner halten durchaus Lösun-
gen für eine beiderseitige Struktur der hinlängli-
chen Verteidigung parat, bei denen die Solidarität
des Bündnisses nicht mehr ausschließlich in der ge-
meinsamen Vomeverteidigung aller nationalen
Bündniskontingente demonstriert wird. Auf der
Brüsseler Frühjahrstagung der NATO-Verteidi-
gungsminister im Mai empfahl US-Verteidigungs-
minister Cheney die Organisation der NATO-Trup-
pen in Form von multinationalen Einheiten ). Sol20 -
che Verbände, wären sie als operative Gegenan-
griffsreserven in der Tiefe des Raums nicht nur auf
deutschem Boden stationiert, könnten in der Tat
geeignet sein, die politische Dimension der westli-
chen Verteidigung zu stärken. Sie würden nämlich
auch eine grenznahe Verteidigung mit ausschließ-
lich territorialen Streitkräften ermöglichen, die
nicht der NATO unterstellt wären, und damit deren
ausschließlich defensiven Charakter betonen.

Vorläufig aber bleibt die NATO für die Amerika-
ner aus zwei Gründen unverzichtbar: Erstens ist sie
ein Instrument der Sicherheit gegen Rückschläge
beim Demokratisierungsprozeß in der Sowjetunion
und in Osteuropa. Und in dem Maße, wie die di-
rekte Bedrohung aus dem Osten abnimmt, stellt sie
den Ordnungsrahmen für den Abrüstungsprozeß in
Europa zur Verfügung. Zweitens übt sie die ent-
scheidende Klammerfunktion zwischen Europa
und Amerika aus, solange es keinen institutioneilen
Ersatz für sie gibt.

Beide Punkte hängen in starkem Maße von einer
deutschen Mitgliedschaft in der NATO ab. Sie stellt
zum einen, wie Henry Kissinger es unlängst aus-
drückte, „den besten Mechanismus für die Überwa-
chung vereinbarter Rüstungsbeschränkungen zur

Verfügung, da die Verbündeten Deutschlands ein
egoistisches Selbstinteresse daran hätten, daß diese
Vereinbarungen auch eingehalten werden“218 ).
Zum anderen bildet sie den Nervus rerum eben die-
ser transatlantischen Verbindungen.

2. Die britische Position

Anders als in den USA, scheint man sich in Groß-
britannien nur sehr zögerlich von der alten Ord-
nung trennen zu wollen. Innenpolitischen Schwie-
rigkeiten versucht die konservative Regierung un-
geachtet ihres reduzierten Einflusses nicht nur in
Europa durch eine betont nationale, eher auf Kon-
frontation als auf Kooperation gerichtete Politik
nach außen zu begegnen. Dabei steht London vor
dem doppelten Dilemma, bei aller Zurückhaltung
gegenüber einem wiedervereinigten Deutschland
einerseits die deutsche Frage mitunterstützen zu
„müssen“ — will man sich nicht dem Vorwurf aus-
setzen, man habe den Sinn für die natürliche Ord-
nung einer Völkergemeinschaft verloren —, ande-
rerseits dadurch zwangsläufig den ungeliebten eu-
ropäischen Einigungsprozeß voranzutreiben22 ).
Immerhin hat auch die britische Regierung gefor-
dert, die deutsche Vereinigung müsse mit der euro-
päischen Einigung synchronisiert werden. Somit ist
man auch in London den Beweis schuldig, inwie-
weit man sich nicht lediglich hinter der Festung
Europa aus Angst vor „Deutschland“ verschanzt
hat.
Diesen Beweis zu führen, fällt London schwer. Die
massiven Widerstände der Premierministerin That-
cher gegen die jüngsten deutsch-französischen Vor-
schläge für eine beschleunigte politische Union der
Europäischen Gemeinschaft bis 1993 haben das be-
reits gezeigt. Der britischen Regierungschefin geht
der Europa-Enthusiasmus der europäischen Ver-
bündeten einen Schritt zu weit. Sie betrachtet ihn
bisweilen als Ersatz für das mangelnde Nationalge-
fühl vor allem der Deutschen23 ). Im Gegensatz zu
Bundeskanzler Kohl und dem französischen Staats-
präsidenten Mitterrand baut sie „auf ein Europa
stolzer souveräner Staaten“24 ).
London fürchtet, daß die von der deutschen Einheit
ausgehenden Impulse für Europa allzu schnell zu
einer Aushöhlung der nationalen Souveränität füh-
ren könnten. Deshalb will man sich zunächst einmal
der deutschen Frage widmen und erst in einem



zweiten Schritt eigene Europapläne vorlegen, die
den Vorwurf entschärfen sollen, London denke an-
tieuropäisch. Um Zeit zu gewinnen, ergreift die
Premierministerin die Flucht nach vom und wirft
Bonn und Paris vor, durch ihr Projekt der „Verei-
nigten zwölf Staaten von Europa“ die Chancen für
eine Erweiterung der Gemeinschaft außer acht zu
lassen und den Osten zu isolieren. Damit macht sie
sich zum Anwalt der osteuropäischen Interessen
und benutzt diese als politisches Druckmittel, den
europäischen Einigungsprozeß insgesamt zu er-
schweren und zu verzögern.

Indes hindert der Widerstand gegen ein schärferes
Tempo der politischen Integration Europas London
nicht daran, bei den Bündnispartnern im Interesse
der europäischen Sicherheit und Stabilität für eine
kontrollierte Einbindung Gesamtdeutschlands so-
wohl in die europäischen Institutionen wie in die
NATO einzutreten25).
Das britische Mißtrauen gegenüber einem vereinig-
ten Deutschland erklärt sich vor allem aus der
Sorge, Deutschland werde damit endgültig die be-
herrschende wirtschaftliche und politische Kraft in
Europa sein. Natürlich räumt man ein, daß sich die
Bundesrepublik nach mehr als vierzig Jahren ge-
wandelt habe. Man ist auch davon überzeugt, daß
Deutschland keine unmittelbare Bedrohung mehr
darstellt. Andererseits müsse man damit rechnen,
daß ein wiedervereinigtes Deutschland wiederum
Wandlungen durchmachen werde. Deshalb hat
London wiederholt bekräftigt, daß es weder einer
Neutralisierung noch einer Demilitarisierung eines
künftigen Gesamtdeutschlands zustimmen werde
— ungeachtet dessen, was aus dem Warschauer
Pakt werde.

Die Bedingungen für ein geeintes Deutschland hat
die britische Regierung in drei Punkten zusammen-
gefaßt26 ): Erstens, Deutschland bleibt Mitglied der
NATO, wobei Großbritannien Moskau zwar ein-
räumt. sowjetische Truppen auf deutschem Boden
für eine Übergangszeit zu unterhalten, grundsätz-
lich aber die gleichzeitige Anwesenheit sowjetischer
und amerikanischer Einheiten in Deutschland ab-
lehnt27). Zweitens, auf deutschem Boden bleiben
auch künftig NATO-Kernwaffen stationiert. Drit-
tens schließlich: Verbleib der amerikanischen und
britischen Truppen.
Auch London wünscht also zunächst die institutio-
nalisierte Kontrolle eines wiedervereinten Deutsch-
lands. Dabei setzt man konsequenterweise auf das
NATO-Bündnis, sprich auf die transatlantische

Komponente. Ihr traut man eher zu, einen stabilen
Rahmen für den deutschen Zusammenschluß und
das durch die Erosion im Osten entstandene Macht-
vakuum in Europa zu schaffen. Sie ist für London
nach wie vor der beste Garant für die europäische
Sicherheitsordnung — einen angemessenen Schutz
zum Osten hin und die uneingeschränkte Westbin-
dung Deutschlands. Für den Fall einer Aufkündi-
gung der Sicherheitspartnerschaft mit den USA be-
fürchtet man, daß diese Bindung irgendwann man-
gels Substanz an Bedeutung verlieren könnte.
Deutschland würde zum bestimmenden Machtfak-
tor in einem Europa, dem ohne die amerikanische
(Nuklear-)Präsenz der notwendige Sicherheitsrah-
men fehlt28).

Die Europäische Gemeinschaft kann diesen Sicher-
heitsrahmen vorerst selbst nicht schaffen. Der
KSZE fehlt dazu nach Ansicht der Briten der west-
liche Anker. Ganz abgesehen davon setzt London
natürlich auch deshalb auf die nordatlantische Al-
lianz, weil diese am ehesten garantiert, daß der
eigene Einfluß auf das sicherheits- und abrüstungs-
politische Geschehen in Europa gewahrt bleibt.
London weiß um sein Image als Bremser in Europa
und fürchtet für den Fall eines Abbruchs der trans-
atlantischen Bindungen eine weitere Isolierung
vom europäischen Einigungsprozeß. Schon jetzt
mißfällt der Premierministerin die enge deutsch-
französische Kooperation besonders auf dem Ge-
biet der Verteidigung29 ). Beinahe mit Genugtuung
konstatierte man in London die vorübergehenden
Unstimmigkeiten zwischen Bonn und Paris in der
Frage des deutschen Einigungsprozesses.

Die „special relationship“ mit den USA macht da-
her das besondere britische Gewicht in Europa aus.
Darum will man die Amerikaner in Europa halten
und plädiert uneingeschränkt für den Erhalt der
NATO und in dem Maße, wie dies die Amerikaner
tun, vorläufig auch noch für deren Strategiekonzept
der Abschreckung30). London betrachtet sich un-
verändert als wichtigen Teil dieser transatlantischen
Komponente. Dies dokumentiert es mit der Forde-
rung nach dem gemeinsamen Verbleib britischer
und amerikanischer Truppen sowie von Kernwaf-
fen auf dem Kontinent31 )

Daß London die atomare Präsenz in Deutschland
aufrechterhalten will, ist dabei nicht nur eine Frage
der kontrollierten Einbindung der Deutschen in die
Allianz — Deutschland soll weiterhin mitentschei-
dend Verantwortung tragen und in die Pflicht ge-



nommen werden32). Es ist auch eine Frage der
Möglichkeit, sich auf diese Weise eigener Verant-
wortung für Europa gewissermaßen zu entlasten.

Großbritannien ist neben den USA die einzige Nu-
klearmacht in Europa, die im Rahmen der NATO
militärische Verantwortung trägt. Zögen die Ame-
rikaner ihre Nuklearwaffen aus Deutschland ab, so
spielte auch eine andere Frage wieder eine größere
Rolle, die ansonsten bisher in der britischen Öffent-
lichkeit nicht diskutiert wurde: Unter welchen Um-
ständen würde die britische Führung ihre Atomwaf-
fen in Deutschland zum Einsatz bringen )? Diese
heikle Frage stellt sich für Großbritannien in dem
Moment,
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wo das amerikanische commitment ge-
genüber Europa nachläßt. Bisher war es nicht mehr
als eine akademische Frage, da die USA praktisch
über das gesamte Nuklearpotential in Europa ver-
fügen und es kontrollieren. Sollte es aber tatsäch-
lich je zu einem Rückzug der Amerikaner kommen,
so würde dies die britische Regierung vermutlich in
große Verlegenheit bringen. London wäre einfach
überfordert, selbst im Verbund mit Frankreich für
einen stabilen Ausgleich in Europa zu sorgen. Als
Washington sich beim anglo-amerikanischen Gipfel
in Bermuda am 13. April erstmals zum Modemisie-
rungsverzicht bereiterklärte, bestand London des-
halb, noch bevor die Amerikaner ihrerseits auf die
Möglichkeit einer Verlagerung von landgestützten
auf luftgestützte Atomwaffen hingewiesen hatten,
unverzüglich auf einen Ausbau der amerikanischen
atomaren luftgestützten Verteidigung in Eu-
ropa ).34

3. Die französische Position

Auch in Paris überwog anfangs die Unsicherheit
angesichts der deutschen Entwicklung. Lange sah
es so aus, als bliebe es bei dem geringen Zuspruch
Frankreichs zur deutschen Wiedervereinigung.
Schlimme historische Erinnerungen, die von vielen
Franzosen zunächst als Befürchtungen in die Zu-
kunft projiziert wurden und die Grundlagen franzö-
sischer Politik zu verändern drohten, ließen Frank-
reich seine Sicherheit weiterhin am besten in einem
getrennten Deutschland aufgehoben erscheinen.
Fast entstand der Eindruck, als trauere man in Paris
dem bisherigen Status quo, den man wohl als den
passendsten Rahmen für eine stabile Ordnung in
Europa betrachtete, ein wenig nach. Nur allmählich
hat man sich auch im französischen Außenministe-

rium an den Gedanken gewöhnt, daß es das natür-
liche Recht der Deutschen sei, sich in einem Staat
zusammenzufinden 35).

Natürlich hielt man hierzulande französische Sor-
gen eines Pangermanismus oder die Ängste vor ei-
nem neuen Rapallo für überzogen und abwegig.
Man konnte sie jedoch nicht als fixe Ideen oder
historisch-politische Komplexe abtun, sondern
mußte sie ernst nehmen. Frankreich fühlte sich
durch die Vorkommnisse der letzten Monate zu-
nächst über Nacht aus dem Zentrum an den Rand
des alten Kontinents gedrängt. Man fürchtete, den
Partner in Bonn an den Osten zu verlieren und sah
ihn am Ende gemeinsam mit der Sowjetunion
Tempo und Rhythmus eines künftigen gesamteuro-
päischen Einigungsprozesses bestimmen. Frank-
reich selbst sah sich mittelfristig zurückgestuft auf
das Niveau eines besseren europäischen Sachwal-
ters, der sich anpaßt an die großen, von Bonn vor-
gegebenen Linien der Politik.

Nachdem der Kanzler seinen Zehn-Punkte-Plan im 
Bundestag vorgetragen hatte, ohne den privilegier-
ten Partner in Paris zuvor davon zu unterrichten,
schienen die deutsch-französischen Beziehungen
ihren vorläufigen Tiefpunkt erreicht zu haben.
Hinzu kam für Paris die wochenlange Diskussion in
Sachen Anerkennung der polnischen Westgrenze,
die ja zu bestätigen schien, Grundfragen europäi-
scher Politik würden nunmehr im deutschen Allein-
gang erledigt. Frühzeitig signalisierte die französi-
sche Führung, daß sie nicht bereit war, die europäi-
schen Interessen irgendwelchen deutschen Sonder-
wünschen zu opfern36). Die Reise Mitterands in die
DDR und das Treffen mit Gorbatschow in Kiew,
das Bonn an die lange Tradition französisch-russi-
scher Diplomatie erinnern sollte, verstärkte diesen
Eindruck37 ). Beiden Seiten wurde plötzlich klar,
daß das deutsch-französische Verhältnis empfindli-
chen Schaden nehmen konnte. Ihnen war aber auch
bewußt, daß man nach fast drei Jahrzehnten enger
politischer und menschlicher Bindungen schicksal-
haft aufeinander angewiesen war.

Auf anfänglich „unterschiedliche Meinungen“ in
einigen Fragen folgte schließlich europapolitische



Vernunft38 ). Geschickt hat sich der französische
Präsident die deutschen Interessen an einer Integra-
tion Gesamtdeutschlands in das westliche Wirt-
schaftssystem zu eigen gemacht, indem er sogleich
die übrigen Staaten Osteuropas aufrief, sich an ei-
nem konföderalen Gebilde zu beteiligen, in dem
sich die Staaten Europas zusammenschließen und
repräsentative Institutionen geben werden39). Um
dem erwarteten Widerspruch sowohl aus Bonn wie
aus London im Hinblick auf eine mögliche Brüskie-
rung der Amerikaner zu begegnen, ließ er außer-
dem verlauten, daß seines Erachtens nichts dagegen
spräche, Vereinbarungen zwischen dieser Konföde-
ration und den Vereinigten Staaten von Amerika zu
schließen. So konnte sich Bonn, ob es wollte oder
nicht, der französischen Initiative auf keinen Fall
verschließen.

Während London auf die transatlantische Kompo-
nente setzt, favorisiert Paris also die Stärkung des
europäischen Pfeilers. Bei der Verwirklichung der
Politischen Union will man neben einer Wirt-
schafts-, Währungs- und Sozialunion vor allem eine
zweite Gemeinschaft in der Außen- und Sicher-
heitspolitik bilden40 ). Bonn hat den Plänen Mitter-
rands konsequenterweise zügestimmt, dabei aller-
dings zu verstehen gegeben, daß die europäische
Sicherheit an die amerikanische Präsenz gekoppelt
bleiben muß. Hier wünscht Frankreich, das sich bis-
her jeder Aufforderung in die integrierte Verteidi-
gung der NATO zurückzukehren, unter Hinweis
auf seine nationale Unabhängigkeit verschlossen
hat. eine größere Rolle Westeuropas in der Al-
lianz41 ).
Paris lehnt es weiterhin ab, daß die NATO ein
Organ zur engen Abstimmung aller internationaler
Themen wird. Das heißt nicht, daß man der Auf-
fassung ist, ein kollektives Sicherheitssystem könne
die Allianz ersetzen42 ). Im Gegenteil hält man eine
echte Verteidigung als Gegengewicht zur sowjeti-

sehen Militärmacht in Europa nur in der Allianz mit
den USA für möglich43 ). Man tut dies aus gutem
Grund, ist doch bisher ein Ersatz taktischer boden-
gestützter amerikanischer Waffen durch französi-
sche Systeme ebensowenig absehbar wie durch bri-
tische. So hat man auch nichts dagegen einzuwen-
den, daß zur künftigen politischen Rolle der NATO
deren Verwendung als „Manager des Rüstungsab-
baus“ gehören soll44).

Andererseits ist man aber in Paris nicht gewillt, die
zukünftige Gestaltung der sicherheitspolitischen
Landschaft Europas vollkommen von den Vorstel-
lungen der Amerikaner abhängig zu machen. Deut-
lich wurde dies, als US-Präsident Bush mit seinem
Vorschlag, taktische Luftstreitkräfte der Amerika-
ner von deutschem Boden nach Frankreich zu ver-
lagern. in der französischen Hauptstadt eher auf
Zurückhaltung stieß45 ). Frankreich befürchtet, daß
Washington sich auch in dieser Stunde zum Haupt-
anwalt europäischer (Sicherheits-)Interessen ma-
chen. das eigene Gewicht aber erneut zu kurz kom-
men könnte. Deshalb ruft man die NATO zu enge-
rer Abstimmung mit der Europäischen Gemein-
schaft und der KSZE-Konferenz auf46 ). Sie bilden
für Frankreich den geeigneten institutionellen Rah-
men für die Herausbildung einer spezifisch „euro-
päischen Verteidigungsachse“. Auf dem von den
35 KSZE-Staaten Ende des Jahres geplanten Gip-
feltreffen will man insbesondere Vorschläge in
diese Richtung gründlich prüfen.

Bei allen Vorbehalten gegenüber einer zu starken
Position der NATO in Europa, ist für Frankreich
der Einschluß eines vereinigten Deutschland in de-
ren politische und militärische Organisation unum-
stritten. Er bildet sozusagen eine zusätzliche Rück-
versicherung, bleibt der deutsche Einigungsprozeß
doch damit nicht nur europäisch, sondern auch
durch die Amerikaner kontrolliert47 ). Ganz abge-
sehen davon sieht man in Paris auch die Schwierig-



keit, daß die KSZE vorläufig die NATO noch nicht
ersetzen kann und daß nur die Anwesenheit ameri-
kanischer Streitkräfte in Europa die Stabilität und
Sicherheit in Zeiten hoher Ungewißheit und großer
Veränderungen gewährleistet. Man denkt eher in
Prozeßkategorien und hält die Umwandlung oder
gar Ablösung der Allianz durch ein kooperatives

gesamteuropäisches Sicherheitssystem erst dann für
möglich, wenn ein solches in Form von neuen
(KSZE-)Institutionen geschaffen wurde, in denen
auch die Amerikaner ihren Platz finden. Schon jetzt
aber will man über die europäischen Institutionen
aktiver als bisher am europäischen Rüstungskon-
trollprozeß mitwirken.

II. Die Haltung der Sowjetunion

Der Wandel des sowjetischen Standpunktes in der
Wiedervereinigungs- und Bündnisfrage seit den
Novemberereignissen in der DDR ist Ausdruck der
vor dem Hintergrund des Nationalitätenkonflikts

I und der prekären wirtschaftlichen Lage einerseits
I und den Erosionserscheinungen im Warschauer
Pakt andererseits aufgetretenen großen innen- wie
außenpolitischen Schwierigkeiten, mit denen sich
Gorbatschow auseinanderzusetzen hat48 ). Der
Kremlchef ist längst durch die Entwicklungen, die
er selbst entscheidend ausgelöst hat, überholt wor-
den. Eine klare Konzeption, auch in der Deutsch-
landpolitik, ist nicht zu erkennen. Die Initiativen,
die Moskau ergreift, entspringen eher der Verle-
genheit, Zeit zu gewinnen, um sich allmählich auf
die veränderte Lage halbwegs einzustellen.
Daran ändert auch die Tatsache nichts, daß sich in
der Außenpolitik durchaus wesentliche Charakteri-
stika des Neuen Denkens in der Sowjetunion be-
reits abzeichnen49). Die politische Führung erkennt
hier inzwischen das Prinzip der Freiheit der Wahl
uneingeschränkt an. Die Regierungsbildung in Po-
len, die Ausrufung der Republik in Ungarn und in
der Tschechoslowakei, ihre Distanzierung gegen-
über dem Warschauer Pakt sowie die Ereignisse in
der DDR werden von Moskau als Ausdruck des
Rechts jedes Staates und jedes Volkes akzeptiert,
über sein politisches Schicksal selbst zu bestim-
men50). Das neue Modell der gegenseitigen Bezie-

hungen zwischen der Sowjetunion und den osteuro-
päischen Staaten beruht nicht mehr „auf dem
Schema .stark — schwach4 mit Elementen der Vas-
sallen-Abhängigkeit, sondern auf der Gleichbe-
rechtigung und der Anerkennung der Souveräni-
tät“51 ).

Andererseits ist mit dem Zerfallsprozeß des War-
schauer Pakts das für Moskau als lebenswichtig er-
achtete westliche Sicherheitsglacis zerschmolzen.
Moskau fürchtet ganz offensichtlich, daß der politi-
schen Zugehörigkeit Gesamtdeutschlands zur
NATO mit der Zeit die militärische folgen könnte
und damit der ehemals wichtigste sowjetische Vor-
posten am Ende doch noch im westlichen Bündnis
auftaucht.

Deswegen war die sowjetische Führung auch lange
Zeit bestrebt, den Status quo in Deutschland mög-
lichst unangetastet zu lassen. Erst nach der friedli-
chen Revolution in der DDR begann sich auch im
Kreml allmählich die Einsicht durchzusetzen, daß
der sich anbahnende Vereinigungsprozeß der bei-
den deutschen Staaten nicht mehr aufzuhalten war.
Diese Erkenntnis führte zu einer Reihe von vagen
deutschlandpolitischen Modellen, die Gorbatschow
in der Folgezeit dem Westen anbot, die aber alle
bisher darauf hinausliefen, die gesamtdeutsche
NATO-Mitgliedschaft zu verhindern.

N

Ausgehend von der Prämisse, daß die deutsche
Frage nur im Zusammenhang mit der gesamteuro-
päischen Entwicklung und unter Berücksichtigung
der Sicherheitsinteressen der europäischen Nach-
barn und der übrigen Staaten Osteuropas gelöst
werden könne, schlug man in Moskau als sicherste
Lösung zunächst einen neutralen Status des künfti-
gen Deutschlands vor 52 ). Damit sollte einer zu radi-
kalen Verschiebung des Kräftegleichgewichts in
Europa durch die Einbindung Deutschlands in das



westliche Bündnis vorgebeugt werden. Verbunden
war die Forderung nach einer militärisch-politi-
schen Neutralität zeitweise sogar mit dem Verlan-
gen nach einer Entmilitarisierung Deutschlands,
wobei man darunter in Moskau allerdings nicht die
völlige Abrüstung verstand, sondern die Schaffung
solcher Bedingungen, die ausschließlich einen de-
fensiven Charakter der deutschen Streitkräfte zulie-
ßen ).53

Nachdem man erkannt hatte, daß dies sogar in der
östlichen Hälfte Europas auf Ablehnung stieß, kam
der Vorschlag aus Moskau, Deutschland solle bei-
den Bündnissen angehören, der westliche Teil der
NATO, der östliche dem Warschauer Pakt, bis
nach ein paar Jahren beide Bündnisse in einem
europäischen Sicherheitssystem aufgehen wür-
den54 ). Aber eine solche Doppelmitgliedschaft
liefe letzten Endes erneut auf eine Neutralität hin-
aus. Sie könnte zudem bedeuten, daß sich für den
Fall der Verlängerung dieser Übergangszeit — und
dies liegt angesichts der unklaren Vorstellungen
über die vorzunehmende Integration auf Seiten der
Sowjetunion nahe — die Fremdbestimmung auch
nach der politischen Vereinigung fortsetzte.

Bei einem Besuch Ministerpräsident Modrows in
Moskau am 6. März 1990 leitete Moskau dann erst-
mals aus der deutschen Einigung auch die Chance
ab. die Sicherheitsstrukturen in Europa neu zu for-
mieren. Sollten sich NATO und Warschauer Pakt
erst einmal in ihren Strukturen grundlegend geän-
dert haben und in einem gesamteuropäischen Si-
cherheitssystem aufgegangen sein, stünde die
Bündnisfrage ohnehin nicht mehr zur Diskussion.
Moskau wünschte daher in erster Linie eine Syn-
chronisation der deutschen Einigung mit dem
KSZE-Prozeß; dieser sei Motor für den institutio-
nalisierten Ausbau in Richtung auf bündnisüber-
greifende gesamteuropäische Sicherheitsstruktu-
ren.

Die Institutionalisierung des KSZE-Prozesses kann
aber Jahre in Anspruch nehmen, da wahrscheinlich
jede der 35 teilnehmenden Nationen ihre eigenen
Vorstellungen und ihre eigene Kosten-Nutzen-Kal-
kulation anstellen wird. Die KSZE ist ein großer
Korb, der Verschiedenes, auch Gegensätzliches
aufnimmt. Die Tolerierung solcher Gegensätze
bringt es mit sich, daß man in vielen Bereichen über
das Stadium relativ unverbindlicher Erklärungen
nicht hinauskommt. Damit ist die KSZE zwar ein
nützliches Gesprächsforum, vom Status einer su-
pranationalen Ordnung aber noch weit entfernt.
Wie soll es also zu glaubwürdigen Beistandsver-

pflichtungen in der Sicherheitspolitik kommen,
wenn unterschiedliche Interessenlagen und Menta-
litäten keine Übereinstimmung erzielen? Hier stößt
die Idee einer europäischen Friedensordnung, in
der jeder seinen Platz findet, vorläufig zumindest
noch an ihre Grenzen. Und genau an diesem Punkt
wiederum entpuppt sich die NATO als ideale Über-
gangsregelung mit ihrer auf der Freiwilligkeit und
der demokratischen Verfassung der Mitglieder be-
ruhenden Flexibilität im Hinblick auf die Verände-
rungen in Europa.

Moskau ließ als nächstes verlauten, daß es mit ei-
nem raschen Vollzug der Einigung nun doch einver-
standen sei, dafür aber eine Übergangszeit zur Klä-
rung der äußeren Gesichtspunkte, d. h. insbeson-
dere der Frage der Bündniszugehörigkeit beanspru-
che — Entkoppelung also der inneren und äußeren
Aspekte der Einheit55). Bis dahin sollten die
Rechte der Vier Mächte für Deutschland als Gan-
zes fortbestehen. Auf diese Weise wollte man im
Kreml Zeit gewinnen, bis sich die Bündnisfrage im
Verlauf der Wiener Abrüstungsverhandlungen und
der Bildung neuer KSZE-Einrichtungen von selbst
entschärft hätte.

Da die von Moskau geforderte Festlegung der deut-
schen Truppenstärke aber im Prinzip einer diskri-
minierenden Sonderbehandlung Deutschlands
gleichkäme — eine solche Obergrenze kann nur
zusammen mit dem Umfang der Streitkräfte ande-
rer Staaten in Wien vereinbart werden —, stieß
auch dieser Vorschlag auf den Widerspruch der
Allianz. Gorbatschow rückte denn auch ebenso
schnell wieder von ihm ab und versuchte, seinen
Widerstand gegen eine Mitgliedschaft Deutsch-
lands in der NATO im Westen dadurch abzumil-
dern, daß er anregte, „schon bei den gegenwärtigen
VKSE-Verhandlungen eine .allgemeine Erklärung1
des Inhalts zu beschließen, im Rahmen von
.Wien IT Obergrenzen für die deutschen und die
Streitkräfte anderer europäischer Staaten festzuset-
zen“56 )- Je mehr man also in Moskau spürte, daß
sich der Westen in der Bündnisfrage keinesfalls er-
weichen lassen würde, desto stärker setzte man die
Akzente auf eben die Gründung eines gesamteuro-
päischen Sicherheitssystems als Alternative zu den
herkömmlichen Bündnissen. An der Ablehnung
der NATO-Zugehörigkeit Deutschlands bis zur
Vollendung eines solchen Systems änderte dies frei-
lich weiterhin nichts. Auch beim Washingtoner
Gipfel Anfang Juni konnten die tiefgreifenden Dif-



ferenzen über diese Frage nicht überwunden wer-
den.

Die deutsche Frage dürfte also in den kommenden
Monaten ihre hypnotische Wirkung auf Moskau
behalten. So ohne weiteres wird man im Kreml den
Status der Siegermacht als letzten Trumpf nach der
Auflösung des „cordon sanitaire“ nicht aus der
Hand geben wollen. Dies entspricht sowohl einem
auf subjektiven Erfahrungen gegründeten Sicher-

heitsbedürfnis der Sowjetunion als auch der Sorge,
in Europa an den Rand gedrängt zu werden. Der
Westen kann es sich leisten, darauf Rücksicht zu
nehmen, wenngleich die Mittel des Kremls, seine
Ansprüche durchzusetzen, gering sind. Auf die
Dauer nämlich wären sowjetische Behinderungen
der Wiener Konferenz und damit auch des KSZE-
Prozesses sowie der Regelung der äußeren Aspekte
der deutschen Einigung doch lästig und könnten für
Unruhe in Europa sorgen.
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Roland Hahn: Die Idee der Nation und die Lösung der deutschen Frage

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 29/90, S. 3—12

Die friedliche Revolution in der DDR. in deren Verlauf aus der Parole „Wir sind das Volk“ schnell der Ruf
wurde „Wir sind ein Volk“, hat in der Bundesrepublik zuerst zur Verwunderung, später zur Sorge vor
einem aufkeimenden Nationalismus geführt. Dahinter steht die seit den siebziger Jahren zunehmend in
Frage gestellte Konzeption einer ethnisch bestimmten deutschen Nation und der Zweifel an der Möglich-
keit einer Wiedervereinigung Deutschlands.
Der Beitrag untersucht den Begriff der Nation im Hinblick auf die Unterscheidung Friedrich Meineckes
von „Staatsnation“ und „Kulturnation“ und problematisiert die klassischen Nationsdefinitionen vor dem
Hintergrund der deutschen Entwicklung der vergangenen 40 Jahre. Der Wandel der nationalen Sclbstde-
ßnition in beiden deutschen Staaten zeigt auf, daß seit Beginn der siebziger Jahre in der DDR offiziell, aber
auch in einflußreichen Kreisen der politischen Publizistik der Bundesrepublik mit jeweils unterschiedlicher
Zielsetzung versucht wurde, eine staatsnational geprägte Identität zu entwickeln.
War das in der DDR Ausdruck der Politik der „Abgrenzung“, so ging das Bestreben im Westen seit Karl
Jaspers Schrift „Wohin treibt die Bundesrepublik“ eher dahin, die Teilung Deutschlands als angebliches
Ergebnis des Zweiten Weltkrieges auf Dauer zu akzeptieren und ein rein rational bestimmtes National-
bewußtsein der Bundesrepublik zu entwickeln. Die dabei auf beiden Seiten aufgetretenen Widersprüche
haben jedoch gezeigt, daß die Nation als politische Legitimationsidee in Deutschland nur kulturell und
ethnisch definierbar war und damit denknotwendig die Überwindung der staatsrechtlichen Teilung anstre-
ben mußte.

Gerd Langguth: Die deutsche Frage und die Europäische Gemeinschaft

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 29/90, S. 13—23

Die Existenz der Europäischen Gemeinschaft - die schon bald nach dem Zweiten Weltkrieg mit der
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) im Jahre 1951 begann und dann 1957 mit den
Römischen Verträgen weiter fundiert wurde - hängt unmittelbar mit der deutschen Frage zusammen: sie
sollte sowohl Sicherheit für Deutschland als auch Sicherheit vor Deutschland garantieren. Die keineswegs
von allen geteilte Erkenntnis, daß Deutschland so lange geteilt bleibe, so lange der Riß der Spaltung auch
durch Europa ginge, wurde durch die Ereignisse in der DDR und in anderen zentral- und osteuropäischen
Staaten bestätigt. Es dürfte (neben anderen Faktoren, wie z. B. die Annäherung der beiden Supermächte)
gerade die Faszinationskraft der (west-)europäischen Integration gewesen sein, die die Erosion im Staa-
tenbereich des Warschauer Paktes forcierte.
Vielen war in der Bundesrepublik der Zusammenhang der Deutschland- und Europapolitik nicht mehr
einsichtig, obwohl er sich auch in den europäischen Vertragswerken niedergeschlagen hat. Teilweise wurde
in der Bundesrepublik sogar die Auffassung vertreten, der Prozeß der europäischen Einigung erschwere
oder verhindere sogar die Einheit der Deutschen. Das deutsche Volk war indes in der Präambel des
Grundgesetzes aufgefordert worden, „seine nationale und staatliche Einheit zu wahren und als gleichbe-
rechtigtes Glied in einem vereinten Europa dem Frieden der Welt zu dienen“. Auch insoweit war vom
Verfassungsgebot her die deutsche Frage in den europäischen Kontext eingebettet.



Gert Krell: Die Ostpolitik der Bundesrepublik Deutschland und die deutsche Frage.
Historische Entwicklungen und politische Optionen im Ost-West-Konflikt

Aus Politik und Zeitgeschichte. B 29/90. S. 24—34

Die spezifischen Probleme bundesdeutscher Ostpolitik im Kalten Krieg und in der darauf folgenden Phase
der Entspannung sind auch unter den jüngsten Bedingungen radikalen Systemwandels von Interesse. Die
verschiedenen damaligen Optionen und ihre Entwicklung bieten vor allem Kriterien für eine Einschätzung
der Beständigkeit der deutschen Ost- und Entspannungspolitik vor dem Hintergrund einer problemati-
schen außenpolitischen Vergangenheit.
Als Rahmenbedingungen westdeutscher Ostpolitik werden die Last der nationalsozialistischen Verbrechen
und des Zweiten Weltkrieges, die Realität des Macht- und Systemkonfliktes sowie die moralischen Pro-
bleme des Status quo thematisiert. Die verschiedenen Optionen westdeutscher Ostpolitik haben diesen
— widersprüchlichen — Anforderungen auf unterschiedliche Weise Rechnung zu tragen versucht. Die
militärische Revision der „Dreiteilung“ schied von Anfang an aus; zunächst wurden die Optionen „Revi-
sionismus aus kalkulierter Stärke“ und „Revisionismus aus kalkulierter Schwäche“ verfolgt, die beide
scheiterten. Erst mit der Neudefinition der nationalen Frage in den siebziger Jahren fand die deutsche
Ostpolitik eine nach innen wie außen tragfähige Grundlage.
Die westdeutsche Ostpolitik markiert mit ihren Entwicklungsschritten Gewaltverzicht, Differenzierung der
revisionistischen Forderungen und Übergang von der Macht zum Kompromiß einen historischen Fort-
schritt. Er gibt zu der begründeten Hoffnung Anlaß, daß damit eine dauerhafte Tradition demokratischer
Außenpolitik begründet worden ist, an die der neue deutsche Einheitsstaat anknüpfen kann.

Stefan Fröhlich: Umbruch in Europa. Die deutsche Frage und ihre sicherheitspolitischen
Herausforderungen für die Siegermächte

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 29/90, S. 35—45

Die Frage, wie sich ein vereinigter deutscher Bundesstaat in die europäische Landschaft einfügen soll, kann
nicht ohne Berücksichtigung der Interessen der Nachbarn und der Weltmächte beantwortet werden. Sie
muß ferner die Tatsache in Rechnung stellen, daß Deutschland in besondere geopolitische, wirtschaftliche
und historische Zusammenhänge eingebettet ist, aus denen sich die Vorbehalte gegenüber einer Wieder-
vereinigung ergeben; gegen sie läßt sich die deutsche Einheit nicht ohne weiteres verwirklichen.
In bilateralen Gesprächen und auf den „Zwei-plus-vier“-Konferenzen geht es vor allem darum, den Voll-
zug der Wiedervereinigung mit den Sicherheitsinteressen der Siegermächte zu harmonisieren. Dabei zeigt
sich, daß die Ängste Moskaus vor einem mit der Ausdehnung des NATO-Gebietes bis zur Oder und Neiße
verbundenen machtpolitischen Zugewinn des Westens das entscheidende außenpolitische Hindernis auf
dem Weg zur Einheit darstellen.
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